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Editorial 
Der Arbeitskreis Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung (SAMF) ist ein 1977 gegrün-
deter bundesweiter Zusammenschluß von Arbeitsmarktforscherinnen und -forschem aus ver-
schiedenen Fachdisziplinen sowie Praktikern aus Politik und öffentlicher Verwaltung. Er 
nimmt forschungsgenerierende und -koordinierende Funktionen wahr. 
Der A K S A M F engagiert sich für eine integrative und interdisziplinäre Arbeitsmarktforschung, 
die den Nachteilen der weit fortgeschrittenen wissenschaftlichen Arbeitsteilung in unterschied-
liche Fachdisziplinen und Einzeltheorien entgegensteuert, und trägt zur Bestimmung der politi-
schen Handlungsbedingungen einer wirksamen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik bei. 
Das schließt neben einer engen Zusammenarbeit von Ökonomie / Soziologie / Politik- und 
Rechtswissenschaften unter anderem auch die Kooperation mit Bereichen der Technikfor-
schung, der Evaluationsforschung sowie der Sozialberichterstattung ein. 
Wesentlicher Anstoß für die Arbeit des A K S A M F sind die europaweit zunehmenden Arbeits-
markt- und Beschäftigungsprobleme, insbesondere die anhaltende Massenarbeitslosigkeit, vor 
deren Hintergrund sich die orthodoxe Theorie des Arbeitsmarktes als nur als begrenzt tauglich 
erweist. Vor der Arbeitsmarktforschung stehen in diesem Zusammenhang u.a. Fragen wie 
• die Verschiebung der Gewichte in der Arbeitsmarktpolitik, z.B. vom Staat bzw. vom Sozial-
versicherungssystem auf private Akteure, von nationalen auf internationale Akteure; 
• die Verzahnung der Arbeitsmarktpolitik - national wie international - mit anderen Politikbe-
reichen; 
• die Tendenzen zur Internationalisierung der Arbeitsmärkte; 
• Gobal Change and Immigration; 
• die Beschäftigungswirkungen neuer Technologien, neuer Dienstleistungen und Organisati-
onsformen der Arbeit; 
• Ökologie und Beschäftigung; 
• der internationale Vergleich von Erwerbs- und Beschäftigungsquoten sowie ihrer Rahmen-
bedingungen. 
Das Kardinalproblem ist: Wie kann Arbeitslosigkeit verhindert werden, und wie kann von Ar-
beitslosigkeit Betroffenen die Rückkehr ins Erwerbsleben ermöglicht werden? 
Der Arbeitskreis Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung e.V. (SAMF) bietet ein Fo-
rum, in dem entsprechende konzeptionelle Arbeiten geleistet sowie Forschungsprojekte initiiert 
werden, und der Zusammenhang zwischen Wissenschaft und arbeitsmarktpolitischer Praxis 
hergestellt wird. 
Die Verantwortung für den Inhalt der Arbeitspapiere trägt jeweils die Autorin/der Autor. 
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Vorwort 
Der vorliegende Band der Reihe „Arbeitspapiere aus dem Arbeitskreis S A M F " ent-
hält die Referate, die auf der unter der Thematik „Massenarbeitslosigkeit und Be-
schäftigungspolitik" stehenden Jahrestagung 1997 des Arbeitskreises S A M F vorge-
tragen wurden, sowie eine Zusammenschau wichtiger im Streitgespräch auf der Jah-
restagung vertretener Positionen zu den Ursachen der gegenwärtigen Beschäftigungs-
krise und zu möglichen Wegen ihrer Überwindung. 
„Massenarbeitslosigkeit und Beschäftigung" wurde vom Arbeitskreis S A M F vor al-
lem aus zwei Gründen als Thema der Jahrestagung gewählt: 
(1) Die langanhaltende und in den letzten Jahren auf ein Rekordniveau gestiegene 
Massenarbeitslosigkeit ist mit ihren sozialen und ökonomischen Konsequenzen zwei-
felsohne zur zentralen gesellschaftspolitischen Herausforderung der Bundesrepublik 
Deutschland geworden. A n der Fähigkeit, das Problem zu lösen oder doch mindestens 
einer Lösung deutlich näher zu bringen, muß sich - auch angesichts andersläufiger 
Entwicklungstrends in einigen der europäischen Nachbarländer - die Innovativität 
und soziale Leistungsfähigkeit von Wirtschaft und Politik, aber auch der einschlägi-
gen Wissenschaftsdisziplinen messen lassen. 
Die eingehende empirische Untersuchung des Zusammenhangs von Beschäftigung 
und Massenarbeitslosigkeit gehört ebenso wie die konzeptionelle Durchdringung die-
ser Phänomene zu den wichtigsten Aufgaben der Sozialwissenschaftlichen Arbeits-
marktforschung. Angesichts des enormen Problemdrucks setzt sich zugleich die Posi-
tion mehr und mehr durch, daß sich Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung 
aber damit nicht bescheiden darf, sondern sich auch in die Debatte um geeignete Stra-
tegien und Wege zu ihrer Eindämmung einzuschalten hat. 
(2) Der Arbeitskreis Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung e.V. - S A M F 
konnte im Jahre 1997 auf sein 20jähriges Bestehen zurückblicken. Dieser Sachverhalt 
ist - für sich betrachtet - durchaus erfreulich. Weniger positiv ist dagegen zu bewerten, 
daß sich im selben Zeitraum die Arbeitslosigkeit mit gewissen Schwankungen auf im-
mer höherem Niveau verfestigte, und so immer wieder Anlaß bot, sich im Rahmen 
von Forschungsprojekten, die der S A M F initiierte, und auf den durchgeführten Ta-
gungen mit ihren Ursachen, Entwicklungstrends und Folgen auseinanderzusetzen. 
V o r diesem Hintergrund wurde in den Mit telpunkt der Jahrestagung 1997 die 
Frage nach dem aktuellen Potential an gesellschaftspolitischer Wirksamkei t ar-
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beitsmarktbezogener sozialwissenschaftlicher Forschung, zu deren Konsolidierung 
innerhalb der bundesdeutsche Hochschul- und Forschungslandschaft der S A M F in 
den zurückliegenden Jahren maßgeblich mit beitrug, bei der Überwindung der Mas-
senarbeitslosigkeit gerückt. Ausgehend von Überlegungen, ob das Zie l der Vollbe-
schäftigung überhaupt noch aufrechterhalten werden solle oder könne, zu Konzeptio-
nen, Angemessenheit und Wirklichkeit von Beschäftigungspolitik (Bert Rürup) sowie 
zu den Optionen und Potentialen von Übergangsarbeitsmärkten (Günther Schmid) 
wurden aktuelle arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Konzepte 1 vorgestellt 
und kritisch hinterfragt. 
Im Mittelpunkt standen dabei insbesondere 
• die beschäftigungspolitischen Vorschläge des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg; 
• das Berliner Memorandum „Innovation, Beschäftigung, Wachstum und Wettbe-
werb" des Beirates „Berufliche Bildung und Beschäftigungspolitik" der Senatsver-
waltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen, Berlin; 
• die beschäftigungspolitischen Konzeptionen der „Kommission für Zukunftsfragen 
der Freistaaten Bayern und Sachsen", Bonn („Erwerbstätigkeit und Arbeitslosig-
keit in Deutschland. Entwicklung, Ursachen und Maßnahmen") . 
Der strategische Leitfaden der Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung 
„Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, sozialer Zusammenhalt, ökologische Nachhal-
tigkeit. Drei Wege - ein Z i e l " konnte in die Diskussion nicht einbezogen werden, da 
er zum Zeitpunkt der Tagung noch nicht vorlag. E r wird Bestandteil der Fortsetzung 
der Debatte auf der 98er Jahrestagung des A K S A M F sein. 
Die lebhafte, oft kontroverse Diskussion auf der Jahrestagung 1997 des S A M F be-
stätigte vor allem dreierlei: 
Erstens: A n für einen Beschäftigungsschub auf dem Weg unserer Gesellschaft in das 
21. Jahrhundert nutzbaren Ergebnissen und Konzepten der Arbeitsmarktforschung 
herrscht offensichtlich kein Mangel. Das Spektrum reicht von neoliberalen Hand-
lungsszenarien, die ein Ende der Erwerbsgesellschaft postulieren und auf die Aufhe-
bung der Grundlagen sozialer Marktwirtschaft hinauslaufen, bis zu integrierten Kon-
zepten einer aktiven Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, die Instrumente auf 
unterschiedlichen Ebenen und mit unterschiedlichen Zeithorizonten zur nachhaltigen 
Reduzierung der Arbeitslosigkeit zu bündeln sucht. 
1 Siehe hierzu auch in diesem Heft: Beschäftigungspolitische Strategiepapiere - Quellenverzeichnis 
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Den Konzepten gemeinsam ist, daß sie nach beschäftigungspolitischen Lösungen su-
chen, die den grundlegenden Veränderungen Rechnung tragen können, die sich welt-
weit in der politischen Arena sowie in den Rahmenbedingungen des Wirtschaftens 
und damit der Erwerbsarbeit vollzogen haben. Daß dies von unterschiedlichen wis-
senschaftlichen (und politischen) Positionen aus erfolgt und in kontroverse Er-
klärungsmuster und Handlungsempfehlungen für die Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
gungspolitik mündet, kann nicht verwundern. Aus der Sicht der Herausgeber schei-
det aber angesichts der historischen, wirtschaftlichen und sozialen Ausgangsbedin-
gungen der Bundesrepublik Deutschland eine Konzeption, welche die Zukunft der 
Erwerbsarbeit auf dem Weg des Wettbewerbs um niedrige Löhne, Sozial- und U m -
weltstandards mit den weniger entwickelten Staaten Europas und der Welt sichern 
w i l l , aus. Dagegen sollten alle Anstrengungen darauf gerichtet werden, ein differen-
ziertes Strategiekonzept zu entwickeln, das eine deutliche Ausweitung der Binnen-
nachfrage ebenso einschließt, wie den Abbau der unmäßigen Belastung des Produk-
tionsfaktors Arbeit und eine entsprechende Verteuerung von Ressourcenverbrauch 
und Umweltbelastungen, um mit dem Zie l einer Verbesserung der Beschäftigungs-
lage auch überfällige Impulse in Richtung auf eine „nachhaltige Entwicklung" zu 
verbinden. Dazu gehört weiterhin auch eine Lohnpolitik, die auf ein Gleichgewicht 
zwischen Produktivitätsorientierung und Kaufkrafterhöhung abzielt, adäquate For-
men für weitere mögliche und notwendige Arbeitszeitverkürzungen sucht, und dabei 
zugleich die Notwendigkeiten einer Investitionsentwicklung für mehr Beschäftigung 
im Auge behält. 
Zweitens: Innovative arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Denkansätze trafen 
in letzter Zeit immer mehr auf eine fehlende Handlungsbereitschaft und -fähigkeit der 
Politik. Vollbeschäftigung oder auch nur ein „hoher Beschäftigungsstand" - bis A n -
fang der 80er Jahre eine von allen relevanten gesellschaftlichen Gruppen getragene 
Zielsetzung - geriet weitgehend aus dem Blickfeld. Dagegen verselbständigte sich die 
„Verbesserung der Angebotsbedingungen der Wirtschaft" zum nicht mehr auf seine 
Wirkungen befragten Selbstzweck. Deregulierung ohne Rücksicht auf den Gegen-
standsbereich und ohne Kontrolle der damit verbundenen Effekte wurde zum unre-
flektierten Credo. Selbst angesichts Mil l ionen Arbeitsloser wurden die Instrumente 
aktiver Arbeitsmarktpolitik daher nur halbherzig eingesetzt. Eine charakteristische 
Ausnahme bildeten die für die neuen Bundesländer in den ersten Jahren nach dem Bei -
tritt praktizierten Maßnahmen. Dort kamen vor dem Hintergrund des weitgehenden 
Zusammenbruchs auch des Beschäftigungssystems arbeitsmarktpolitische Instru-
mente in bislang nicht gekannter Dimension zum Einsatz - wie sich zeigen sollte al-
lerdings offenbar weniger, weil man mittlerweile von der Sinnhaftigkeit aktiver Arbeits-
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marktpolitik überzeugt gewesen wäre, sondern vielmehr deshalb, um mit Hilfe dieser 
Maßnahmen politische Eruptionen zu vermeiden und Zeit für die „friedliche" Sti l l-
egung eines erheblichen Teils der ostdeutschen „Labour-Force" zu gewinnen. 
Drittens: Die Notwendigkeit des Führens wissenschaftlicher Diskurse sowie des in-
terdisziplinären Herangehens an arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Problem-
sichten und Lösungsansätze war eine der Zielsetzungen, die die Initiatoren 1977 mit 
der Gründung des A K S A M F verbanden. Zweifellos ist es in der Zwischenzeit gelun-
gen, sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung in der Wissenschaftslandschaft 
der Bundesrepublik erfolgreich zu etablieren. Weit schneller aber noch als die ein-
schlägigen Forschungskapazitäten sind die zu lösenden Probleme gewachsen, und es 
ist zu befürchten, daß diese Tendenz weiter anhält. Angesichts der Notwendigkeit von 
und des Bedarfs an neuen gesellschafts- und arbeitsmarktbezogenen Politikansätzen 
und deren Umsetzung muß interdisziplinäres und vor allem disziplinenintegrierendes 
Vorgehen weiter an Gewicht gewinnen, was mit weiter steigenden Anforderungen 
auch an die Kooperationsbereitschaft/-fähigkeit sozialwissenschaftlicher Arbeits-
marktforschung verknüpft ist. 
Der A K S A M F wird sich weiter bemühen, zu Fortschritten in dieser Richtung beizu-
tragen. Die SAMF-Jahrestagung 1997 „Massenarbeitslosigkeit und Beschäftigungs-
politik", deren Ergebnisse im folgenden vorgestellt werden, mag als ein solcher Be i -
trag angesehen werden. 
Die Herausgeber 
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Bert Rürup 
Konzeptionen, Angemessenheit und Wirklichkeit von Beschäftigungspolitik 
Das anstehende Wahlkampfjahr und die damit verbundenen politischen Parolen ma-
chen sich auch in der medienrelevanten beschäftigungspolitischen Debatte bemerk-
bar. So ist man nämlich wieder einmal zu dem „bemerkenswerten" Ergebnis gelangt, 
daß die Arbeitslosigkeit entweder durch höhere oder durch niedrigere Löhne beseitigt 
werden kann. Für das vitale Interesse der Arbeitslosen - nämlich wieder Beschäfti-
gung zu finden - bringt diese Zuspitzung definitiv nichts. 
Notwendig erscheint dagegen nach wie vor eine theoretisch und empirisch fundierte 
Analyse der Ursachen der Arbeitslosigkeit, um auf einer solchen Basis - so es die gibt 
- seriöse beschäftigungspolitische Optionen formulieren, aber auch Sackgassen iden-
tifizieren zu können. 
Aus diesem Grunde sollen im folgenden zunächst die Ursachen der Arbeitslosigkeit 
skizziert werden, um auf dieser Grundlage dann die wichtigsten Konzeptionen der A r -
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik zu diskutieren; allerdings mit einem etwas re-
signativen Ergebnis. 
1. Erklärungsmuster der Arbeitslosigkeit 
Deutschland hat nicht nur ein Arbeitslosigkeitsproblem, sondern auch und vielleicht 
besonders ein (Wieder)beschäftigungsproblem, denn die Entwicklung der Arbeitslo-
sigkeit in den letzten knapp 25 Jahren ist vor allem durch ihren treppenförmigen A n -
stieg um jeweils etwa 800.000 Personen im Zuge jeden Abschwunges charakterisiert, 
ohne daß dieser Anstieg bis zur folgenden konjunkturellen Schwächephase wieder ab-
gebaut worden wäre. Dieses „Hysterese" genannte Erscheinungsbild der Arbeitslosig-
keit ist aus einem Zusammenspiel von zwei ökonomischen und einem institutionellen 
Phänomen erklärbar: 
(1) dem Persistenzphänomen, 
(2) von Strukturwandelproblemen und 
(3) der sogenannten Armutsfalle. 
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Zu (1): Die wichtigste Ursache persistenter, d.h. einer anhaltend hohen und ggf. stei-
genden Arbeitslosigkeit sind vor allem die mit Langzeitarbeitslosigkeit verbundenen 
Dequalifizierungsprozesse, die „Veralterung" und der „Abbau" von Humankapital. 
Die damit einhergehende Konkurrenzunfähigkeit dieser Arbeitslosen bedingt auch 
ihre Nichtberücksichtigung in Lohnverhandlungen. 
Und die an der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität orientierte Lohnverhandlung 
verfolgt die Outsiderpositionen. 
Zu (2): Die Suche nach Wiederbeschäftigungschancen der von Arbeitslosigkeit Be-
troffenen führt zu der zweiten Frage, nämlich der, in welchen Sektoren eine zusätzli-
che Arbeitsnachfrage zur Absorption dieses Arbeitskräftereservoirs zu erwarten ist. 
E i n wachsendes Beschäftigungsvolumen ist aufgrund aller empirischen Erfahrun-
gen in beschäftigungspolitisch erfolgreicheren Ländern, aber auch aufgrund der für 
Deutschland einschlägigen Prognosen nach einhelliger Auffassung nur noch im 
Dienstleistungssektor zu erwarten. 
Bei den haushaltsnahen bzw. konsumbezogenen Dienstleistungen sind bereits ge-
genwärtig Angebotslücken feststellbar. 
Allerdings kann aus diesen Lücken nicht auf ein mehr oder weniger unmittelbar be-
vorstehendes Ansteigen der Beschäftigung in diesen Bereichen geschlossen werden. 
Die Nachfrage vor allem nach haushaltsnahen Dienstleistungen unterliegt einer hohen 
Preiselastizität mit der Folge, daß das tatsächliche Ausmaß der (zusätzlichen) Be-
schäftigung in diesen Sektoren in entscheidenden Maße einerseits von den Lohnko-
sten für den Beschäftigten („dem Produzentenlohn") und andererseits von dem Netto-
entgelt für den (potentiellen) Beschäftigten („dem Konsumlohn") abhängt. 
Zu (3): Hinzu kommt als drittes Problem die institutionell bedingte Sozialhilfe- oder 
Armutsfalle, derzufolge sich in den unteren Lohngruppen aufgrund der faktischen 
Transferentzugsrate von 100 Prozent bereits bei nur geringfügig über den staatlichen 
Unterstützungszahlungen liegendem Entgelt das verfügbare Einkommen trotz einer 
Arbeitsaufnahme praktisch nicht erhöht. Dies hat zur Folge, daß der Hilfeempfänger 
die Aufnahme von Arbeit aus rationalen Gründen ablehnen wird, und dies wiederum 
verschärft die Persistenzproblematik. 
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2. Arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Maßnahmen 
Arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Maßnahmen lassen sich in offensive und 
defensive Maßnahmen einteilen. 
Die in Gewerkschaftskreisen nach wie vor „beliebteste" beschäftigungspolitische Op-
tion ist eine defensive Strategie, nämlich die allgemeine Arbeitszeitverkürzung: Über 
eine Reduzierung der tariflichen Wochenarbeitszeit soll es zu einer Umverteilung des 
Arbeitsvolumens zugunsten der Arbeitslosen und zu Lasten der Arbeitsplatzbesitzer 
kommen. 
Gegen diese Strategie sprechen folgende Gründe: 
• Eine Arbeitszeitverkürzung ohne Berücksichtigung der Präferenzen der davon be-
troffenen Arbeitnehmer, die deren Beschäftigungsvolumen und damit auch deren 
Einkommenschancen reduzieren, muß die Schwarzarbeit fördern. 
• E i n positiver Beschäftigungseffekt ist nur bei Kostenneutralität zu erwarten. 
Kostenneutralität erfordert aber nicht nur konstante Stundenlohnsätze, sondern 
deren Absenkung, um die mit den Einstellungen verbundenen Einstellungs- und 
Einarbeitungskosten zu kompensieren. 
• Die für die Arbeitszeitverkürzung notwendige Annahme, die zu verteilende Arbeit 
sei weitgehend homogen, d.h. sie könne auch von Arbeitslosen ausgeübt werden, 
ist gerade bei der mit Dequalifizierungsprozessen einhergehenden Dauerarbeits-
losigkeit unrealistisch. 
• Schließlich sind bei standardisierten allgemeinen Arbeitszeitverkürzungen eine 
Reihe von Substitutionsprozessen seitens der Unternehmen zu erwarten, z .B. eine 
Erhöhung der Kapitalintensität, vermehrte Überstunden wegen des „Ganzzahlig-
keitsproblems" oder auch Standortverlagerungen. 
Diese Punkte lassen eine Arbeitszeitverkürzung im traditionellen Sinne als wenig er-
folgversprechend erscheinen, zumal als genereller Einwand hinzukommt, daß die al-
len Arbeitszeitverbesserungskonzepten zugrunde liegende Annahme eines im wesent-
lichen konstanten Arbeitsvolumens, welches eben gerechter verteilt werden müsse, 
verfehlt ist. Es kann nicht darum gehen, das „knappe" Gut Arbeit zu rationieren, es 
muß m.E. vielmehr darum gehen, das Arbeitsvolumen zu erhöhen. 
Und genau auf eine solche Erhöhung des Arbeitsvolumens und damit der Beschäfti-
gungszahlen zielen die offensiven Maßnahmen, die sich ihrerseits im Sinne der alten 
klassisch-keynesianischen Dichotomie in angebotsseitige und nachfrageseitige unter-
teilen lassen. 
D ie nachfrageseitige Strategie zum Abbau der konjunkturell bedingten A r -
beitslosigkeit durch ein expansives demand management ist sicher nicht so un-
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sinnig wie vielfach behauptet wird, gleichwohl ist diese auch heute keynesianische 
Konzeption unter den obwaltenden Umständen Restriktiven unterworfen. 
Diese Restriktiven bestehen in 
• den beträchtlichen und nur schwer vorhersehbaren time-lags diskretionärer nach-
fragesteuernder Maßnahmen; 
• dem möglichen Abfluß von Nachfrage ins Ausland; 
• den derzeit praktisch nicht vorhandenen Verschuldungsspielräumen der 
öffentlichen Haushalte und möglicherweise 
• in der antizipierenden Ausgabenzurückhaltung insbesondere durch die Unterneh-
men aufgrund rationaler Erwartungen. 
Daß das auf der Kaufkrafttheorie der Löhne basierende Argument einer expansiven 
Lohnpolitik zur beschäftigungserhöhenden Stärkung der Binnennachfrage bereits zu 
Zeiten eines E m i l Lederer (1932) falsch war, sei nur der Ergänzung halber erwähnt. 
Somit bleiben die angebotsorientierten Maßnahmen, als da wären: 
• Lohnzurückhaltung; 
• Stärkung der unternehmerischen Investitions- und Innovationsdynamik 
durch diverse Deregulierungen; 
• Unternehmenssteuerreform; 
• Abgabenentlastung des Faktors Arbeit und 
• Flexibilisierung der tariflichen Vereinbarungen. 
Diese Maßnahmen werden - zumindest ausnahmsweise - seit 15 Jahren exekutiert. 
Die fehlenden sichtbaren Erfolge dieser Strategie werden von ihren Protagonisten mit 
der Halbherzigkeit begründet, ohne aber zu sagen, wie weit die Reallöhne oder die 
Unternehmenssteuern sinken bzw. wie hoch die Gewinne - neuerdings die Gewinn-
erwartungen - sein müssen. 
Rekurriert man auf die o.g. Erklärungsmuster der herrschende Arbeitslosigkeit (Hu-
mankapitalentwertung, Dienstleistungslücke, Armutsfalle), so stellt sich die zentrale 
Aufgabe vor allem darin, die Beschäftigungschancen gering qualifizierter Erwerbs-
personen und damit auch das Angebot und die Nachfrage nach gering entlohnten A r -
beitsplätzen zu erhöhen. 
Dies wiederum ist ebenfalls auf zwei Wegen möglich, nämlich durch eine mengen-
und eine preisorientierte Strategie. 
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Mengenorientierte Arbeitsmarktpolitik 
Die mengenorientierte Arbeitsmarktpolitik hat in der beschäftigungspolitischen De-
batte der letzten Jahre unter dem Stichwort „zweiter Arbeitsmarkt" eine beachtliche 
Konjunktur erlebt, denn natürlich erscheint es sinnvoller, Arbeit zu finanzieren, als 
Arbeitslosigkeit zu alimentieren. 
Es soll hier keine Exegese hinsichtlich der „Abgrenzung" oder der „Legitimation" 
des zweiten Arbeitsmarktes, sondern „nur" dessen ökonomische Analyse vorgenom-
men werden. 
Die aus ökonomischer Sicht relevanten Fragen hinsichtlich eines zweiten Arbeits-
marktes beziehen sich auf die Anreizwirkungen, die Allokationseffekte, die Qualifi-
kationswirkungen und auf die Finanzierung. 
Anreizaspekte 
Unter dem Anreizaspekt ist auf zwei Probleme hinzuweisen. 
V o n den Kritikern dieser Strategie wird in erster Linie das vertikale Anreizproblem 
hervorgehoben, denn den „Teilnehmern" würden durch die Bereitstellung mehr oder 
weniger gut bezahlter Arbeitsplätze im zweiten Arbeitsmarkt die individuellen A n -
reize genommen (oder zumindest verringert), sich um eine reguläre Beschäftigung auf 
dem Arbeitsmarkt zu bemühen. Die öffentlich geförderte Beschäftigung würde aus 
der Sicht des dort „Arbeitenden" als regulärer Arbeitsplatz betrachtet, und die Suchin-
tensität nach einer unsubventionierten Stelle auf dem ersten Arbeitsmarkt würde ab-
nehmen. 
Neben diesem negativen Aspekt gibt es aber noch ein weiteres, ein horizontales A n -
reizproblem. Denn der Lohnsatz auf dem zweiten Arbeitsmarkt muß natürlich auch 
eine Anreiz- und Motivationsfunktion für die hier Beschäftigten erfüllen. Er muß 
hoch genug sein, um sie zu veranlassen, aus der Arbeitslosigkeit in dieses Segment 
überzuwechseln. 
Das Problem ist, daß sich beide Anreize hinsichtlich ihrer Wirkungsketten und Anfor-
derungen an die Lohnhöhe diametral gegenüber stehen: Das vertikale Anreizproblem 
ist um so geringer, je niedriger die Entlohnung auf dem zweiten Arbeitsmarkt im Ver-
gleich zum ersten ist, während das horizontale Anreizproblem um so geringer ist, je 
höher die dortige Entlohnung liegt. 
Empirische Untersuchungen über die Wirkungen von Arbei t s losenunters tü t -
zungssystemen liefern in ihrer Tendenz eher Argumente dafür, daß der Ent loh-
nungs- bzw. Unte rs tü tzungshöhe nicht die vorrangige Bedeutung bei der Ent-
scheidung zukommt, einen Arbeitsplatz anzunehmen. Beispielsweise erk lär ten 
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bei einer Untersuchung 72% der Befragten, daß sie bereit wären, ihre A B M sofort zu 
verlassen, wenn sich ihnen ein fester Arbeitsplatz böte. 
Und hinsichtlich der horizontalen Anreizprobleme zeigen sowohl experimentelle als 
auch empirische Studien die Bedeutung der Lohndifferenzierung für die Motivation 
auch im zweiten Arbeitsmarkt. So wird z .B. der Erhalt individueller Qualifikationen 
bei der Mehraufwandsvariante deutlich negativer gesehen, als bei der Entgeltvariante, 
während Vermittlungen in ein reguläres Arbeitsverhältnis bei Maßnahmen der Ent-
geltvariante höher sind, als bei der Mehraufwandsvariante. Es gibt keine richtige Ant-
wort, sondern nur tastende Versuche in Richtung eines „workable compromise". 
Allokationseffekte 
Unter dem Stichwort Allokationswirkungen werden einerseits Verdrängungs- und 
Mitnahmeeffekte und andererseits Fehlallokationen und damit die Verschwendung 
knapper Ressourcen diskutiert. 
In einer einschlägigen Studie der O E C D werden für eine Reihe von Industrieländern 
mehrere bemerkenswerte Effekte festgestellt: 
Das irische „Employment Incentive-Programm" führte zu Verdrängungseffekten in 
der Größenordnung von 95%. Im „Jobstart"-Programm in Österreich machten die 
Mitnahmeeffekte zwischen 67% und 79% aus. Be i den Einstellungssubventionen in 
den Niederlanden betrugen die Verdrängungs- und Mitnahmeeffekte zwischen 76% 
und 89%. Während in den achtziger Jahren für westdeutsche Kommunen bedeutende 
Verdrängungseffekte nachgewiesen wurden (z.B. im Büro- und Verwaltungsbereich 
Hamburgs), konstatieren die meisten Studien für Ostdeutschland nur geringe Ver-
drängungs- und Mitnahmeeffekte. 
Nicht zuletzt aufgrund dieser Mitnahmeproblematik hat man sich einige institutio-
nelle Arrangements einfallen lassen. So gilt für A B M das sogenannte „Zusätzl ich-
keitskriterium" (§91 Abs.2 A F G ) , nach dem nur solche Arbeiten gefördert werden 
dürfen, die „sonst nicht oder erst zu einem späteren Zeitpunkt" durchgeführt wor-
den wären. 
Zudem ist es inzwischen gängige Praxis der Arbeitsämter, vor der Durchführung 
einer A B M z .B . von den Handwerkskammern eine Unbedenklichkeitsbescheini-
gung einzuholen. 
Berücksicht igt man dies, ist es nicht verwunderlich, daß das I A B der Bundesan-
stalt für Arbeit zu dem Ergebnis kommt, daß Verdrängungs- und Mitnahmeeffekte 
durch A B M in Ostdeutschland zwar auftraten, allerdings insgesamt nur in einem 
geringem Umfang. 
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Bei dieser sicher richtigen Einschätzung ist allerdings zu berücksichtigen, daß allein 
aufgrund des darniederliegenden ersten Arbeitsmarktes in Ostdeutschland kaum Ver-
drängungseffekte zu erwarten sind. Denn Jobs, die es nicht gibt, kann man auch nicht 
verdrängen. 
E in weiterer allokativer Problembereich liegt in der vermuteten „Verschwendung" 
von Ressourcen durch kostspielige Projekte bzw. durch Projekte mit nicht nachweis-
baren positiven Wirkungen. Empirisch belegt werden konnten diese Befürchtungen 
bislang noch nie, denn A B M werden in den neuen Ländern überwiegend investiv ein-
gesetzt und primär in solchen Bereichen, die eine hohe politische Förderpriorität be-
sitzen (Umweltsanierung, Infrastrukturmaßnahmen). 
Hinweise auf durchaus positive strukturelle Wirkungen gibt eine Untersuchung von 
ABS-Gesellschaften in Sachsen-Anhalt. ABS-Gesellschaften erbrachten dieser Studie 
zufolge wichtige Vorleistungen für private Kleinunternehmer. 
Langfristig positive Effekte werden auch in international vergleichenden Studien 
belegt, wo festgestellt wird, daß Länder mit einem hohen Aktivitätsniveau der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik c.p. eine niedrigere Arbeitslosigkeit aufweisen. 
Qualifizierungsaspekte 
Wenn hysterese Arbeitslosigkeit qualifikationsbedingt ist, dann können im Prinzip die 
durch einen zweiten Arbeitsmarkt erbrachten bzw. erbringbaren Qualifizierungslei-
stungen derartige Inkongruenzprobleme zwischen den qualifikatorischen Anforde-
rungsprofilen der Arbeitsnachfrage und den diesbezüglichen Profilen der - arbeitslo-
sen - Anbieter abmildern. 
Denn von den Maßnahmen des zweiten Arbeitsmarktes können sowohl positive mi-
kro- wie makroökonomische Wirkungen ausgehen. 
Mikroökonomisch kann der zweite Arbeitsmarkt zumindest im Prinzip ein Marktversa-
gen bei der Vermittlung allgemeinen Humankapitals abmildern. Makroökonomisch 
könnte er durch einen besseren Ausweis der „effektiven" Arbeitslosigkeit d.h. der ver-
mittelbaren Arbeitslosen, zu einer besseren Allokation auf dem Arbeitsmarkt beitragen. 
Im Lichte der vorliegenden empirischen Ergebnisse sind jedoch Zweifel an de-
ren theoretisch positiven Wirkungen angebracht: E i n Großte i l der Maßnahmete i l -
nehmer wurde und wird eben nicht qual i f ika t ionsadäquat eingesetzt und damit 
in den M a ß n a h m e n unterfordert. Nur in ganz wenigen Fäl len - dies zeigen ein-
schlägige Evaluationen - vermittelten die M a ß n a h m e n Qualifikationen, die die 
Eingliederung in reguläre Beschäf t igungsverhä l tn i sse erleichterten. Dies zeigt 
sich auch an der geringen Zah l von Übergängen in regu lä re Beschäf t igungsver -
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hältnisse, die Übergangsraten vom zweiten in den ersten Arbeitsmarkt sind nicht 
höher, als die aus der Arbeitslosigkeit. 
D.h. sowohl unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung und Erweiterung vorhandener 
beruflicher Qualifikation als auch unter dem Aspekt der Aneignung neuer, knapp-
heitsgerechter, arbeitsmarktmäßig verwertbarer Qualifikationen sind A B M eher nega-
tiv zu beurteilen. 
Dieser Befund bedeutet implizit, daß eine soziale Legitimation des zweiten Arbeits-
marktes nur in sehr begrenztem Maße gegeben ist. 
Finanzierungsaspekte 
Bei der ökonomischen Betrachtung ist schließlich und endlich auch nach den fiskali-
schen Belastungen durch einen zweiten Arbeitsmarkt zu fragen. 
In einer Vielzahl von Schätzungen wurden Refinanzierungsquoten zwischen 60 und 
95 Prozent ausgewiesen. Stellt man diese Untersuchungen nur für den Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit an, so liegt diese Refinanzierungsquote zwischen 46 und 66 
Prozent, wobei die höheren Zahlen aus Berücksichtigung indirekter Wirkungen (ins-
besondere Multiplikatoreffekte) von A B M resultieren. 
Für Sonderarbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach §249h A F G , die zumindest der In-
tention nach für den Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit ein kostenneutrales Instru-
ment der Arbeitsmarktpolitik darstellen sollen, liegen genau wie für ABS-Gese l l -
schaften noch keine gesamtfiskalischen Kostenanalysen vor. 
Neuere Studien zur Wirksamkeit des Instruments „Hilfe zur Arbeit" nach dem B S H G 
zeigen, daß ab dem zweiten Jahr der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung eine Amortisation der Maßnahmekosten einsetzen soll. 
Die intellektuelle Redlichkeit gebietet es allerdings, darauf hinzuweisen, daß diese 
positiven Ergebnisse von den z.T. impliziten Annahmen der Berechnungsmethode ab-
hängen: Zum einen werden nämlich die tatsächlich Maßnahmekosten mit hypotheti-
schen Entlastungen verglichen, die zudem nur dann eintreten, wenn sich der Status 
des Teilnehmers für die Dauer der Betrachtung nicht ändern würde. Zum anderen sind 
die regelmäßig unterstellten positiven Multiplikatorwirkungen hypothetischer Natur, 
d.h. bislang empirisch nicht nachweisbar. 
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E i n unvoreingenommenes Zwischenfazit muß daher zu einer ambivalenten Beur-
teilung hinsichtlich der Etablierung und ggf. des Ausbaus eines zweiten Arbeits-
marktes führen: 
Die untersuchten Wirkungsketten haben zum Tei l gegenläufige Wirkungen, so daß 
sich eine Bewertung des ökonomischen Gesamteffekts eines zweiten Arbeitsmark-
tes verbietet. Dies um so mehr, als die vorliegenden Befunde stark durch die Son-
dersituation der neuen Bundesländer geprägt sind. Gleichwohl wird man im zweiten 
Arbeitsmarkt keine wirksame Strategie zur Wiedergewinnung der Vollbeschäfti-
gung sehen können, sondern - allenfalls - ein ergänzendes Instrument in und für 
strukturschwache Bereiche. 
Preisorientierte Arbeitsmarktpolitik 
Im Gegensatz zur mengenorientierten Arbeitsmarktpolitik setzt eine preisorientierte 
Arbeitsmarktpolitik an den relativen Preisen des Arbeitsangebotes an. Insbesondere 
geht es darum, die Sozialhilfefalle zu überwinden und „Dienstleistungsjobs" zu gene-
rieren, indem nach unten flexibilisierte Löhne durch eine öffentliche Kofinanzierung 
ergänzt, d.h. für den Empfänger aufgestockt werden, um so die Verteilungsproblema-
tik niedriger Löhne - Stichwort working poor - zu entschärfen bzw. zu verhindern. 
Im Rahmen dieser Strategie sind insbesondere zwei Instrumente von Interesse: 
- die Negative Einkommenssteuer und 
- Lohnsubventionen, neuerdings „Kombilöhne" genannt. 
Die Negative Einkommensteuer als Integration von Steuer- und Transfersystem sieht 
vor, das Steuersystem quasi „nach rückwärts" zu verlängern, so daß jeder Steuer-
pflichtige, der zu wenig verdient, um Steuern zu zahlen, Transferzahlungen, d.h. „ne-
gative" Steuern bis zu einem Mindesteinkommen ausgezahlt erhält. Das zugesicherte 
Mindesteinkommen entspricht dem politisch festgelegten Existenzminimum. 
Da die mit diesem Instrument verbundenen fiskalischen Belastungen in der Regel jen-
seits des realistisch Finanzierbaren liegen, wurde als Alternative die „billigere" Ver-
sion der Lohnsubventionen entwickelt. 
Hierbei steht die Abkopplung der verteilungspolitisch relevanten Konsumeinkom-
men von den beschäftigungspolitisch relevanten Arbeitskosten im Vordergrund. 
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Im Gegensatz zur allgemeinen Negativen Einkommensteuer sind Lohnsubventio-
nen zielgruppenorientiert und an die Existenz eines Beschäft igungsverhältnisses 
gebunden. 
Die hohen potentiellen Beschäftigungseffekte von Lohnsubventionen werden regel-
mäßig am deutschen Tertiarisierungsdefizit bzw. an der Lücke im Bereich der - gering 
entlohnten - personenbezogenen Dienstleistungen quantifiziert. 
Zwischen 3 und 6 M i o . potentiell vorhandene Arbeitsplätze sollen hierdurch reali-
siert werden können, so die Hoffnung der Protagonisten dieser Strategie. 
Da sich diese Politikvariante z. Zt. einer sehr großen Beliebtheit erfreut - C D U und 
B D A , aber auch die Mehrheit der SPD haben sich dezidiert positiv ausgesprochen, 
und sogar der D G B betrachtet „Kombilöhne" als ein durchaus diskussionswürdiges 
Instrument - sollen im folgenden „Lohnsubventionen" einer näheren und nüchternen 
Analyse unterzogen werden. 
U m das Ergebnis vorweg zu nehmen, auch Lohnsubventionen sind unter den institu-
tionellen Bedingungen in Deutschland kein beschäftigungspolitischer Königsweg. 
Nach Schätzungen der Bundesregierung nehmen derzeit etwa 80 Prozent der Erwerbs-
tätigen, die so wenig verdienen, daß sie einen Sozialhilfeanspruch hätten, diesen A n -
spruch nicht wahr. D.h. so richtig es ist, daß durch Lohnsubventionen der finanzielle 
Anreiz für arbeitslose Sozialhilfe- und Arbeitslosenhilfeempfänger steigen würde, ei-
nen schlecht bezahlten Arbeitsplatz anzunehmen, so richtig ist es auch, daß im glei-
chen Zuge ein großer Tei l der eben erwähnten potentiellen Sozialhilfeberechtigten 
ihren Lohn und die Sozialhilfe dann entsprechend aufstocken würden. E in beachtli-
cher beschäftigungsneutraler Ausgabenschub wäre die Folge. 
D a das B D A - M o d e l l am weitesten ausgearbeitet ist, soll im folgenden auf der Basis 
einer H A N D E L S B L A T T - A n a l y s e am Charme des Kombilohnes gekratzt werden. 
Nach den B D A Vorstellungen soll vom erzielten Erwerbseinkommen für einen Ledi -
gen ein Sockelbetrag von 80,- D M , bei Ehepaaren von 150,- D M zuzüglich 50,- D M 
pro Kind anrechnungsfrei bleiben. Der über diese Sockelbeträge hinausgehende Net-
tolohn soll 
- bis zu einer Höhe von 1.000,- D M zu 30 Prozent, 
- bis zu einer Höhe von 1.001,- bis 1.500,- D M zu 20 Prozent und 
- für höhere Entgelte zu 10 Prozent 
nicht mit der Sozialhilfe verrechnet werden. 
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Dies hätte zur Folge, daß im Vergleich zum Status-quo das völlig anrechnungsfreie 
„Zusatzeinkommen" für einen Alleinlebenden von heute 269,- D M auf 467,- D M und 
das für eine fünfköpfige Familie auf ca. 800,- D M steigen würde. 
Oder anders gerechnet: Eine dreiköpfige (fünfköpfige) Familie hätte noch bei einem 
Bruttoeinkommen von 3.900,- D M (5.200,- D M ) , d.h. bei keineswegs sehr niedrigem 
Erwerbseinkommen, einen Sozialhilfeanspruch. 
Die Folge wäre, daß - selbst wenn die 80 Prozent-Quote der latenten Sozialhilfe-
empfänger konstant bliebe - über 140.000 zusätzliche Haushalte bzw. über 400.000 
Personen einen zusätzlichen Sozialhilfeanspruch hätten. 
Und selbst bei dem sehr viel „sparsameren" Konzept von Gesundheitsminister Seehofer, 
bei dem jenseits eines einheitlichen anrechnungsfreien Sockelbetrages von 134,50 D M 
nur 10 Prozent des Nettolohnes anrechnungsfrei blieben, würden zusätzlich ca. 
28.000 Haushalte oder 94.000 Personen Sozialhilfeansprüche bekommen. 
Für die Kommunen als Sozialhilfeträger würde dies bedeuten, daß beim B D A Vorschlag 
- ohne Verhaltensänderang der latenten Sozialhilfeempfänger - etwa 1,5 Mrd. D M an 
Zusatzausgaben entstünden. Zu Einsparungen bei der Sozialhilfe käme es erst, wenn 
über diese Lohnsubvestitionen mehr als 100.000 zusätzliche und von bisherigen So-
zialhilfeempfängern besetzte Stellen entstünden. Daß es aber in der Realität jemals zu 
einer solchen Kompensation kommen würde, ist wenig wahrscheinlich. Wahrschein-
licher ist, daß die Zahl derjenigen Beschäftigten deutlich steigen wird, die ihren alten 
latenten und ihre neuen oder gewachsenen Sozialhilfeansprüche nunmehr realisieren 
würden, da nämlich eine derartige Lohnsubvention dem Sozialhilfebezug das Arme-
Leute-Stigma nehmen würde. 
A u f der anderen Seite ist - Rationalverhalten bei den Arbeitgebern unterstellt - zu er-
warten, daß die Unternehmen mehr gering entlohnte Tätigkeiten anbieten, was zur 
Folge hatte, daß die von Gewerkschaftsseite befürchtete Gefahr, derartige Lohnsub-
ventionen würden die Umschichtung von normaler Beschäftigung bis zu subventio-
nierten billiger Arbeit fördern, ebenso real würde, wie die Gefahr, daß sie sich von ih-
rer alten, etablierten Rolle, per Tarifvertrag Mindestlöhne auszuhandeln, verabschie-
den müßten. 
Zudem ist auf das folgende hinzuweisen: Für Problemgruppen, z .B. Langzeitarbeits-
lose können bereits jetzt Lohnkostenzuschüsse gewährt werden. Gäbe es allgemeine 
Lohnsubventionen, müßten diese Problemgruppen mit nicht gehandicapten Erwerbs-
fähigen um niedrig bezahlte Stellen konkurrieren. Die Folge wäre, daß ihre Wiederbe-
schäftigungschancen noch weiter sinken würden. 
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Schließlich und endlich würde sich in dem Maße, in dem über Lohnsubventionen ein 
Lohntrend nach unten ausgelöst würde, das Problem des gesetzlich vorgeschriebenen 
Abstandes zwischen Lohn und Sozialhilfe in einer neuen, unschönen Art stellen, denn 
Lohnsubventionen könnten eine Abwärtsspirale bei der Sozialhilfe in Gang setzen. 
Und ein Letztes: Selbst wenn die Lohnsubventionen die gewünschten positiven Be-
schäftigungseffekte ohne das Entstehen von working poors hätten, würde dennoch die 
Armutsfalle bei der Entlassung von Kombilohnempfängern in Arbeitslosigkeit zu-
schnappen. Und auf jeden Fal l wäre krasse Altersarmut im Ergebnis unseres lohnzen-
trierten Rentensystems die Folge. 
Aus diesen Gründen vermag ich in Lohnsubventionen oder im Kombilohn auch kein 
Patentrezept zur Beschäftigungssteigerung zu sehen. 
M a n kann sogar soweit gehen, zu behaupten, daß die derzeit im Vordergrund stehende 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik in Zeiten 
• wegbrechender Steuereinnahmen aufgrund exportierter Steuerbasen, 
• zunehmender informationstechnologischer Möglichkeiten, auch des global 
sourcing von Arbeitsleistungen, 
• einer durch die wachsende Kapitalmobilität steigenden Renditestrebens 
der Unternehmensleitungen 
• zunehmend an Umsetzbarkeit und damit an praktischer Bedeutung verliert. 
In einer Zeit, in der die Kapitalverwertungsbedingungen (sprich der share-holder-value) 
zur zentralen unternehmerischen Entscheidungskategorie geworden sind, wird sich 
auch das Beschäftigungsniveau eher durch steuerpolitische Maßnahmen, Umorgani-
sationen unserer Sozialversicherungen, einer Revitalisierung der „Konzertierten A k -
tion" oder neue Formen der Tarifvereinbarungen (Beispiel: Metallindustrie in Öster-
reich) erhöhen lassen, als dies rebus sie stantibus durch genuin mikroökonomisch fun-
dierte arbeitsmarktpolitische Maßnahmen möglich ist. 
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Günther Schmid 
Arbeitsmärkte zwischen Marktorientierung und staatlicher Regulierung 
Ich möchte die im Titel anklingende ordnungspolitische Frage in vier Schritten abhan-
deln: Erstens frage ich, ob Vollbeschäftigung noch ein sinnvolles Zie l sein kann. 
Meine Antwort lautet: Ja, wenn wir das Zie l neu definieren und die Grenzen zwischen 
abhängiger Erwerbsarbeit und anderen produktiven Tätigkeiten fließender gestalten. 
Die nächste Frage richtet sich schärfer darauf, warum das traditionelle Vollbeschäfti-
gungsziel neu zu definieren ist. Denn mit einem normativ bestimmten Zie l ist es ja 
nicht getan. Zwar sind Wertentscheidungen auch in der Wissenschaft nicht vermeid-
bar, sie müssen aber begründet werden. Einen wichtigen Grund sehe ich in der Evolu-
tion von Übergangsarbeitsmärkten, deren Prinzipien ich im zweiten Teil herausarbei-
ten möchte. Die dritte Frage ist, ob sich aus neueren Entwicklungen des Arbeitsmarkts 
Muster erkennen lassen, die den Prinzipien von Übergangsarbeitsmärkten entspre-
chen. Ich glaube, im Künstlerarbeitsmarkt und in den sogenannten Hochgeschwindig-
keitsarbeitsmärkten lassen sich solche Muster erkennen. Akzeptiert man die Prinzi-
pien und Grundmuster von Übergangsarbeitsmärkten, dann stellt sich die Frage nach 
den Konsequenzen für die Regulierung des Arbeitsmarkts im weiteren Sinne und für 
die Ausrichtung, Organisation und Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik im engeren 
Sinne. Ich werde mich im vierten Tei l auf den regulativen Aspekt konzentrieren und 
die These der reflexiven Deregulierung ausführen. 
1. Ist Vollbeschäftigung noch sinnvoll und möglich? 
Diese Frage stellen, heißt zunächst anerkennen, daß dieses Zie l allenthalben in Verruf 
geraten ist. Die Mainstream-Ökonomen haben uns das Konzept der natürlichen A r -
beitslosenquote eingebleut. Diese Arbeitslosenquote macht das Beschäftigungsniveau 
nicht mehr zu einem eigenständigen Zie l , sondern zur abhängigen Variable der Infla-
tion. Daneben gibt es Soziologen, für die schon die Frage falsch gestellt ist. So meint 
etwa Claus Offe, es gehe nicht darum, für alle Arbeit zu schaffen, sondern diejenigen 
zu belohnen, die ihre Arbeit nicht mehr anbieten. Genau das Gegenteil schlägt der Po-
litologe Fritz Scharpf vor, der diejenigen belohnen möchte, die ihre Arbeitskraft zu 
Niedriglöhnen verkaufen. 
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Die Bundesregierung möchte nun zwar die Arbeitslosigkeit halbieren, hat aber das 
Z ie l der Vollbeschäftigung für die Arbeitsmarktpolitik aufgegeben. Das Sozialgesetz-
buch (SGB III) benennt als zentrale Ziele der Arbeitsmarktpolitik nur noch die A r -
beitsvermittlung und die Eingliederung von Arbeitslosen. Im Gegensatz zum Arbeits-
förderungsgesetz von 1969 (AFG) soll die Arbeitsmarktpolitik das Zie l eines mög-
lichst hohen Beschäftigungsstandes nun ausdrücklich nicht mehr verfolgen. Zwei A r -
gumente werden dafür vorgebracht: Erstens könne Arbeitsmarktpolitik keine Arbeits-
plätze schaffen, und zweitens tendiere Arbeitsmarktpolitik zur Verfestigung eines 
zweiten Arbeitsmarkts. 
Beide Argumente sind weit überzogen. Arbeitsmarktpolitik kann sicherlich nicht 
das zentrale Instrument zur Schaffung von Arbeitsplätzen sein. M i t der völligen A b -
sage an ein beschäftigungspolitisches Z ie l für die Arbeitsmarktpolitik wird jedoch das 
K i n d mit dem Bade ausgeschüttet. Denn selbst wenn die Hauptakteure der Beschäfti-
gungspolitik, also Geld-, Finanz- und Lohnpolitik ihre Rollen perfekt spielen, wird 
sich die Beschäftigungskrise in Europa nicht lösen lassen. Aber die Lokomotive muß 
die Beschäftigungspolitik sein. Die Arbeitslosigkeit wird nur dann auf ein befriedi-
gendes Niveau sinken, wenn es gelingt, durch Innovationen und Investitionen einen 
neuen Wachstumspfad anzustoßen und diesen auch beschäftigungsintensiv zu gestal-
ten. Welche Bedingungen zu erfüllen sind, um diesen neuen Wachstumspfad anzu-
stoßen, können hier nicht Gegenstand sein. Fest steht jedoch: Das gegenwärtige A r -
beitsplatzdefizit von 6 bis 7 Mill ionen muß in erster Linie durch Reformen der Geld-, 
Finanz- und Lohnpolitik beseitigt werden, und auf allen drei Ebenen bedarf es einer 
verstärkten internationalen, insbesondere europäischen Koordination. 
U m aber ein beschäftigungsintensiveres Wachstum zu erreichen, müssen die Gren-
zen zwischen Erwerbsarbeit und anderen produktiven Tätigkeiten nicht mehr nur für 
die Frauen sondern auch für die Männer fließender werden. Wenn Teilzeitarbeit, Zeit-
arbeit, Telearbeit oder neue Selbständigkeit heute noch als atypische Beschäftigungs-
verhältnisse gelten, zeigt das nur, daß wir noch an einem überkommenen B i l d der 
Vollbeschäft igung haften. Arbeit für alle, 8 Stunden am Tag, 5 Tage in der Woche, 
46 Wochen im Jahr und 40 bis 50 Jahre im Leben - und das womöglich noch im sel-
ben Betrieb - kann nicht mehr das Vollbeschäftigungsziel sein. 
Deshalb brauchen wi r eine neue regulative Idee der Vol lbeschäf t igung . Sie 
könn t e für die kommenden Jahrzehnte die flexible Beschäf t igungss iche rhe i t i m 
Rahmen einer Erwerbsarbeit von durchschnittlich 30 Stunden sein - und zwar 
für M ä n n e r wie für Frauen. Dies wirft sofort die zweifelnde Frage auf: Kann 
denn die Verkürzung der Arbeitszeit weiter fortschreiten? Zeigt nicht der Trend 
in A m e r i k a in die andere Richtung? In der Tat stagnierte dort seit Jahren die 
Jahresarbeitszeit, und neuerdings steigt sie sogar wieder an. U n d beobachten wir 
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nicht unter uns als Kollegen oder in der Nachbarschaft eher steigende als sinkende A r -
beitszeiten? 
Das Paradox löst sich auf, wenn wir die regulative Idee einer neuen Vollbeschäfti-
gung an der ganzen Lebensphase einer Person orientieren und betonen, daß es sich nur 
um einen Durchschnitt bezogen auf die durchschnittliche Biographie einer Erwerbs-
person handeln kann. Darüber hinaus spreche ich von einer Verkürzung der Erwerbs-
arbeitszeit und nicht von einer Verkürzung der Zeit für wertschöpfende Tätigkeiten. 
Doch die Formen der Verkürzung der Erwerbsarbeitszeit werden sich weiter differen-
zieren müssen. Nur eine solche Differenzierung läßt sich mit der Beobachtung verein-
baren, daß für bestimmte Kategorien der Erwerbstätigen die Arbeitszeiten eher länger 
als kürzer werden - wenigstens in bestimmten Lebensphasen. 
Eine Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 30 Stunden kann und wird also 
in verschiedener Weise erfolgen. Beispielsweise durch eine Reduktion der Arbeitszeit 
um zwei Stunden pro Tag, oder durch zweieinhalb Tage weniger Arbeit alle vierzehn 
Tage, oder durch eine Woche weniger Arbeit jeden Monat, oder durch ein im Jahr be-
liebig aufzehrbarer Zeitkredit von 12 Wochen oder 480 Stunden. 
Für viele der jetzt Beschäftigten würde das neue Vollbeschäftigungsziel eine erheb-
liche Arbeitszeitverkürzung in ihrer Lebensphase und zum Tei l auch Einkommens-
einbußen bedeuten. Für viele Arbeitslose würde dies aber auch Beschäftigungsmög-
lichkeiten und für viele Frauen Beschäftigungschancen bieten, die denen der Männer 
gleichwertig sind. 
In der Umsetzung ist dies jedoch nur möglich, wenn einerseits die tatsächliche A r -
beitszeit je nach wirtschaftlicher Lage und technischen Bedingungen flexibel um 
diese Orientierungsgröße variieren kann, und wenn andererseits diese Variationen mit 
den wachsenden Differenzierungswünschen und mit dem biographischen Lebenszy-
klus der Beschäftigten in Übereinstimmung gebracht werden. 
Biographisch oder wirtschaftlich bedingte starke Abweichungen vom anzustreben-
den Standard der 30-Stunden-Woche nenne ich Übergangsbeschäftigung oder (im 
Falle von zeitlich begrenzter Erwerbslosigkeit) Übergangsarbeitslosigkeit, und insti-
tutionelle Arrangements, die solche Übergänge begünstigen und regeln, Übergangs-
arbeitsmärkte. Institutionelle Arrangements im Sinne von Übergangsarbeitsmärkten 
garantieren nicht mehr die Sicherheit eines bestimmten Arbeitsplatzes, aber sie ge-
währleisten eine flexible Beschäftigungssicherheit. Dies besagt, daß eine kontinuierli-
che abhängige Vollzeitbeschäftigung im selben Betrieb zukünftig wohl eher die Aus-
nahme, und variable Arbeitsverhältnisse in unterschiedlichen Betrieben oder Er-
werbsformen eher die Regel werden. 
D i e zunehmenden Schwankungen in der Arbeitszeit und woh l auch in den Be-
schäf t igungsverhä l tn i s sen bedür fen jedoch geregelter Abmachungen, damit sie 
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nicht zu einer neuen Segmentation und zu Tendenzen der sozialen Ausschließung 
führen. Es ist daher notwendig, nach institutionellen Arrangements zu suchen, welche 
die Übergänge zwischen verschiedenen Arbeitszeiten und Beschäftigungsformen in 
einer Weise organisieren, daß sie nicht auf das Abstellgleis der beruflichen Karriere 
oder in dauerhaft minderwertige Beschäftigungsverhältnisse führen. Ich nenne solche 
institutionellen Arrangements Übergangsarbeitsmärkte, die im Idealfall folgende E i -
genschaften aufweisen: 
• Sie sind Brücken zwischen Erwerbsarbeit und anderen produktiven Aktivitäten; 
• sie sind durch Tarifverträge und Recht oder Gesetz abgesichert; 
• sie kombinieren niedrige oder unstetige Lohneinkommen mit Transfers oder 
Vermögenseinkommen, und 
• sie finanzieren Arbeit statt Arbeitslosigkeit. 
Beispiele sind geregelte Wechsel zwischen Vollzeit- und Teilzeitarbeit, Wechsel zwi-
schen (Weiter-) Bildung und Arbeit, Wechsel zwischen unselbständiger und selbstän-
diger Arbeit, die Kombination von Arbeit und Bildung für eine zweite oder gar dritte 
Berufskarriere oder die Kombination von beispielsweise 20 Stunden abhängiger Er-
werbsarbeit gewissermaßen als Standbein und selbständiges Unternehmertum als 
Spielbein. 
Flexible Beschäftigungssicherung heißt auch die Erhaltung und ständige Erneue-
rung der Bildung, Qualifikation, Kompetenz, Erfahrung und Einbindung in soziale 
Netze. Die Europäische Kommission hat dafür den Leitbegriff der „employability" 
gewählt, also der Beschäftigungsfähigkeit im weitesten Sinne. Übergangsarbeits-
märkte sind, so betrachtet, ein institutionelles Angebot zur Erhaltung und Erneuerung 
der Beschäftigungsfähigkeit in einem zunehmend chaotisch werdenden Arbeitsmarkt. 
In den Niederlanden wurde für diese doppelte Herausforderung des modernen A r -
beitsmarkts der Begriff „Flexicurity" geprägt, also das Konzept der flexiblen Sicher-
heit. Es ist kein Zufall, daß das Gemeinsame an den beiden - ansonsten recht unter-
schiedlichen - Erfolgsmodellen, nämlich die Niederlande und Dänemark, die Gleich-
zeitigkeit von großer Beweglichkeit der Arbeitsverhältnisse und hoher sozialer S i -
cherheit ist. 
Diejenigen, die meinen, man könne durch weitere Senkung der Arbeitslosenun-
terstützung einen wesentlichen Beitrag zur Halbierung der Arbeitslosigkeit leisten, 
möchte ich darauf aufmerksam machen, daß ausgerechnet diese beiden Länder 
nach wie vor die höchsten Lohnersatzraten für Arbeitslose in der Europäischen 
Union zahlen. 
Al lerdings war die Beschäf t igungsin tens i tä t des Wachstums in den Niederlan-
den vor al lem mit einer drastischen Ausdehnung der Te i l ze i tbeschä f t igung und 
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mit der Konzentration des Wachstums im Dienstleistungsbereichs verknüpft. Sicher-
lich hat die stark moderate Lohnpolitik in den Niederlanden zum Wiederaufschwung 
dieses Landes beigetragen. Die Niederlande sind jedoch nach wie vor kein Nied-
riglohnland, weshalb einfache Produktionen, die im Preiswettbewerb bestehen müs-
sen, wohl eher in Großbritannien oder Portugal getätigt werden. Sind aber flexible, 
sprachgewandte Mitarbeiter gefragt, dann hat die Niederlande unübersehbare Wettbe-
werbsvorteile. Dies ist zum Beispiel an den Arbeitsplätzen zu erkennen, die mit aus-
ländischen Direktinvestitionen zu tun haben. V o n den im Zeitraum 1991 bis 1994 
durch Direktinvestitionen aus den U S A , Japan und Skandinavien in Nordwesteuropa 
(Irland, Großbritannien, Frankreich, Benelux, Deutschland) geschaffenen Arbeitsplät-
zen konnten die Niederlande nur rund 8 Prozent im Produktionsbereich an sich zie-
hen, aber bei den europäischen Hauptverwaltungen sind es 27 Prozent und bei den 
Distributionszentren gar 50 Prozent. 
Vollbeschäftigung ist also nach wie vor sinnvoll wie möglich, bedarf aber einer 
zweifachen Qualifizierung: Sie ist in erster Linie Aufgabe einer international koordi-
nierten Geld-, Finanz- und Lohnpolitik. Diese müssen günstige Rahmenbedingungen 
für Innovationen und Investitionen schaffen. Aber selbst wenn die beschäftigungspo-
litischen Akteure ihre Rolle perfekt spielen, wird sich die Arbeitslosigkeit mittelfristig 
nicht auf ein befriedigendes Niveau senken lassen. Dies zeigen verschiedene Simula-
tionsstudien auf der Basis von Makromodeilen. 
Eine Studie beispielsweise des IAB hat erst kürzlich gezeigt, wie man durch eine 
Kombination verschiedener Maßnahmen bis zum Jahre 2.005 zweieinhalb Mil l ionen 
mehr Beschäftigte erreichen könnte. Dabei sollen u.a. die Lohnsätze sich zunächst auf 
den Inflationsausgleich beschränken und danach mit der Produktivität steigen; die 
Lohnnebenkosten sollen in den nächsten drei Jahren um einen Prozentpunkt gesenkt 
und die staatlichen Investitionen um jährlich 10 Milliarden D M erhöht werden. Da die 
Auswirkungen dieses optimistischen Beschäftigungsszenarios auf die Arbeitslosig-
keit nur mit einem Faktor von 0,4 bis 0,6 anzusetzen sind, wird die derzeitige Arbeits-
losenquote von 10 Prozent nicht halbiert, sondern allenfalls um ein Drittel reduziert. 
Im Politikbündel der IAB-Studie wird dabei davon ausgegangen, daß die sozialversi-
cherungspflichtige Teilzeitbeschäftigung von derzeit 20 auf 25 Prozent ausgeweitet 
wird, und daß 40 Prozent der Überstunden in Freizeitausgleich und dementsprechend 
in mehr Beschäftigung umgewandelt werden. Damit enthält das IAB-Szenario schon 
zwei wesentliche Elemente von Übergangsarbeitsmärkten, auf die ich nun näher ein-
gehen möchte. 
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2. Prinzipien von Übergangsarbeitsmärkten 
Mitte der siebziger Jahre erklärte mir der Direktor eines ländlichen Arbeitsamtsbe-
zirkes das Prinzip der Kurzarbeit auf folgende Weise: Die Leute hier akzeptieren 
eine befristete Arbei tszei tverkürzung mit nur teilweisem Lohnausgleich als legi-
time Form der Anpassung an konjunkturellen Nachfrageausfall. Sie ziehen diese 
Form der Anpassung befristeten Entlassungen oder Kündigungen für Teile der Be-
legschaft vor, und sie nutzen die freie Zeit, um Arbeiten auf ihrem kleinen Hof, in 
ihrem Garten oder an ihrem Haus zu erledigen. Sie sind sogar frustriert, wenn das 
Timing der Kurzarbeit nicht mit dem Arbeitsanfall in ihrer kleinen Landwirtschaft 
zusammenpaßt , und sie betrachten Kurzarbeit gleichsam als eine Art Eigentums-
recht. Diese Geschichte enthält drei zentrale Elemente meines Arguments: 
Erstens sind Arbei tsmärkte immer Schocks ausgesetzt, an die sich Unternehmer 
und Arbeitnehmer anpassen müssen. Diese Schocks können extern bedingt sein 
wie die beiden Ölpreisschocks, rascher technologischer Wandel, Babybooms oder 
deren Gegenteil, was wir gerade in der ehemaligen D D R erleben. Sie können aber 
auch intern bedingt sein. Solche internen Risiken oder, wie Anthony Giddens sagt, 
fabrizierte Risiken gibt es in zunehmendem Maße : aggressive Unternehmensüber-
nahmen oder katastrophale Managementfehler auf der Nachfrageseite oder L e -
benskrisen auf der Angebotsseite, wie notwendiger Wegzug des Ehepartners, 
Scheidung, chronische Krankheit, berufliche Allergie, Famil iengründung. In ande-
ren Worten: Zur saisonalen, friktionellen und konjunkturellen Arbeitslosigkeit ge-
sellt sich noch ein weiterer Typus von Arbeitslosigkeit hinzu, der mit solchen in -
ternen Risiken zusammenhängt . Hervorstechendes Merkmal dieser Übergangsar-
beitslosigkeit ist, daß sie im Gegensatz zu den traditionellen Typen von Arbeitslo-
sigkeit, die immerhin mit einiger Wahrscheinlichkeit berechenbar waren, völlig 
unberechenbar ist und sich gewissermaßen chaotisch ereignet. Das heißt, diese Art 
von Arbeitslosigkeit kann von kleinen Zufällen ausgelöst werden, die dann aber 
große Wirkungen zeitigen, im positiven wie im negativen. Das Gegenstück zur 
Übergangsarbei ts losigkei t ist die Zunahme von Brüchen in den Erwerbskarrieren. 
In ihrer Studie über diskontinuierliche Erwerbsverläufe stellen z .B . Gerd Mutz u.a. 
fest, daß etwa ein Drittel der Arbeitslosigkeit in ihren Worten dem 'postindustriel-
len Syndrom' zuzuordnen ist: Dabei handelt es sich um relativ kurze Perioden der 
Arbeitslosigkeit, die zur Überbrückung von Betriebswechsel oder zur Anpassung 
an familiale Veränderungen dienen. Solche Übergänge führen nicht selten zu bes-
seren Arbeitsbedingungen oder höheren Einkommen, sie können aber auch der Be -
ginn einer steilen Abwärtskarr iere sein. Deshalb eröffnet sich hier eine neue Rolle 
der Arbeitsmarktpolitik, auf die ich gleich zu sprechen komme. 
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Die Anekdote lehrt zweitens, daß Arbeitsmärkte keine Warenmärkte sondern soziale 
Institutionen sind. Die Anpassungskapazität externer Schocks über flexible Löhne ist 
begrenzt. Je größer der Anpassungsbedarf, desto geringer die Möglichkeit, dies allein 
über Lohnflexibilität lösen zu können. M a n denke z .B. an den Übergangsprozeß in 
Ostdeutschland oder an die bevorstehenden Übergangsprozesse durch die Vollendung 
des europäischen Binnenmarktes. Vor allem die Vorstellung 'fairer' bzw. 'gerechter 
Löhne ' grenzt die Steuerungskapazität der Löhne ein. Sozialer Status, Solidarität und 
menschliche Grundrechte verbieten es, daß Löhne unter eine gewisse Schwelle gera-
ten. Arbeitsmärkte bedürfen daher nicht nur effektiver sondern auch sozial legitimier-
ter Institutionen der Anpassung an interne oder externe Schocks. 
Drittens müssen erzwungene oder ungeplante Phasen der Erwerbslosigkeit nicht un-
bedingt negativ bewertet werden. Bei entsprechenden Vorkehrungen kann die frei ge-
wordene Zeit für Aktivitäten genutzt werden, die selbstbestimmt sind, der Selbstver-
wirklichung dienen, wohlfahrtsmehrende Eigenarbeit fördern oder die produktiven 
Kapazitäten für den Übergang in das reguläre Erwerbsleben verbessern. Ich denke, 
das ist es, was Hannah Arendt mit „vita activa" und mit ihrem erweiterten Arbeitsbe-
griff meinte. Im 'goldenen Zeitalter der Industrie' waren es die Landwirtschaft, das 
dörfliche Kleinhandwerk oder die Mehrgenerationenfamilie, die gleichsam natürliche 
institutionelle Puffer und einen sozialen Raum für produktive aber nicht vom Markt 
bestimmte Tätigkeiten boten. Diese natürlichen Puffer sind entweder schon längst 
passe oder im Verschwinden begriffen. Neue, gleichsam künstliche und sozial kon-
struierte Pufferzonen, in anderen Worten, neue soziale Räume müssen geschaffen 
werden, um unberechenbaren Schocks, denen der Arbeitsmarkt ausgesetzt ist, begeg-
nen zu können. 
W i r brauchen also, so paradox es klingen mag, neue institutionelle Arrangements 
für geregelte diskontinuierliche Erwerbsverläufe. In anderen Worten und um im B i l d 
der Anekdote zu bleiben: W i r brauchen ein funktionales Äquivalent für das „Hinter-
land", das damals beim Übergang von der Agrar- zur Industriegesellschaft vielen 
Menschen geholfen hat, Existenzrisiken zu überbrücken. So war es zum Beispiel um 
die Jahrhundertwende noch üblich, daß in den Straßen von Manhattan Kühe, Ziegen 
und Schweine herumliefen, die dort zur Subsistenzwirtschaft vieler Familien gehör-
ten, wie es der amerikanische Soziologe Robert Smuts lebendig beschrieben hat. In 
den ersten beiden Jahrzehnten nach dem zweiten Weltkrieg war diese Subsistenzwirt-
schaft auch in den ländlichen Regionen Deutschlands noch eine wichtige zusätzliche 
Einkommensquelle. In den Fabrikstätten waren es zum Teil die Arbeitersiedlungen 
mit Kleingärten, die dieses „Hinterland" gewährleisteten. 
W i r wissen, daß das funktionale Äquiva len t des „Hin te r l andes" in der ersten 
industriellen Revolution, also der von Karl Polanyi bezeichneten ersten „Großen 
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Transformation", der Ausbau der Sozialversicherung war. Aber was ist die institutio-
nelle Lösung, die den Risiken der Informations- und Kommunikationsgesellschaft an-
gemessen ist? Es kann sich ja nicht um die Wiederherstellung einer Subsistenzwirt-
schaft vergangener Zeiten handeln, sondern nur um die soziale Konstruktion eines 
„Hinterlandes" im übertragenen Sinne. Diese Konstruktion wird zum einen sicherlich 
eine Weiterentwicklung der vertrauten Sozialversicherung sein, zum anderen aber 
auch neue Elemente enthalten müssen. Bevor ich auf solche Lösungsformen eingehe, 
möchte ich einen Bl i ck auf neue Entwicklungstrends werfen, um von dort Anregun-
gen für die Neugestaltung der Regulierung flexibler Beschäftigungssicherheit zu er-
halten. 
3. Arbeitsmärkte der Zukunft 
Ein starker Druck auf die Veränderung von Arbeitsverhältnissen kommt zum Beispiel 
von der zunehmenden Differenzierung hochwertiger Dienstleistungen, ein Ausdruck 
der immer wieder apostrophierten Individualisierung. Der Trend von standardisierten 
Massenprodukten zu individuell maßgeschneiderten Produkten, Dienstleistungen und 
Arbeitszeiten geht weiter. Die amerikanischen Futuristen Davidson und David fassen 
diesen Trend griffig zusammen: „Every client wi l l be a market and every wage-earner 
an entrepreneur." Auch wenn es zu früh ist, das Ende der Lohnarbeit zu proklamieren, 
eines scheint im langfristigen Trend festzustehen: Die Bedeutung der abhängigen 
Lohnarbeit als traditionelles Arbeitsverhältnis wird abnehmen zugunsten freier Berufs-
tätiger, die ihre Leistungen in Form spezifizierter Abmachungen nicht nur einem A b -
nehmer (ihrem „Unternehmer"), sondern wechselnden Kunden anbieten. 
Der Künstlerarbeitsmarkt kann in gewisser Weise als Prototyp für Übergangsar-
beitsmärkte gelten. Hier herrschen Arbeitsverhältnisse, die denen des berufsfachli-
chen Arbeitsmarkts gleichen, die aber auch Eigentümlichkeiten eigener Art aufwei-
sen, die für Übergangsarbeitsmärkte typisch sind. B e i Künstlern sind nur wenige A r -
beitsverhältnisse permanent, wie etwa in den internen Arbeitsmärkten der großen 
städtischen Philharmonien und Theatern, die in der Regel hoch subventioniert sind. 
Die meisten Beschäftigungsverhältnisse sind befristet und verhältnismäßig kurzfri-
stig. Sie enthalten spezifische Leistungsanforderungen, bei deren Erfüllung die 
Künstler in der Regel sehr selbstbestimmt vorgehen können. Häufig sind Künstler zur 
selben Zeit in mehrfachen Beschäftigungsverhältnissen mit jeweils wenigen Stunden 
engagiert, oder sie gehen viele Beschäftigungsverhältnisse kurz nacheinander ein, 
oder sie bewegen sich als „free lancer", also als freie Mitarbeiter, die sich systema-
tisch ein Netz potenter Nachfrager aufbauen. 
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Der Künstlerarbeitsmarkt ist in starkem Maße ein Netzwerkarbeitsmarkt. Das hat 
Gründe, die in der Struktur der Nachfrage als auch in der Struktur des Angebots lie-
gen. Die Nachfrage ist schwankend, an Moden orientiert und auf klar begrenzte Pro-
jekte bezogen. Sie bevorzugt immer das Originelle, das Neuartige und das Besondere. 
Denn in den Augen oder Ohren des Kunst konsumierenden Publikums ist letztlich das 
Einzigartige das hauptsächliche Kriterium für (gute) Kunst. Der Kunstbetrieb ist 
meist in Projekten organisiert. Ist das Projekt zu Ende, zerstreut sich das Team in alle 
Winde, und für ein neues Projekt müssen neue Teams aufgebaut werden. Kunstunter-
nehmer/innen brauchen daher immer ein großes Reservoir an Künstlern, weshalb 
Künstlerarbeitsmärkte typischerweise auch stark regional konzentriert sind. 
Auch auf der Angebotsseite ist der Hang zu lockeren Beschäftigungsbeziehungen 
groß. Routine wird von Künstlern als langweilig empfunden, außerdem mindert sie 
die Wettbewerbsfähigkeit. Wie im berufsfachlichen Arbeitsmarkt sind es die immer 
wieder neuen Aufgaben in neuem Umfeld, mit neuen Partnern und für neue Kunden, 
die zur Meisterschaft und zum guten Ruf führen. D a es im Unterschied zum berufs-
fachlichen Arbeitsmarkt keine Standardisierungsmöglichkeiten gibt für das, was pro-
fessionell gut und was schlecht ist, ist der Künstler auf Referenzen, auf Netzwerke, 
auf Weiterempfehlung, kurz: auf Reputation angewiesen. Das Festhalten an einer ein-
zigen Beschäftigungsbeziehung ist daher in der Regel reputationsschädigend. In Wis-
senschaft und Forschung gelten übrigens zum Tei l ähnliche Regeln. 
Nun stellt sich die Frage, was die Mechanismen sind, die es Anbietern wie Nachfra-
gern auf Künstlerarbeitsmärkten ermöglichen, die großen Unsicherheiten auf sich zu 
nehmen, und ob Schlüsse gezogen werden können, die sich verallgemeinern und auf 
andere Teilarbeitsmärkte übertragen lassen. Zum Tei l sind die Bedingungen schon ge-
nannt worden, etwa der Aufbau von Netzwerken als funktionales Äquivalent für ver-
tragliche oder gesetzliche Absicherungen. Andere Mechanismen sind höhere Stun-
denlöhne bzw. Lohnprämien, um die Unsicherheit zu kompensieren. Das gilt aller-
dings nur für die Erfolgreichen. Darüber hinaus sind Kombinationen mit festen ab-
hängigen Lohnarbeitsverhältnissen (meist auf Teilzeitbasis) üblich, um die Unsicher-
heit der Einnahmen aus dem Künstlerverhältnis auszugleichen. Unterstützung durch 
Familie, Freunde und Nachbarn sind weitere Einkommensquellen, und schließlich 
dient recht häufig die Lehrtätigkeit im entsprechenden künstlerischen Fach als E in-
kommensausgleich. 
V o n besonderem Interesse ist das soziale Sicherungssystem für Künst ler in 
Frankreich. Dort werden Phasen der Nichtbeschäf t igung durch Lohnersatzlei-
stungen überbrückt , wobei das französische System durch das allgemeine A r -
beitslosenversicherungssystem stark subventioniert wird. Schä tzungen gehen 
sogar soweit, daß die Hälfte der Einkommen im Künst le rbere ich auf Transferlei-
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stungen der Arbeitslosenversicherung beruht. Untersuchungen zeigen auch, daß diese 
spezielle Arbeitslosenversicherung sowohl die Zahl der Beschäftigten in diesem Tei l -
arbeitsmarkt als auch die Zahl kurzfristiger Engagements und der transitorischen be-
schäftigungslosen Zeiten erhöht hat. 
Offen bleibt freilich, ob es für die Gesellschaft „billiger" wäre, die vergleichsweise 
generöse Subvention fallen zu lassen und statt dessen nur noch den sozialen Mindest-
schutz zu gewährleisten, wenn Künstler und Künstlerinnen beruflich den Anschluß 
verlieren. Jedenfalls würde der Pool, aus dem Unternehmer im Künstlerbereich 
schöpfen könnten, geringer, und das Schicksal der arbeitslosen Künstler wäre härter. 
Speziell für den Künstlerarbeitsmarkt läßt sich argumentieren, daß der Prozeß der 
professionellen Selbstfindung langwieriger, schwieriger und riskanter ist als auf ande-
ren Teilarbeitsmärkten, so daß eine Unterstützung durch Dritte zu rechtfertigen ist. 
Aus der Perspektive sozialer Produktivität erscheint deswegen die Rolle der französi-
schen Sozialversicherung als Kofinanzier des Künstlerarbeitsmarkts gar nicht so ab-
wegig. Angesichts der erwähnten Selbsverstärkungseffekte und der defizitären Ent-
wicklung bleibt freilich zu fragen, ob es nicht effektivere und möglicherweise auch 
gerechtere Formen der Kofinanzierung gibt, in denen beispielsweise die Konsumen-
ten in der Risikogemeinschaft der Kunst stärker beteiligt werden. 
Aber blicken wir auf einen anderen Teilarbeitsmarkt, der enger mit der neuen Infor-
mationstechnologie verknüpft ist. Probleme der Regulierung der Arbeitsmärkte in der 
Informationsgesellschaft können exemplarisch an rechtlichen Entwicklungen in der 
Computerbranche erläutert werden. Wesentliche Innovationen finden in diesem Wirt-
schaftsbereich zunehmend in kleinen Firmen statt, die nicht selten aus Firmenspaltun-
gen oder aufgrund von Auslagerungen aus öffentlichen oder privaten Universitäten 
oder anderen Ausbildungsstätten entstehen. Ihre Organisationsstrukturen zeichnen 
sich durch einen hohen Grad von Individualität und Anpassung an die in ihnen Täti-
gen aus. Die Arbeitsbedingungen in diesen Firmen unterscheiden sich entsprechend 
signifikant von herkömmlichen Betrieben. 
Der Arbeitsmarkt dieses Bereichs ist zutreffend als Hochgeschwindigkeitsarbeits-
markt („high velocity labor market") bezeichnet worden. Seine wesentlichen Struk-
turmerkmale sind der rasche Wechsel des Arbeitsplatzes und das Verschwimmen der 
Unterscheidung von selbständiger und unselbständiger Arbeit. In diesem Nischenar-
beitsmarkt verkehrt sich das Verhältnis von Organisation und Arbeitnehmer. Die 
wichtigste Ressource ist nicht mehr die Organisationskapazität für Innovation son-
dern die Information und die Ideen in den Köpfen der Arbeitnehmer. Es ist die Orga-
nisation, die besondere Anstrengungen unternehmen muß, die Arbeitnehmer zu hal-
ten. Der Wechsel der Firma, beziehungsweise das Gründen einer eigenen Firma, wird 
zur Normalität. 
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Diese Entwicklung läßt sich wohl nirgendwo besser beobachten als im kalifornischen 
Silicon Valley, dessen Arbeitsmarkt durch spezifische Nischenbedingungen geprägt 
ist. Die überwiegend kleinen Firmen des Silicon Valley bilden ein Industriesystem, 
das aus einem dichten sozialen Netzwerk besteht und das kollektives Lernen und fle-
xible Anpassung spezialisierter Produzenten fördert. Das Netzwerk kleiner Firmen 
des Silicon Valley hat sich als wichtiger Arbeitsplatzbeschaffer erwiesen. In einem 
Vergleich der eher durch Großfirmen charakterisierten Computerindustrie in Massa-
chusetts ("Route 128") und des kalifornischen Silicon Valley ergab sich, daß in dem 
Zeitraum 1975 bis 1990 dreimal soviel Arbeitsplätze in Kalifornien geschaffen wur-
den als in Massachussetts. 
Hochgeschwindigkeitsarbeitsmärkte stellen neue Anforderungen an das Arbeits-
recht. Im Vordergrund steht der fließende Übergang von abhängiger Beschäftigung in 
die Selbständigkeit und umgekehrt. Die Rechte des einzelnen Arbeitnehmers und 
kleinen Unternehmers werden in individuellen Vereinbarungen bestimmt. Damit wer-
den Verträge, und nicht länger Gesetze, zu den wesentlichen Quellen für Rechte. Dies 
legt eine Deregulierung bestehender Schutznormen nahe, die die „Geschwindigkeit" 
des Wechsels einschränken und damit aus makroökonomischer Sicht die Dynamik 
des Bereichs behindern. 
Hochgeschwindigkeitsarbeitsmärkte erzeugen allerdings auch spezifisch neue 
Rechtsprobleme. Wenn der Innovationsdruck stark und von neuen Informationen oder 
Erkenntnissen abhängig ist, wird der Umgang mit Wissen in den Köpfen der Arbeit-
nehmer zum Rechtsproblem. Berührt sind Fragen des Urheberrechts. In der traditio-
nellen Rechtssicht ist das Wissen des Arbeitnehmers zumindest dann Eigentum des 
Betriebes, wenn es sich um ein sogenanntes Betriebsgeheimnis handelt, mit der Folge, 
daß der scheidende Arbeitnehmer gehindert ist, von dem Wissen Gebrauch zu machen 
und der neue Betrieb mit einer Schadensersatzklage bedroht wird. In diesem Bereich 
ist zumindest im Silicon Valley durch spezialisierte Rechtsanwälte ein neues Recht 
durch Verträge unterhalb der herrschenden gesetzlichen Normen und Rechtspre-
chungsprinzipien geschaffen worden. Und diese Entwicklung scheint auch wieder ei-
nen Bedarf für kollektive Interessenvertretung zu erzeugen. Dabei handelt es sich aber 
nicht um gewerkschaftliche Organisation traditioneller Prägung, sondern um neue 
Formen spezialisierter professioneller Interessenvertretung. 
„Hochgeschwind igke i t sa rbe i t smärk te" und Künst le rarbe i t smärkte enthalten 
deutlich Elemente von Übergangsarbe i t smärk ten . Ob sie bald ihren Nischen-
oder Sondercharakter verlieren und repräsentat iv für die künft igen Arbei t smärkte 
sind, bedarf allerdings weiterer Forschung. Erkennbar ist aber jetzt schon die 
Erosion und Transformation der klassischen großen internen Arbe i t smärk te zu 
verflochtenen Netzwerkarbe i t smärk ten . Damit meine ich schrumpfende betriebs-
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interne Arbei tsmärkte mit einem verbleibenden harten Kern an Stammbelegschaft 
und darum herum gelagerte expandierende Netze potentieller (virtueller) Mitar-
beiter/innen, auf die von Fa l l zu Fa l l zurückgegriffen wird. M i t fortschreitender 
Deindustrialisierung und Debürokratisierung wird somit die Regulierung des Arbeits-
markts vor neue Aufgaben gestellt. 
Die Umstellung des Arbeitsrechts auf die Bedingungen von Übergangsarbeitsmärk-
ten kann freilich nicht simple Deregulierung bedeuten. Das Arbeitsrecht muß reflexiv 
werden, indem es Mechanismen entwickelt, sich selbst zu beobachten. Das bedeutet, 
daß Arbeitsrecht ein Selbstverständnis entwickelt, das wesentlich auf die Eröffnung 
von Möglichkeitsspielräumen und nur noch zweitrangig auf hoheitliches Vorschrei-
ben zielt. Bei einer in diesem Sinne verstandenen Deregulierung geht es also nicht um 
den Abbau von Rechten, wie es der neoliberale Kampfbegriff der Deregulierung häu-
fig suggeriert. Im Gegenteil. Es geht um eine reflexive Deregulierung, das heißt um 
eine weitere Delegation der Rechtsmacht, um durch Selbstregulierung die Rechtswir-
kung entscheidend zu verbessern. 
4. Reflexive Deregulierung 
Wie kann Recht die Etablierung von Übergangsarbeitsmärkten unterstützen? Diese 
Frage möchte ich abschließend an den zu regelnden Bestandteilen des Arbeitsverhält-
nisses beispielhaft erläutern. Die folgende Übersicht listet die Elemente eines Arbeits-
vertrages auf einem Kontinuum von Flexibilität und Stabilität auf. 
Die Ausgangshypothese aus der Sicht von Übergangsarbeitsmärkten lautet, daß in 
der zukünftigen Arbeitswelt flexiblere Beschäftigungsverhältnisse erforderlich sind, 
die jedoch durch Deregulierung und Neuregulierung des Arbeits- und Sozialrechts so 
zu gestalten sind, daß die ökonomischen und sozialen Vorteile von Stabilität nicht 
verloren gehen. Es geht also nicht darum, gewissermaßen von der rechten Seite der 
Übersicht auf die linke Seite zu rutschen. Es geht darum, eine neue Balance zwischen 
Stabilität und Flexibilität zu finden und funktionale Äquivalente zu nutzen, wo insti-
tutionelle Barrieren der Veränderung von Parametern vorhanden sind. Beginnen wir 
mit der Regulierung des Lohns als zentralem Bestandteil des Arbeitsvertrags. 
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Übersicht 1: Regulierungsdimensionen des Arbeitsvertrags 
Bestandteile des 
flexibel Arbeitsverhältnisses • stabil 
(1) Bei der Entlohnung könnte die Stärkung des Prinzips der Selbstregulierung durch 
Einbau leistungs- und erfolgsabhängiger Elemente in den Tarifvertrag erfolgen, die 
dann in Betriebs- und Individualvereinbarungen zu konkretisieren wären. Wenn durch 
Rechtsangebote entsprechende Schnittstellen geschaffen würden, könnte sich die Ta-
rifpolitik, die bisher überwiegend Lohnpolitik war, zur tariflichen Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik entfalten. Staatliche Wirtschaftspolitik würde somit entlastet 
werden und die Tarifpartner könnten mehr beschäftigungspolitische Verantwortung 
übernehmen. Anspruchsrechte auf passive Lohnersatzleistungen könnten vorsichtig 
zurückgenommen (dereguliert) werden, wenn im Gegenzug Anrechte zu ihrer aktiven 
Verwendung geschaffen werden. 
Eine Möglichkeit bestünde in der besseren Verzahnung von Finanz- und Lohnpoli-
tik in Form von Investivlöhnen, die folgende Form annehmen könnten: Die Erspar-
nisse tariflich ausgehandelter Lohnzurückhaltung fließen in Investitionsfonds; diese 
werden steuerlich begünstigt; sie fördern unter Mitbestimmung der Gewerkschaften 
oder Arbeitnehmer Gründungen neuer Existenzen und Innovationen; wird ein be-
stimmtes Beschäftigungsziel erreicht, erhalten die Anteilseigner der Fonds (also die 
Arbeitnehmer/innen) Erfolgsprämien. 
Aus der Sicht von Übergangsarbeitsmärkten gewinnt die Frage des Zusammenhangs 
von Einkommensverteilung und Dynamik des Arbeitsmarkts große Bedeutung. Dabei 
sind zum Lohneinkommen auch Einkünfte aus Kapitalvermögen einzubeziehen. Über 
diese zweite Säule des Einkommens wissen wir jedoch wenig, weil die Statistik der Ver-
mögensverteilung wenig transparent ist. Während früher noch die Großfamilie, die im 
Nebenerwerb betriebene Landwirtschaft, Nachbarschaftshilfe oder handwerkliche Eigenlei-
stungen für viele noch regelmäßige zusätzliche Einkünfte außerhalb des Arbeitsmarktes ga-
rantierten, müssen im Zeitalter der Globalisierung, Informatisierung und Individualisierung 
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solche Einkommenspuffer neu konstruiert und rechtlich abgesichert werden. Jeden-
falls erscheint es plausibel, daß flexible Beschäftigungsverhältnisse und entsprechend 
variierende Lohneinkommen sozial verträglicher sind, wenn sie durch andere Ein-
kommen, beispielsweise Vermögenseinkommen bzw. Grund- und Immobilienbesitz, 
abgepuffert werden können. Die Vermutung liegt deshalb nahe, daß eine gerechte 
Einkommensverteilung die Akzeptanz flexibler Beschäftigungsverhältnisse begün-
stigt. Das beschäftigungspolitische Potential der Einkommenspolitik, insbesondere 
der Vermögensverteilung, erscheint noch nicht recht erkannt, geschweige denn aus-
reichend ausgeschöpft zu sein. 
Die Beschäftigung ließe sich auch durch eine Verbesserung der Schnittstelle von Ar-
beitsmarktpolitik und Sozialpolitik erhöhen. Sowohl bei der Sozial- als auch bei der 
Arbeitslosenhilfe ist die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oft mit hoher Marginalbe-
steuerung verbunden. Dies führt in die Armutsfalle, weil Arbeit sich nicht deutlich 
mehr „lohnt" als reiner Transferbezug. Für wohl definierte Zielgruppen könnte selbst-
verdientes Erwerbseinkommen vermindert auf die Transferleistung angerechnet wer-
den; dieses Model l wäre beispielsweise für Alleinerziehende attraktiv, die nur Teilzeit 
arbeiten können. Umgekehrt könnten für die Integration anerkannt leistungsgemin-
derter Personen dauerhafte Lohnsubventionen bezahlt werden, ein Weg, den vor eini-
gen Jahren Dänemark eingeschlagen hat. Der Anspruch auf Lohnersatzleistungen 
könnte in der Dauer reduziert werden, wenn sie im Gegenzug von den Anspruchsbe-
rechtigten als Gutscheine für Lohnsubventionen (etwa für ältere Langzeitarbeitslose) 
oder betriebliche Einarbeitungszuschüsse (für jüngere Langzeitarbeitslose) verwendet 
werden können. 
(2) Welche Innovationen sind im Bereich Regulierung der Lage der Arbeitszeit sinn-
vol l oder schon jetzt absehbar? Hohe Kapitalinvestitionen einerseits, fluktuierende 
Nachfrage andererseits sind Faktoren, die für eine größere Flexibilität bei der Lage 
der Arbeitszeit sprechen. Diese Anforderungen entsprechen jedoch nur teilweise de-
nen der Angebotsseite. Nachtarbeit und Wochenendarbeit stehen beispielsweise an 
unterster Stelle der individuellen Arbeitszeitpräferenzen. In der Regel wird diese Dis-
krepanz zur Zeit durch monetäre Zuschläge kompensiert. Sowohl einzel- wie gesamt-
wirtschaftlich ist das Ergebnis suboptimal: Für Betriebe ist diese Praxis kostentrei-
bend und wettbewerbsschädigend, für die Individuen gesundheits- und sozialschädi-
gend, und für die Gesellschaft mit weniger Beschäftigung und höherer Arbeitslosig-
keit verbunden. 
Aus diesem typischen Gefangenendilemma könnten Arbeitszeitgesetze wie Tarif-
verträge führen, die auf mehr Freizeitausgleich drängen. Schätzungen zeigen, daß 
etwa 750.000 zusätzliche Beschäftigungsverhältnisse geschaffen werden könnten, 
wenn das Prinzip des Freizeitausgleichs konsequent befolgt würde. 
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Zweitens könnte mehr Beschäftigung in Zeitarbeitsfirmen oder öffentlichen Arbeits-
kräftepools sowohl dem steigenden Flexibilitätsbedarf der Betriebe als auch dem Be-
dürfnis der Beschäftigungssicherheit der Arbeitnehmer entgegenkommen. Hierzu be-
darf es der Weiterentwicklung der Arbeitsvertragsgestaltung für private Verleih- und 
Vermittlungsfirmen, um Mißbrauchsmöglichkeiten einzudämmen. Die Einrichtung 
öffentlicher Arbeitskräftepools, dessen Vorbi ld das niederländische S T A R T - M o d e l l 
ist, könnte analog auch auf die Personalprobleme von Kleinbetrieben zugeschnitten 
werden. Denn Kleinbetriebe können nicht wie Großbetriebe die Skaleneffekte nutzen, 
um die steigenden externen und vor allem internen Risiken zukünftiger Arbeitsmärkte 
organisatorisch aufzufangen. Zu den internen Risiken von Kleinbetrieben zählen ins-
besondere Personalausfall durch Elternurlaub oder Pflegeerfordernis in der Familie 
von Belegschaftsangehörigen, Personalausfall durch Bildungsurlaub, Sabbatical, un-
bezahlten Urlaub, Personalausfall durch Freistellung für berufliche Qualifizierung, 
oder zusätzlicher aber auf Dauer noch ungewisser Personalbedarf. 
(3) Wie steht es mit der reflexiven Deregulierung der Dauer der Arbeitszeit! Hier ist 
zum einen an Regelungsangebote zu denken, die Kooperationsblockaden überwinden, 
zum anderen an individuelle Anrechte, unter bestimmten Bedingungen Wahlarbeits-
zeiten aushandeln zu dürfen. Aus der Sicht von Übergangsarbeitsmärkten sind 
Rechtsangebote konsequenter an die Bedingungen der neuen Arbeitswelt anzuglei-
chen. Die Arbeitsmarktpolitik hat den Übergang zur Dienstleistungsgesellschaft, ge-
schweige denn zur Informationsgesellschaft noch längst nicht nachvollzogen. Das 
Beispiel Kurzarbeitergeld zeigt, wie sehr das Arbeitsförderungsrecht einer Vergan-
genheit verhaftet ist, in der noch regelmäßige Konjunkturzyklen das Wirtschaftsleben 
beherrschten, die im wesentlichen das Verarbeitende Gewerbe betrafen. In den mo-
dernen Dienstleistungssektoren kann von regelmäßigen Konjunkturzyklen nicht mehr 
die Rede sein. Hier sind die Nachfrageausfälle chaotischer Art (Moden), demographi-
scher Art (Geburtenschwankungen) oder auch politisch bedingt (Haushaltskonsolidie-
rung). Es ist daher an neue Überbrückungsinstrumente zu denken, welche (wie das 
Kurzarbeitergeld) die mit dem Heuern und Feuern verbundenen Transaktionskosten 
vermeiden. Darum wäre daran zu denken, das Prinzip des Kurzarbeitergeldes in ana-
loger Form, etwa als Übergangsgeld, auch auf den Dienstleistungsbereich zu übertra-
gen, insbesondere auf den öffentlichen Dienst, der vor großen Umstrukturierungspro-
blemen steht. 
A u c h die Schnittstelle zwischen tariflicher und öffent l icher Arbei tsmarktpol i-
tik l ieße s ich verbessern. Wenn etwa in Tar i fver t rägen oder in Betriebsverein-
barungen beschä f t i gungswi rksame Jahres- oder Lebensarbeitszeitverträge ge-
schlossen werden, könn te die Arbeitsverwaltung als Kooperationspartner einen 
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finanziellen Beitrag in dem Umfang leisten, wie Arbeitslosigkeit vermieden wird. Ein 
innovatives Regelungsangebot wäre auch die steuerliche Begünstigung des Sparens 
von Arbeitszeitkonten. Dies müßte mit dem Anrecht der Übertragbarkeit bei Betriebs-
wechsel verbunden werden. 
(4) Eine arbeitsvertragliche Betrachtung der Beschäftigungssicherheit muß sehr 
differenziert vorgehen: sie muß zwischen Beschäftigungssicherheit im umfassen-
den (alle Aspekte eines Arbeitsverhältnisses) und im engeren Sinne (Dauer eines 
Arbeitsverhältnisses) unterscheiden, zwischen de facto und institutioneller (also 
rechtlicher) Sicherheit, und schließlich noch den M i k r o - und Makrobezug im Auge 
behalten. Das Kernproblem im deutschen Kündigungsschutzrechts sind die mögli-
chen negativen Folgewirkungen des hohen Kündigungsschutzes für Ältere und be-
hinderte Menschen. Einmal ausgegliedert, haben diese Gruppen kaum noch Chan-
cen der Wiedereingliederung. 
Eine Lockerung dieses Kündigungsschutzes wäre zu rechtfertigen, wenn anderer-
seits attraktivere Regelungsangebote oder faire Verfahrensregeln eingeführt werden. 
Verbesserte Regelungsangebote wären längerfristige Lohnsubventionen oder Förde-
rung von Investitionen zur Anpassung von Arbeitsplätzen im Falle alters- oder ge-
sundheitsbedingter Leistungsminderungen. Betriebliche Anpassungsgruppen etwa 
nach schwedischem Vorbi ld (zusammengesetzt aus Betriebsvertretern und Rehabili-
tationsexperten) würden dann mit den lokalen Arbeitsämtern die erforderlichen A n -
passungen und die entsprechende Förderung aushandeln. Im übrigen ist zu berück-
sichtigen, daß ein universeller Kündigungsschutz um so weniger dringlicher ist, je 
mehr es gelingt, mit anderen (oben wie im folgenden genannten) Maßnahmen eine 
höhere Makroflexibilität des Arbeitsmarkts zu erzeugen. Das Rechtssystem in Däne-
mark mag dafür ein Beispiel sein, in dem der universelle Kündigungsschutz rechtlich 
kaum entwickelt, der Arbeitsmarkt jedoch sehr beweglich ist. 
(5) Zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit könnten Regelungsangebote die 
kollektive und individuelle Sozialautonomie erweitern und so den Staat bzw. die öf-
fentliche Arbeitsmarktpolitik entlasten. E i n Beispiel könnten Tarifverträge sein, in 
denen Blöcke für Qualifizierungszeiten definiert werden, um die Beschäftigung zu 
stabilisieren oder zu erhöhen. Während ein Tei l der Kosten von den Beschäftigten in 
Form geringerer Lohnerhöhungen getragen wird, könnte die Arbeitsverwaltung in 
solchen Fällen Kofinanzierungsangebote in dem Umfange bereithalten, wie Arbeits-
losigkeit vermieden wird. Beiträge zur Arbeitslosenversicherung werden so zu Beiträ-
gen einer Beschäftigungsversicherung, mit denen auch Anrechte auf Verbesserung 
oder Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit erworben werden. 
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Ein zweites Beispiel wäre die Übernahme des in Dänemark erfolgreich praktizierten 
Systems der Jobrotation als generalisiertes Regelungsangebot im Arbeitsförderungs-
recht. Dabei werden Beschäftigte extern weitergebildet und Arbeitslose treten an ihre 
Stelle. Besonders ermutigend am dänischen Jobrotationssystem ist das Ergebnis, daß 
etwa 50 Prozent der stellvertretenden Arbeitslosen (im privaten Sektor sogar bis zwei 
Drittel) in irgendeiner Form eine Anschlußbeschäftigung finden, und daß die extern 
Weitergebildeten zum Tei l eine Aufstiegsmobilität in anderen Betrieben erleben. Bei 
gelungener Jobrotation entsteht also im Idealfall eine aufwärtsgerichtete Weiterbil-
dungs- und Beschäftigungsspirale. Und wie Dänemark zeigt, sind die Chancen dafür 
im wirtschaftlichen Aufschwung besonders gut. Das System der Jobrotation wird er-
gänzt durch einen Rechtsanspruch auf einen Ausbildungs- oder Weiterbildungsplatz 
für Langzeitarbeitslose, sowie durch einen Rechtsanspruch auf ein Weiterbildungs-
sabbatical bis zu einem Jahr, wenn individuell mit dem Arbeitgeber ein Ersatz ausge-
handelt wurde. 
A l s Förderung der Beschäftigungsfähigkeit im weiteren Sinne kann auch die struk-
turpolitische Eingliederung von Langzeitarbeitslosen gelten. A n dieser Schnitt-
stelle zwischen Arbeitsmarktpolitik und Strukturpolitik könnten jedoch im Sinne 
der Selbstregulierungsethik den Akteuren vor Ort g rößere Entscheidungsspiel-
räume e ingeräumt werden. Das jetzt reformierte Arbei t s förderungsgese tz hat die 
produktive Arbeitsförderung wieder verankert und leicht verbessert. Danach 
können zwar sonst zu zahlende Arbeitslosengelder (ganz i m Geiste kooperativer 
Arbeitsmarktpolitik) zur Kofinanzierung neuer Arbe i t sp lä tze genutzt werden, die 
förderungsfähigen Arbeitsfelder sind aber zu eng zugeschnitten (Umwelt, soziale 
Hi l fe , Jugendhilfe). Darüber hinaus gibt die Bedingung untertariflicher Bezah-
lung den förderungsfähigen Projekten den Ruf des „zwei ten Arbeitsmarkts", der 
jedenfalls dann konterproduktiv ist, wenn die Arbeitsmarktpolitik mit ihrer K o f i -
nanzierung einen Beitrag zur Schaffung nachhaltiger und wet tbewerbsfähiger 
Arbei tsplä tze leisten soll . 
Ich fasse zusammen: 
Globalisierung und Individualisierung haben in den modernen Industriegesellschaften 
zwei Reaktionsmuster hervorgebracht, die sozial völlig unakzeptabel sind: Dauerar-
beitslosigkeit als das europäische Gegenstück zur amerikanischen Dauerarmut. Wenn 
die Form des deregulierten Arbeitsmarkts in den U S A nicht erstrebenswert ist, dann 
stellt sich die Frage, welche Deregulierung die verblüffende Dynamik des amerikani-
schen Arbeitsmarkts ohne die dort unerfreulichen Nebenfolgen hervorbringen könnte. 
Ref lex ive Deregulierung i m Zusammenhang mit dem Konzept der Über -
g a n g s a r b e i t s m ä r k t e k ö n n t e eine L ö s u n g sein. Diese Strategie besagt, daß die 
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kollektive Tarifautonomie stärker als bisher durch individuelle Sozialautonomie er-
gänzt werden muß. Dazu gehören vor allem individuelle Mindestschutzrechte, Ver-
handlungsrechte und Formen der Garantie eines Grundeinkommens unabhängig vom 
Verlauf der Erwerbsbiographie. Kollektivverträge haben zwar nach wie vor den ent-
scheidenden Vorteil , arbeitsrechtliche Rahmenbedingungen definieren und notfalls 
durch Machtmittel (sprich Streik) durchsetzen zu können. Diese müssen jedoch, ähn-
lich wie die Rechtsnormen des Staates, stärker prozeduralen Charakter gewinnen und 
den Individuen und Betrieben Aushandlungsspielräume schaffen, die sie selbst gestal-
ten. Nicht die zu betreuenden Arbeitnehmer, sondern die freien Berufstätigen sind in 
Zukunft die „Kunden" der Sozialpartner. 
Reflexive Deregulierung erkennt die Notwendigkeit des Abbaus einschränkender 
oder altbackener Schutznormen, um neue Dynamiken für lokale und individuelle Lö-
sungen freizusetzen. Sie betont aber auch den Bedarf für die Etablierung von neuen 
und im einzelnen aushandelbaren Anrechten (etwa Recht auf Weiterbildung), von 
Rechtsangeboten (etwa produktive Arbeitsförderung) und von steuerlichen Anreizen 
(etwa zur Vermögensbildung). Damit gerät auch der Staat als kompetenter wie finanz-
kräftiger Kooperationspartner mit in das Spiel. In den Arbeitsbeziehungen des koope-
rativen Sozialstaats wird er freilich nicht mehr der beherrschende Seniorpartner, son-
dern nur noch der moderierende und befähigende Juniorpartner sein. 
Ohne eine Wirtschaftspolitik, die Innovationen und Investitionen zur Schaffung 
nachhaltiger Arbeitsplätze anstößt, wird sich die Beschäftigungskrise nicht lösen las-
sen. Aber ohne Neuverteilung von Arbeit und Einkommen wird ein solcher Prozeß 
weder zustande kommen noch die Lage auf dem Arbeitsmarkt signifikant verbessern. 
Ich habe dabei die Institutionalisierung von Übergangsarbeitsmärkten vorgeschlagen. 
Diese verteilen Arbeit und Einkommen nun nicht nur schlicht um, sondern lenken die 
verkürzte Arbeitszeit in produktive Bahnen. Sie fördern erstens die Wahl oder K o m -
bination von verschiedenen Arbeitszeiten und Beschäftigungsverhältnissen, zweitens 
die Vermeidung von Entlassungen und die schnellere Integration von Arbeitslosen, 
drittens Übe rgänge zwischen Bi ldung und Beschäf t igung, viertens Übergänge 
zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit , und fünftens gleitende Übe rgänge in 
die Rente. 
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Rudolf Steinke 
Innovation, Beschäftigung, Wachstum und Wettbewerb -
Berliner Memorandum 1997 
Das Berliner Memorandum zu „Innovation, Beschäftigung, Wachstum und Wettbe-
werb. Strategien zur Halbierung der Arbeitslosigkeit bis zum Jahre 2005" kann eine 
gemeinsame Verabredung, einen gemeinsamen „Fahrplan" der Sozialpartner und der 
Wirtschaftsverbände sowie der Bundesregierung zur Erreichung des Ziels der Halbie-
rung der Arbeitslosigkeit nicht ersetzen. Aber es hat den Anspruch, Ausmaß und D i -
mensionen des Handlungsbedarfs aufzuzeigen, Politikbündel zu fokussieren und zu 
zeigen, auf welchen Wegen, in welchen Zeiträumen und bei welcher Kombination der 
Instrumente eine Halbierung der Arbeitslosigkeit in der Tat erreicht werden kann. Für 
Deutschland heißen die Wege: mehr Innovation, Beschäftigung, Wachstum und Wett-
bewerb. Den Nachweis, daß die Halbierung der Arbeitslosigkeit tatsächlich möglich 
ist, erbrachten dabei neuartige Simulationsrechnungen mit dem ökonometrischen M o -
dell L A P R O S I M . 
M i t den Simulationen wurde die Wirkung der Politikbündel auf zentrale Größen wie 
Wachstum und Beschäftigung berechnet. Arbeitszeitverkürzung, Ausweitung der öf-
fentlichen Investitionen, aktive Arbeitsmarktpolitik und moderate Lohnerhöhungen 
sind die Instrumente, bei deren Umsetzung eine wirtschaftspolitische Strategie erfolg-
reich sein kann. Bundesregierung, Notenbank, Länder und Kommunen sowie Ge-
werkschaften, Arbeitgeberverbände und Unternehmen müssen konstruktiv zusam-
menarbeiten. Deshalb wurden bei den Berechnungen auch nicht die maximalen Zie l -
setzungen der beteiligten Akteure als Maßstab angenommen. Die vorgeschlagenen 
Maßnahmen sollen vielmehr als Basis für einen breiten Konsens dienen. Nicht ein-
zelne Elemente oder punktuelle Forderungen, jeweils an die Adresse anderer Akteure, 
sondern nur die verbindliche Umsetzung zentraler Politikbündel kann die erwünsch-
ten Erfolge bringen. Ohne die Kombination der Politikbündel ist die Zielsetzung nicht 
erreichbar. 
A l l e Akteure werden „einen Preis" für die Realisierung höhere r Beschäf t igung 
zu zahlen haben, aber mit dem Erfolg - wie die Simulationsrechnungen für die 
Pol i t ikbündel 2 bis 4 sowie 4plus zeigen - von über 2 M i o . weniger Arbeitslosen 
i m Zeitraum 2003/05. Dabei geht in die Simulationsrechnungen unter Berücksichti-
Gensior/Mendius/Miethe/Steinke (1998): Massenarbeitslosigkeit und Beschäftigungspolitik. 
URN: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-100058 
gung von Produktivitäts- und Rationalisierungsfortschritten die empirisch begründete 
Annahme ein, daß eine Reduzierung der Arbeitslosenzahl um 1.000 Arbeitslose die 
Schaffung 1.700 neuer Arbeitsplätze erfordert (1:1,7). Dabei ist berücksichtigt, daß 
bei zunehmender Beschäftigungsaktivität neue Arbeitsplätze auch aus der „stillen Re-
serve" besetzt werden. 
Methodisch wird bei den Simulationsrechnungen im ersten Schritt ein Basisszenario 
der zukünftigen Entwicklung auf der Grundlage der Wirkungen von Faktoren seit den 
70er Jahren formuliert. Darüber hinaus gehen in das L A P R O S I M 99 Modellgleichun-
gen ein. Dann wurde im Basisszenario der Status Quo (Stand Mitte 1996) gekennzeich-
net. Im zweiten Schritt wurde das Basisszenario gemäß der jeweils bestimmten Pol i -
tikbündel modifiziert. Dadurch entstanden Alternativszenarien, die anschließend in das 
Model l integriert wurden. Im dritten Schritt wurden die alternativen Lösungswerte für 
die beschäftigungspolitischen Ergebnisse dem Basisszenario gegenübergestellt. 
Nachfolgend werden die wesentlichen Grundpositionen des Berliner Memorandums 
und die zentralen Ergebnisse der Simulationsrechnungen mit dem makroökonomi-
schen Model l L A P R O S I M skizziert. 
Chancen der Globalisierung durch Europäisierung nutzen 
Die Wirtschaft konzentriert sich zunehmend auf die Globalisierung der Märkte. Dem 
Problem der Globalisierung ist mit dem momentanen realwirtschaftlichen Abwer-
tungswettlauf nicht zu begegnen. Darüber hinaus können internationale Steuersen-
kungswettläufe zugunsten von Gewinnen oder Kapitaleinkünften die Standortbedin-
gungen nicht grundlegend verbessern. Die strategisch wichtigste Entscheidung für die 
Chance auf mehr Beschäftigung ist die Herstellung der europäischen Währungsunion. 
Seit Einführung flexibler Wechselkurse vor über 25 Jahren ist der Wert der Mark 
deutlich stärker gestiegen, als es der höheren Stabilität in Deutschland entsprechen 
würde. Seither wird die Mark durch die Finanzmärkte generell überbewertet, mit der 
Folge von negativen beschäftigungspolitischen Auswirkungen in Deutschland. 
Diese Unsicherheiten entfallen, wenn der Euro kommt und die zunächs t nicht 
beitretenden EU-Mitgliedstaaten mit dem Euro so verbunden werden, daß reale 
Wechse lku r sände rungen nicht mögl ich sind. Deshalb ist die Herstellung der 
W ä h r u n g s u n i o n i m beschäf t igungspol i t i schen Interesse Deutschlands. D i e eu-
ropä i sche Wirtschafts- und W ä h r u n g s u n i o n ist eine Chance. Sie kann den real-
wirtschaftlichen Abwertungswettlauf der europäischen Länder mildern und realis-
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tischere und stabilere Wechselkursparitäten hervorbringen. Denn der jetzige 
Währungs-Dumpingwettlauf verzerrt und stört den internationalen Leistungswettbe-
werb der Unternehmen. E r vermindert eine optimale Allokation der Ressourcen und 
untergräbt die ökonomischen, sozialen und ökologischen Grundlagen unserer Gesell-
schaft und die der anderen Nationen und Wirtschaftsblöcke. 
Die negativen Folgen der Globalisierung für Wirtschaft und Gesellschaft können 
durch die Europäisierung gemildert werden. Der europäische Block kann regulierend 
auf die Weltwirtschaft einwirken. Der neuen Dimension der Globalisierung der Welt-
wirtschaft ist eine neue Dimension der internationalen Zusammenarbeit entgegenzu-
setzen. Die jetzige Bundesregierung hat sich jedoch in den Fallstricken der Interpreta-
tion des Maastricht Vertrages verfangen. Es geht nicht um die kurzfristige Einhaltung 
der Kriterien, sondern um die mittelfristige Konsolidierung entsprechend den Konver-
genzkriterien. Nicht eine Punktlandung ist erforderlich, sondern eine intelligente 
Wirtschafts-, Investitions- und Arbeitsmarktpolitik. In Fortschreibung des EU-Weiß-
buchs für „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung. Herausforderungen der 
Gegenwart und Wege ins 21. Jahrhunderts" bedarf es daher auch der Festschreibung 
eines Beschäftigungskonvergenzkriteriums. Das Berliner Memorandum plädiert da-
her für ein Investitionsprogramm im Rahmen einer europäischen Beschäftigungs-
initiative und für einen europäischen Beschäftigungspakt sowie die Festschreibung 
der Grundpositionen einer europäischen Sozialunion. 
Politikbündel 4: 
Investitions- und Innovationsstrukturprogramm im Rahmen einer europäischen 
Beschäftigungsoffensive 
D i e schwache private und staatliche Inves t i t ions tä t igkei t ist die Ursache für das 
Beschäf t igungsprob lem in Europa. Die übergre i fende europä i sche Wachstums-
initiative hat die Aufgabe, die staatliche Inves t i t ionsschwäche zu überwinden . 
Entscheidend sind die positiven Impulse auf die private Invest i t ionstä t igkei t , die 
von einem solchen Programm ausgehen: kurzfristig durch die Kreislaufeffekte 
(Mult ipl ikator) , die auch für einen relativ hohen Selbstfinanzierungsgrad des 
Programms sorgen, langfristig durch die Schaffung verbesserter infrastrukturel-
ler Voraussetzungen, um die Rendite privater Investitionen zu verbessern. Beide 
Effekte variieren mit der H ö h e des Kapitalmarktzinses. Je niedriger der Zins , 
um so g rößer die Effekte und umgekehrt. Hieraus resultiert die Forderung an die 
Notenbank, dauerhaft für niedrige Lei tz insen zu sorgen. B e i international stark 
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verflochtenen Kapitalmärkten haben die Leitzinsen einen bestimmenden Einfluß auf 
die Höhe des heimischen Kapitalmarktzinses. 
In der Perspektive der nächsten Jahre ist zu berücksichtigen, daß heute der Deutschen 
Bundesbank zustehende Kompetenzen auf die Europäische Zentralbank (EZB) über-
gehen werden. Es sollte deshalb bereits heute die Vorläufereinrichtung der E Z B , das 
Europäische Währungsinstitut (EWI) in die notwendige Kooperation einbezogen wer-
den. Auch sollte der durch die französische Regierung geäußerte Vorschlag der Eta-
blierung eines die Tätigkeit von E W I / E Z B begleitendem Gremium unter dem Aspekt, 
ob so nicht eine praktikable Möglichkeit formeller Kooperation begünstigt werden 
könnte, durch Deutschland unterstützt und realisiert werden. 
In Westdeutschland liegt die Investitionsquote seit etwa 20 Jahren beträchtlich unter 
jenem Niveau, das für die Aufrechterhaltung der Vollbeschäftigung notwendig wäre. 
Lediglich Ende der 80er Jahre - in der Sonderkonjunktur der 'doppelten Einigung 
(Europäischer Binnenmarkt und Deutsche Einheit) - kehrte sie auf etwa das Niveau 
der frühen 70er Jahre zurück, was - kurzzeitig - eine deutliche Belebung der Arbeits-
nachfrage und Rückführung der Arbeitslosigkeit bedeutete. In Ostdeutschland liegt 
die Kapitalausstattung noch weit hinter dem westdeutschen Niveau zurück, der Auf-
holprozeß der ersten Jahre (deutlich höhere Zuwachsraten) ist - insbesondere mit den 
Rückführungen der Subventionen für Baumaßnahmen - vorläufig zu einem Ende ge-
kommen. V o r allem aber die private Investitionstätigkeit in gewerblichen Bereichen 
(Industrie, Dienstleistungen), die einen eigenständigen und selbsttragenden Einkom-
mensentstehungsprozeß bewirken soll, ist bisher weit hinter den Erwartungen zurück-
geblieben. 
Die Gründe für die relative Investitionsschwäche liegen in einem Realzinsniveau, das 
seit dem Zusammenbruch des Bretton-Woods-System 1973 nicht mehr auf die Größen-
ordnung der 60er Jahre reduziert werden konnte. Verantwortlich hierfür ist die gestie-
gene Volatilität der internationalen Finanzmärkte ebenso wie eine übermäßig restrik-
tive Geldpolitik der Deutschen Bundesbank, die ihren Autonomiestatus als Aufforde-
rung zur Nicht-Kooperation mißinterpretiert und Zinssenkungsspielräume ungenutzt 
läßt. Die private Investitionsschwäche wird durch eine Rückführung der öffentlichen 
Investitionen von einem Anteil von 6 v .H . am Bruttoinlandsprodukt 1970 auf unter 
2,5 v .H . 1995 zusätzlich verstärkt. In Ostdeutschland ist die 'Politik der Wirtschafts-
förderung' , die im wesentlichen auf subventionsinduzierten Direktinvestionsimport 
aus Westdeutschland und dem westlichen Ausland setzte, gescheitert. 
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Daher brauchen wir ein mittelfristig wirkendes und sich langfristig selbstfinanzie-
rendes, zusätzliches öffentliches Investitionsstrukturprogramm für Ost- und West-
deutschland. Dabei geht es um die Sanierung der Städte, Programme für ein ökolo-
gisch nachhaltiges Wirtschaften (Wärmedämmung , erneuerbare Energien), Im-
pulse für Forschung und Entwicklung Produktinnovationen, Zukunftsprogramm 
Arbeit und Technik, Förderung des kommunalen Nahverkehrs, Stärkung der Infra-
strukturen im Bereich der Gesundheitsversorgung und der öffentlichen sozialen 
Dienstleistungen usw. E i n derartiges Programm muß (dort wo dies möglich und 
sinnvoll ist) mit einer Erhöhung der öffentlich geförderten Beschäftigung ver-
knüpft werden. 
Die Größenordnung eines solchen Investitionsprogramms - nominal etwa 40 Mrd . 
D M jährlich - orientiert sich an einer Anhebung der öffentlichen Investitionsquote auf 
das Niveau Anfang der 70er Jahre. Jeweils 20 M r d . D M werden für Maßnahmen in 
Ost - und in Westdeutschland zur Verfügung gestellt. Die Simulationsrechnungen des 
Politikbündel 4 zeigen, daß hierdurch die Arbeitslosigkeit um 350.000 Personen bis 
zum Zeitraum 2003/05 vermindert werden könnte. 
Politikbündel 1 und 2: 
Lohnpolitik, Arbeitszeitverkürzung und -flexibilisierung, Uberstundenabbau 
und Teilzeitförderung 
Diesen Politikbündeln wurde die Umsetzung einer moderaten Lohnpolitik zugrunde-
gelegt. Sie orientiert sich an der Entwicklung nicht lohninduzierter Preissteigerungen 
unter Berücksichtigung der Entwicklung der Erwerbstätigenproduktivität (Politikbün-
del 2). Dies impliziert die Gewährleistung der funktionellen Verteilungsposition der 
Lohnabhängigen. Sie wäre somit verteilungsneutral. A u f eine Durchsetzung der bei 
steigender Beschäftigung und verbesserter Konjunkturbedingungen (Exportanstieg) 
möglichen zusätzlichen, und damit verteilungsändernden Lohnerhöhungen wird ver-
zichtet. Dies ist nicht als Abkehr von der Position zu verstehen, bei der im volkswirt-
schaftlichen Kreislauf durch Lohnerhöhungen Massenkaufkrafteffekte entstehen, die 
Wachstums- und beschäftigungssteigernde Wirkungen zum Ergebnis hätten. Vielmehr 
wird hier von einem „Mindestpreis" ausgegangen, der für die Mitwirkung der Arbeit-
geberverbände und der Bundesbank in einer derartigen konsensorientierten Strategie 
entrichtet werden muß. Die Verfolgung einer verteilungsneutralen Lohnpoli t ik ist 
angesichts der Umvertei lung von unten nach oben in den letzten zwei Jahrzehn-
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ten als ein erheblicher beschäftigungspolitischer Solidarbeitrag der Gewerkschaften 
und abhängig Beschäftigten anzusehen. 
Die im Politikbündel 1 fokussierte Politik einer deutlichen Arbeitszeitverkürzung, die 
durch ein moderates Lohnwachstum flankiert wird, schafft bis 2005 mehr als 2,6 M i l -
lionen zusätzliche Arbeitsplätze. Diese zusätzliche Nachfrage nach Arbeitskraft 
würde zu einem nicht unerheblichen Teil aus der „stillen Reserve" befriedigt werden, 
so daß sich die Reduktion der Arbeitslosigkeit auf knapp 1,4 Mil l ionen Personen 
beläuft. Allerdings zeigen die Simulationsrechnungen insgesamt, daß der Arbeitszeit-
verkürzung eine zentrale Bedeutung für den Beschäftigungsaufbau zukommt. 2/3 des 
Beschäftigungsaufbau bis zum Zeitraum 2003/05 sind der Arbeitszeitverkürzung ge-
schuldet. 
Seit Mitte der 80er Jahre ist die tarifliche Wochenarbeitszeit im Durchschnitt der 
Wirtschaft Schritt für Schritt von 40 auf nur noch knapp 37,5 Stunden pro Woche ver-
kürzt worden. Der hierdurch insgesamt erzielte Beschäftigungseffekt kann sich sehen 
lassen: Rund eine M i l l i o n Arbeitsplätze wurden erhalten oder neu geschaffen. 
Die anvisierte Beschleunigung der tariflichen Arbeitszeitverkürzungen bis zum Jahr 
2005 auf einen durchschnittlichen Wert von 1,3 v .H . pro Jahr geht dabei deutlich über 
das Tempo der Vergangenheit hinaus. Dieses Zie l erscheint nur realisierbar, wenn 
zwei neue Wege eingeschlagen werden: Die Umwandlung von Geldzuschlägen für 
Nacht- und Wochenendarbeit in entsprechenden Freizeitausgleich und weitere tarifli-
che Arbeitszeitverkürzungen, die zu einem bestimmten Teil als Qualifikationszeit ge-
nutzt werden. Rein rechnerisch würden von der insgesamt angestrebten Verkürzung 
der Arbeitszeit um neun Prozent etwa 1,25 Prozent auf die Komponente des Freizeit-
ausgleichs und die restlichen 7,75 Prozent auf eine qualifikationsorientierte Verkür-
zung der Wochenarbeitszeit entfallen. Im Durchschnitt der Wirtschaft würde dann bis 
zum Zeitraum 2003/05 die Wochenarbeitszeit auf etwas unter 35 Stunden zurückgehen. 
Arbeitszeitverkürzungen können sowohl für Arbeitgeber als auch für Arbeitnehmer 
akzeptabel sein. Die Arbeitnehmer profitieren von Arbeitszeitverkürzungen, wenn da-
durch die Beschäftigung gesichert wird. Die Beschäftigten vermeiden ebenso M o b i -
litätskosten wie das Risiko lang anhaltender Arbeitslosigkeit und damit verbundener 
Gefahren der Dequalifizierung, der Demotivation oder schwerwiegender psychoso-
zialer Belastungen. Arbeitslose erhalten durch die Umverteilung der Arbeit wieder 
eine Beschäftigung und Anspruch auf ein eigenständiges Einkommen. 
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Die Unternehmen profitieren von den durch die Arbeitszeitverkürzung induzierten 
Produktivitätssteigerungen. In Verbindung mit einer flexiblen Gestaltung der Arbeits-
zeiten bietet sich die Chance, Betriebszeiten auszudehnen. Mehr Arbeitszeitflexibi-
lität für die Unternehmen führt zur Steigerung der Produktivität und Kapitalrentabi-
lität. Unter dem Gesichtspunkt der Beschäftigungswirksamkeit kommt es vor allem 
auf die Kopplung der Flexibilisierung der Arbeitszeit mit einer Verkürzung der A r -
beitszeiten an. Das „FLEXI-PLUS" Konzept schafft einen Ausgleich der Interessen 
zwischen Beschäftigten, Arbeitslosen und Unternehmen. 
Dabei geht es nicht nur um die kollektive Arbeitszeitverkürzung, sondern auch um die 
radikale Senkung der Überstunden und die deutliche Erhöhung der Teilzeit in Form 
der Durchsetzung von Wahlarbeitszeit. Wie zahlreiche Untersuchungen zeigen, wür-
den viele Beschäftigte verkürzt arbeiten, wenn sie dadurch nicht auf halbe Stellen 
ohne Rückkehranspruch auf Vollzeitstellen gehen müßten. Die Simulationsrechnun-
gen gehen bis zum Zeitraum 2003/05 von einer Reduzierung der Überstunden um 
40% und der Erhöhung der Teilzeit um fünf Prozentpunkte aus. U m eine schnelle 
Steigerung der Teilzeit zu erreichen, müßte die derzeitige Regelung der sozialversi-
cherungsrechtlichen Freiheit der geringfügigen Beschäftigung aufgehoben werden. 
Diese ist nicht nur eine Form der Wettbewerbsverzerrung zwischen den Unterneh-
men, sondern blockiert auch die Weiterentwicklung der Teilzeitarbeit, da viele Unter-
nehmen in die geringfügige Beschäftigung ausweichen und keine Überlegungen für 
die Schaffung von akzeptablen Teilzeitstellen/Wahlarbeitsplätzen anstellen. 
Die Ankündigung des Vorsitzenden der I G Metall , Klaus Zwickel , auf dem Berliner 
Beschäftigungsgipfel Anfang A p r i l 1997 und der D G B Einzelgewerkschaften für eine 
neue beschäftigungspolitische Arbeitszeitoffensive (Programm „Für Arbeit und so-
ziale Gerechtigkeit") in Höhe von zwei Prozent pro Jahr über den Trend der Vergan-
genheit hinaus, ist daher als ein zentraler Beitrag zur Halbierung der Arbeitslosigkeit 
bis zum Jahre 2005 anzusehen. Dabei ist „ein vollständiger Lohnausgleich kaum 
durchsetzbar" und „ein vollständiger Lohnverzicht kaum zumutbar". E i n Weg wäre 
ein differenzierter Ausgleich und eine Kombination des Lohnausgleichs für geringer 
Verdienende bei Einbeziehung der ersparten Lohnersatzleistungen für verminderte 
Arbeitslosigkeit. 
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Politikbündel 3: 
Umbau der sozialen Sicherungssysteme. 
Kompensation durch höhere Mehrwertsteuer und Ökosteuer 
Eine leistungsfähige Wirtschaft schafft wichtige Voraussetzungen für die Verteilung 
und Finanzierung der Sozialleistungen. Gleichzeitig wirkt das soziale System als 
produktiver Faktor positiv auf die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft. Das soziale S i -
cherungssystem hat eine soziale und eine wichtige ökonomische Funktion. Die pro-
duktive Funktion sozialer Leistungen zeigt sich nicht nur bezüglich der politischen 
Stabilisierung, sondern auch hinsichtlich ihrer sozialen Integrationsaufgaben. Sozial-
leistungen liefern wichtige Vorleistungen für die Produktion (wie z .B . Qualifizie-
rung) und stellen einen wichtigen Tei l der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage dar. Sie 
federn nicht zuletzt den technischen und organisatorischen Strukturwandel ab und 
sind wichtige Voraussetzung dafür, daß Arbeitnehmer den notwendigen Struktur-
wandel mit tragen. 
Das soziale Sicherungssystem fängt die mit dem Strukturwandel entstandenen Pro-
bleme in beachtlichem Umfang auf. Die sozialen Regelungssysteme entscheiden 
darüber, ob das Erwerbspersonenpotential ansteigt oder nicht. Die Frühverrentung 
ist für ältere und gesundheitlich eingeschränkte Arbeitnehmer häufig die einzige A l -
ternative. Model le der Teilzeit, besonders der Altersteilzeit in Verbindung mit einer 
verbesserten Teilrentenregelung ermöglichen einen gleitenden Übergang in den R u -
hestand. Die Anhebung der Altersgrenzen und versicherungsmathematische A b -
schläge oder auch die verschärfte Anrechnung von Entlassungsentschädigungen auf 
die Arbeitslosenunterstützung werden negative Auswirkungen auf den Arbeits-
markt haben. 
Die Summe der 1995 insgesamt in der Bundesrepublik aufgewandten öffentlichen 
und privaten Sozialleistungen (Sozialbudget), betrug 1.179,3 M r d . D M . Gegenüber 
dem Vorjahr nahmen die Sozialleistungen um 6,1% zu. Die Sozialleistungsquote (So-
zialleistungen in Prozent des nominalen Bruttoinlandsprodukts - BIP) betrug 34,1%. 
A u f die alten Bundesländer entfielen mit 959,2 M r d . D M etwa vier Fünftel der Ge-
samtausgaben. Nachdem die Sozialleistungsquote nach 1975 (33,9%) im Jahr 1981 
mit 33,5 Prozent einen zweiten Höhepunkt erreicht hatte, ging sie von 1982 bis 1991 
deutlich zurück und erreichte 1991 mit 28,9% ein Niveau wie zuletzt Anfang der 70er 
Jahre. Dies ist auf die Maßnahmen im Sozialbereich und auf die positive Wirtschafts-
und Erwerbstätigenentwicklung in der zweiten Hälfte der 80er Jahre zurückzuführen. 
Vereinigungsbedingt stieg seit 1992 die Sozialleistungsquote auf 31,2%. 
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Ursache für die negative Entwicklung der Sozialleistungsquote ist die schwache wirt-
schaftliche Entwicklung seit 1992, die vor allem bei den arbeitsmarktabhängigen So-
zialleistungen zu einer überproportionalen Steigerung führte. So stiegen die Leistun-
gen für den Beschäftigungsbereich nach dem Arbeitsförderungsgesetz um annähernd 
55%, d.h. mehr als doppelt so stark wie das Sozialbudget insgesamt. Die Soziallei-
stungsquote in den neuen Bundesländern ist seit 1992 von 67,7% auf 57,8% im Jahre 
1995 zurückgegangen. Diese immer noch extrem hohe Quote resultiert aus der schwa-
chen wirtschaftlichen Situation der neuen Bundesländer. Der leichte Anstieg der Sozi-
alleistungsquote in den alten Bundesländern von 1994 auf 1995 um 0,6 Prozentpunkte 
rührt aus der neu eingeführten Pflegeversicherung (0,3%) und Anstiegen in der Kran-
ken- und Rentenversicherung her. 
Generell aber läßt sich sagen, daß im Prinzip ein ausgewogenes Verhältnis von Wirt-
schaftskraft (BIP) und Sozialleistungsquote besteht. E in strukturelles Ungleichge-
wicht existiert noch in den neuen Bundesländern. Dies wird auch noch solange anhal-
ten, wie es nicht gelingt die Wertschöpfung entsprechend zu entwickeln. Temporäre 
Ungleichgewichte sind in den alten Bundesländern vor allem auf die schwache Wirt-
schaftsentwicklung zurückzuführen. Der entscheidende Punkt liegt demzufolge in der 
zu geringen Wirtschaftsdynamik und nicht in der Höhe des Sozialbudgets und dessen 
Anstieg. Die Sozialleistungsquote für Deutschland mit 34,1% ist daher irreführend 
und muß differenziert gesehen werden. Allerdings ist der Lohnkeil, die Differenz zwi-
schen Brutto- und Nettolöhnen, in den letzten Jahren erheblich größer geworden. Da-
her ist eine Senkung der Sozialbeiträge und der Lohnnebenkosten auch im Interesse 
der Beschäftigten. 
Die Unterbeschäftigung und Massenarbeitslosigkeit führen zu nachhaltigen Ein-
brüchen der Beitragseinnahmen bei den sozialen Sicherungssystemen und steuerli-
chen Einnahmen. Nach Angaben des I A B beliefen sich die gesamtfiskalischen Kosten 
der Arbeitslosigkeit 1996 auf 154 M r d . D M . Das sind gut 30 M r d . D M oder 28% 
mehr als das gesamte Defizit aller öffentlichen Haushalte in Höhe von 111,3 Mrd . D M 
in 1996 (DIW-Wochenbericht 35/1996). Statt einer energischen Beschäftigungspoli-
tik verfolgt die Bundesregierung eine Strategie der Ausgabenkürzungen. Das führt zu 
kontraktiven gesamtwirtschaftlichen Rückwirkungen mit der Folge, daß sich die Defi-
zite nicht verringern, sondern mittelfristig vergrößern und die Beschäftigung seit 
Ende 1992 jährlich sinkt. 
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Die Krise der sozialen Sicherungssysteme (insbesondere Renten- und Arbeitslosen-
versicherung) ist nicht durch die Überforderung sondern durch die Folgen der Wie-
dervereinigung und die hohe Massenarbeitslosigkeit bedingt. 
In der Diskussion über Maßnahmen zur Überwindung der Wachstumsschwäche sind 
die Lohnnebenkosten wieder stärker ins Blickfeld gerückt. Dabei wird allzu leicht 
übersehen, daß die Arbeitslosigkeit einen großen Einfluß auf die Finanzlage des 
Sozialstaates hat. Arbeitsplatzvernichtung, Frühverrentung und Gesundheitsver-
schleiß sind gesellschaftliche Lasten, die zunehmend auf die Sozialversicherung 
abgewälzt werden. 
Aufrechterhaltung und Stabilität des sozialen Sicherungssystems sind für die Be-
schäftigten und die Gesellschaft von existentieller Bedeutung. Von daher sollte das 
soziale Sicherungssystem - vor allem der Bereich der Sozialversicherung - wieder so 
gestärkt werden, daß es seine Funktionen ohne Einschränkungen wahrnehmen kann. 
Umverteilungsleistungen, die der Sozialversicherung aufgebürdet wurden, sollten zu 
steuerfinanzierten Leistungen umgewandelt werden. Die Sozialversicherung wird da-
mit stabilisiert. Die Hoffnung, mit diesen Maßnahmen oder anderen Umbauten des 
Sozialsystems größere Beschäftigungseffekte auszulösen, läßt sich nicht erfüllen. 
In den makroökometrischen Simulationsrechnungen wird daher im Politikbündel 3 
eine Senkung der Sozialversicherungsbeiträge durch höhere Mehrwertsteuer simu-
liert. Eine mehrwertsteuerfinanzierte zusätzliche Entlastung der Sozialversicherungen 
von einem Tei l der sozialversicherungsfremden Leistungen schafft kostenneutral, 
trotz der konsumdämpfenden Wirkung der Mehrwertsteuererhöhungen, per saldo zu-
sätzliche Massenkaufkraft, wenn die Beitragssenkungen den Versicherten zugute 
kommen. Die Zahl der Erwerbstätigen kann durch diesen Umbau um weitere 0,3 M i l -
lionen Personen gesteigert werden; die Zahl der Arbeitslosen vermindert sich zusätz-
lich um weitere 150.000. 
Das kompensatorische Element der Umfinanzierung sozialversicherungsfremder 
Leistungen durch Mehrwer t s teuere rhöhungen bewirkt zwar einen annähernden 
Ausgle ich von Mehrwertsteuermehreinnahmen und Sozialversicherungsminder-
einnahmen. D ie Senkung der Sozia lvers icherungsbei t räge führt aber gleichzeitig 
zu einer Erhöhung der durchschnittlichen Ne t tonomina l löhne . Dadurch erhöht 
sich auch die Bezugsbasis aller an die Nettolohnentwicklung gekoppelten Sozial-
transfers, wie etwa der Altersrenten und von Lohnersatzleistungen wie Arbeits-
losengeld und -hilfe. Den infolge abnehmender Arbeitslosigkeit sinkenden Sozial-
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Versicherungsausgaben stehen so auf der anderen Seite wachsende Mehraufwen-
dungen gegenüber, die aus dieser Nettolohnanbindung resultieren. 
Umbaumaßnahmen , die auf eine Senkung der sogenannten Lohnnebenkosten ab-
zielen, werden außerdem durch Mechanismen des internationalen Wettbewerbs, 
wie z .B . die Wechselkursveränderungen, konterkariert. Allerdings ist die Verr in-
gerung des Lohnkeils zwischen Brutto- und Nettolöhnen und die generelle Verr in-
gerung der Kosten der Arbeit von erheblicher Wettbewerbsbedeutung. 
V o n erheblicher beschäftigungspolitischer und wettbewerbsmäßiger Bedeutung ist 
außerdem die Realisierung einer Ökosteuer. Neben den positiven Beschäftigungsef-
fekten zwischen 200.000 und 600.000 Personen bis zum Zeitraum 2005 entsprechend 
den Modellrechnungen des D I W sind vor allem die so induzierten Innovationsschübe 
mit der Folge der Dienstleistungsexportmöglichkeiten und die Steigerung der Produk-
tivität durch sinkende Energie- und Arbeitskosten von Bedeutung. 
Politikbündel 4plus: 
Stärkung des Humankapitals sowie der öffentlich geförderten Qualifizierung 
und Beschäftigung 
Ohne eine reformierte Arbei tsmarktpol i t ik mit deutlich höhe ren Niveaueffek-
ten ist das Z i e l einer Halbierung der Arbei ts losigkei t bis zum Jahre 2005 nicht 
zu erreichen. Daher wurde ein Po l i t i kbünde l 4plus simuliert und berechnet. 
Erst die E r h ö h u n g der durch M a ß n a h m e n der aktiven Arbei tsmarktpol i t ik ge-
förder ten Personenzahl um insgesamt 950.000 führt i m Verbund mit den Er -
gebnissen in den Po l i t ikbünde l 1 bis 4 zu einer Verringerung der Arbeits losen 
um 2,45 M i l l i o n e n bis 2005. 
D i e aktive Arbeitsmarktpoli t ik hatte i n Deutschland in den letzten Jahren 
eine sehr wichtige Funkt ion zur Entlastung des Arbeitsmarktes. In den neuen 
B u n d e s l ä n d e r n lag der A n t e i l der Ausgaben der B A für solche „ak t iven Instru-
mente" über 60 Prozent. Dies trug erheblich zur Entlastung des Arbeitsmark-
tes bei . Daher m u ß die öffent l ich ge fö rder te Beschä f t igung angesichts der Re-
k o r d h ö h e der Arbeitslosenzahlen auf h ö h e r e m Niveau als derzeit stabilisiert 
und verstetigt werden. Öffent l ich ge fö rder te Beschä f t igung und Qual i f iz ie -
rung ist mit effizienten und effektiven Ü b e r g ä n g e n in regu lä re Arbe i t sve rhä l t -
nisse for tzuführen. Dabei geht es jedoch nicht um die uferlose E r h ö h u n g von 
A B M , sondern um die Realisierung eines intelligenten M i x aus Existenzförderung, 
produktiven Maßnahmen entsprechend dem früheren § 249 h A F G (Strukturanpas-
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sungsmaßnahmen), Lohnkostenzuschüssen und vor allem beruflicher Weiterbildung. 
E in hohes Niveau an öffentlich geförderter Arbeit ist für die nächste Dekade erfor-
derlich. In ihr kommt die gemeinsame Verantwortung der in der Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik zuständigen Organisationen und Institutionen zum Tragen. 
Brachliegende Arbeit und der Mangel an bestimmten Produkten und Dienstleistun-
gen (soziale Dienste, Umweltschutz, Stadtsanierung, kreative Arbeit mit Jugendli-
chen) sollen so organisiert werden, daß mehr Menschen sinnvolle Arbeit finden. In 
öffentlich geförderter Arbeit werden öffentliche Mit tel menschlich und volkswirt-
schaftlich innovativ eingesetzt. Sie soll wirkungsvoll Übergänge in ungeförderte Be-
schäftigung gestalten, indem sie von Arbeitslosigkeit betroffene und bedrohte Men-
schen stabilisiert und qualifiziert und gleichzeitig neue Beschäftigungsfelder vor al-
lem im Dienstleistungsbereich erschließen hilft. Sie kann sowohl in Verbindung mit 
Betrieben als auch in Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojekten erfolgen. 
Arbeitslosigkeit bindet in hohem Maße öffentliche Mit tel . Obwohl der Staat ein 
wichtiger Arbeitgeber ist, kann er aufgrund der Haushaltsnöte seine Beschäftigung 
kaum ausweiten. E r kann aber die Beschäftigungsintensität staatlicher Tätigkeit 
verändern. Der Strukturwandel hat zu einer Arbeitsmarktentwicklung geführt, auf 
die der Staat bisher nicht strukturell reagiert hat. Der Strukturwandel bringt es mit 
sich, daß immer mehr Personen mit einfacher Qualifikation im industriellen Bereich 
keine Beschäftigung mehr finden. Dagegen gibt es gerade im staatlichen Sektor und 
bei öffentlichen Arbeitgebern viele Aktivitäten, mit denen Arbeitsplätze für M e n -
schen mit geringerer Qualifikation geschaffen werden könnten oder sogar vorhan-
den sind und nicht entwickelt werden, insbesondere durch die Ausgliederung von 
Hilfsfunktionen im staatlichen und öffentlichen Bereich. Hierbei bedarf es effekti-
ver organisatorischer Lösungen und einer Neubestimmung von Tätigkeit im öffent-
lichen Sektor und der öffentlichen Förderung von Arbeit. So wie es nunmehr nach 
der Veränderung der Arbeitsförderung in viel stärkerem Maße als bisher möglich 
ist, private Unternehmen zu fördern, sollte auch im öffentlichen Sektor ein neues 
Förderverständnis greifen und ordnungspolitische Zöpfe, dort wo es erforderlich ist, 
gekappt werden. 
Dabei geht das Berl iner Memorandum davon aus, daß das erfolgreiche dän i -
sche M o d e l l der beruflichen und allgemeinen Weiterbi ldung sowie des Eltern-
urlaubs auf Deutschland über t ragen wird . Hie rzu bedarf es einer Reform des 
Sozialgesetzbuch III und grundsä tz l i cher ordnungspolitischer Verände rungen , 
die es e rmög l i chen würden , die berufliche Weiterbi ldung in den Unternehmen 
zu fördern. Den Personen, die sich in der Weiterbildung oder im Elternurlaub befin-
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den, würde Unterhaltsgeld in Höhe des Arbeitslosengeldes gezahlt, während auf de-
ren Arbeitsplätzen qualifizierte Arbeitslose Beschäftigung finden könnten (Stellver-
tretungsregelungen bzw. JobRotation). Die Unternehmen hätten Einsparungen von 10 Mrd. 
D M jährlich für ersparte Weiterbildungskosten zu erwarten. 
Der arbeitsmarktpolitische Entlastungseffekt für die Bundesrepublik Deutschland 
ist bei einem Sabbatjahr für Weiterbildung mit ca. 300.000 zusätzlich Beschäftigten 
pro Jahr zu beziffern. Der Elternurlaub ist mit ca. zusätzlich 250.000 Beschäftigten 
pro Jahr anzusetzen (Berechnungen von Prof. Schmid/WZB). A u f dieser Grundlage 
wurde im „Politikbündel 4plus" ein erhebliches zusätzliches Qualifikationspotential 
simuliert, dessen Finanzierung zu einem erheblichen Teil durch die Aktivierung von 
sowieso bereitzustellenden Lohnersatzleistungen gegeben wäre. 
V o r dem Hintergrund der großen Beschäftigungslücke muß die Arbeitsmarktpolitik 
neu strukturiert werden. Durch die zielgerichtete Einrichtung von Übergangsarbeits-
märkten kann die Rotation auf den Arbeitsmärkten erhöht werden. Schlüsselelement 
eines solchen „atmenden Arbeitsmarktes" wäre die Übernahme der Stellvertretungs-
oder JobRotationsmodelle aus Dänemark und Schweden. Die Entwicklung effektiver 
Übergangsarbeitsmärkte zwischen Beschäftigung und Rente sowie Ausbildung und 
Beschäftigung ist dringend erforderlich. Es bedarf einer Sicherung der beruflichen 
Erstausbildung für alle Jugendlichen und der Schaffung eines transparenten und inte-
grierten Systems der beruflichen Weiterbildung mit der Zielsetzung lebenslangen 
Lernens im Rahmen einer durchlässigen vierten Säule des öffentlichen Bildungssy-
stems. Darüber hinaus bedarf es auch wirksamer Regelungen der Altersteilzeit und 
des Korridors für die Jugendlichen, die nach der beruflichen Erstausbildung keinen 
Einstieg in das Erwerbsleben gefunden haben. 
Im übrigen ist die Finanzierung von Arbeit, beruflicher Weiterbildung oder von 
kombinierten Beschäf t igungsformen wie Teilzeitarbeit und Familienarbeit für die 
Volkswirtschaft letztlich immer noch kostengünst iger als die Finanzierung von 
Arbeitslosigkeit. 
Staatliche und innovative Verantwortung der Unternehmen 
Die staatliche und innovative Verantwortung der Unternehmen und der öffentli-
chen Arbeitgeber läßt sich i m Rahmen m a k r o ö k o n o m i s c h e r Mode l l e nicht quan-
tifizieren. D i e P o l i t i k b ü n d e l 1 bis 4plus i m m a k r o ö k o m e t r i s c h e n L A P R O S I M 
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Simulationsmodell treffen daher keine Aussagen auf dieser Ebene. Dennoch müs-
sen auch die Unternehmen in Deutschland, insbesondere die großen und mittleren, 
gesellschaftliche wie innovative und beschäftigungspolit ische Verantwortung tra-
gen. Bundespräsident Roman Herzog hat unlängst eindringlich auf diesen Sachver-
halt hingewiesen und die Verantwortung der Unternehmen eingefordert. 
Ergebnissen der Innovationsforschung zufolge sind gesamtwirtschaftlich rund 
600.000 Betriebe (das sind 40%) mit rund 17 M i o . Beschäftigten als innovativ ein-
zustufen. Ihre Innovationsanstrengungen gelten der Verbesserung oder Weiterent-
wicklung bereits am Markt eingeführten Produkte oder Dienstleistungen, der Ent-
wicklung völlig neuer Produkte oder Leistungen sowie technisch-organisatori-
schen Umstellungen von Betriebsabläufen bzw. Prozeßinnovat ionen. Umfassende 
Innovationsbestrebungen werden von etwa 87.000 Betrieben mit 3,5 M i o . Beschäf-
tigten zur Stärkung der Konkurrenzfähigkeit genutzt. Im Gegensatz dazu wies die 
Mehrzahl der 1993 im Rahmen des IAB-Betriebspanels befragten westdeutschen 
Unternehmen (etwa 60 %) keine der genannten Innovationsaktivi täten auf. 
Gute Aussichten für eine dauerhafte ökonomisch, ökologisch und auch sozial sta-
bile Sicherung der Zukunft erwachsen für jene Volkswirtschaften und Unterneh-
men, denen es gelingt, eine breite Basis an technologischem und organisatori-
schem Wissen aufzubauen und weiterzuentwickeln. E i n funktionsfähiges und effi-
zientes Innovationssystem, in dem zwischen Forschung und Bildung, zwischen 
Ausbildung und Produktionsorganisation sowie zwischen dem Technologietrans-
fer und der staatlichen Innovationspolitik vielfältige Wechselwirkungen bestehen, 
ist dafür eine unverzichtbare Voraussetzung. Das Zusammenwirken der Elemente 
eines solchen Systems zu gewährle is ten und deren Vernetzung zu organisieren, 
ist eine wichtige Organisationsaufgabe staatlicher Forschungs-, Technologie-
und Innovationspolitik. Diese Organisationsleistung hat, wie das Erlahmen der 
Innovationsdynamik in Deutschland zeigt, die staatliche Pol i t ik in der jüngs ten 
Vergangenheit nicht im erforderlichen Maße erbracht. Dieses Di l emma gilt es zu 
überwinden . 
Z u den Aufgaben der Poli t ik gehört es, Forschung und Wissenschaft herausfor-
dernde Fragestellungen zur Bearbeitung und Lösung vorzugeben. Nur auf diese 
Weise lassen sich die Chancen moderner Technologien zur Verwirk l ichung so-
zialer und ökologischer Zielsetzungen umfassend ausschöpfen. Eine solche Aus -
schöpfung ist Voraussetzung dafür, die hohe Aufgeschlossenheit der Gesell-
schaft gegenüber modernen Technologien dauerhaft zu sichern. D i e Bürger innen 
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und Bürger erwarten, daß die weitere Förderung von Forschung und technologischer 
Entwicklung sowie die Anwendung moderner Technologien zur Sicherung eines ho-
hen Beschäftigungsstandes sowie zur Verbesserung ihre Arbeits- und Lebensbedin-
gungen beiträgt. 
Notwendig zur Stärkung der Innovationsfähigkeit sind deshalb Programme und Maß-
nahmen, die Bezüge zur Bewältigung aktueller Innovationsdefizite aufweisen. Dazu 
gehören neben Maßnahmen zur Förderung des Engagements von Unternehmen im 
Feld wissenschaftsgebundener Technologien auch eine Stärkung von Programmen, 
die eine Verknüpfung von technischen mit sozialen und ökologischen Innovationen 
fördern. Dazu gehören Maßnahmen und Aktionen, die eine zügige Nutzung neuer 
Technologien begünstigen, die die Entwicklung und Erprobung neuer und innovativer 
Formen der Produktions- und Arbeitsorganisation fördern, die eine sparsame Verwen-
dung von Energie und Stoffen zum Zie l haben und zur Verwirklichung eines produk-
tionsintegrierten Umweltschutzes beitragen. Notwendig ist darüber hinaus eine U m -
schichtung wirtschaftsorientierter Mittel zur Förderung von Forschung und Technolo-
gie - der immer noch hohe Anteil wehr- und rüstungstechnischer Förderung von Un-
ternehmen der Wirtschaft bedarf einer Rückführung zugunsten der auf zivile Anwen-
dungen ausgerichteten Forschungs- und Technologieförderung. Unsinnige Großpro-
jekte (Transrapid) und veraltete Technologien (Kernenergie) sind einzustellen bzw. 
müssen auslaufen. 
Für einen beschäftigungswirksamen innovationspolitischen Kurswechsel bedarf es im 
einzelnen: 
(1) effizienter Verwaltungs- und Politikstrukturen zur Förderung und Steuerung 
von Innovationen. 
Die Forschungs- und Technologiepolitik muß dazu aufgewertet, mit einem 
größeren Etat ausgestattet und wirksam koordiniert werden. 
(2) der Überprüfung des Selbstverständnis der aktuellen Innovationspolitik. 
Dieser darf es nicht länger nur um die Verteilung öffentlicher Fördermittel 
gehen, sie muß vielmehr Impulse geben, um Innovationsprozesse anzustoßen 
und deren Organisation zu verbessern. 
(3) einer Forschungs- und Technologiepolitik, die bei der Förderung von Innova-
tionen Technikentwicklung und -anwendung mit sozialer und ökologischer 
Technikgestaltung verknüpft, und die bereits in einem frühen Stadium die 
Erschließung von Anwendungspotentialen neuer technisch-organisatorischer 
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Lösungen in jenen Bereichen fördert, in denen Marktkräfte nicht oder -
wegen zunächst unzureichender Nachfrage - nicht schnell genug wirksam werden. 
Dieser Sachverhalt gilt vor allem dort, wo sich eine wachsende Knappheit 
von wichtigen natürlichen Ressourcen abzeichnet, darunter im Energie- und 
Rohstoffbereich sowie bei der Verringerung von Umweltbelastungen. 
(4) der Förderung strategischer FuE-Projekte in ausgewählten gesellschaftlichen 
und technologischen Problemfeldern mit dem Zie l , die Herausbildung Unter-
nehmens- und sektorübergreifender Innovations-Netzwerke zu unterstützen. 
(5) der Stärkung der Innovationskraft kleiner und mittlerer Unternehmen mit 
dem Zie l , größenspezifische Innovationsdefizite zu überwinden. 
Die für diese Unternehmen relevante Kürzung von Zuschüssen für FuE-
Personal und FuE-Investitionen müssen rückgängig gemacht werden, Mittel zur 
Gewährung von FuE-Darlehen sowie zur Förderung von technologieorientierten 
Unternehmensgründungen und des Technologietransfers müssen aufgestockt werden. 
(6) eines erweiterten und erneuerten Steuerungsinstrumentariums 
der Innovationspolitik. 
Es gilt eine über einzelwirtschaftliche Interessen hinausreichende systematische 
Zielfindung, Strategiebildung und Kooperation zu unterstützen. Der Schlüssel 
dazu liegt in der Organisation und Moderation eines technologiepolitischen 
Dialoges zur Vorbereitung strategischer Innovationsentscheidungen innerhalb des 
Forschungs- und Wissenschaftssystems. Diese dürfen nicht mehr länger allein 
einer kleinen und exklusiven Elite von Wissenschaftlern, Technikern und 
Managern überlassen werden. 
(7) einer Innovationspolitik, die Möglichkeiten zum Aufzeigen von Wissenslücken 
Innovationsschwächen und Handlungsdefiziten entwickelt und nutzt. 
Voraussetzung dafür ist die Förderung von Forschungen zur sozialen und 
ökologischen Technikgestaltung. 
Innovation durch Investitionen und Flexibilisierung der Unternehmen muß in den 
Mittelpunkt des unternehmerischen Handelns gestellt werden. Die Mängel sind 
erkannt. Nun gilt es, sie zu beheben. Strategisch wäre es allerdings falsch, 
hauptsächl ich über Druck auf die Arbeitskosten, Sozial- und Umweltstandards im 
Zuge der „Global is ierungspei tsche" die betriebliche Ertragslage zu stärken und 
die Nettokapitalrendite in zweistellige Werte zu treiben. Denn dann läßt der Erneue-
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rungsdruck nach. Der Schlüssel zur Zukunft auch für mittlere und kleine Unternehmen 
heißt Innovation, technischer Fortschritt, Qualifikation und Bildung. Staatliche Förde-
rung hat erhebliche Leitfunktionen und Anstoßwirkungen für innovative, risikoreiche 
Forschung und Entwicklung der Wirtschaft. Der Strukturwandel hin zu dienstleistungs-
und wissensintensiven Produkten sowie zu Klein- und Mittelbetrieben muß gefördert und 
der ökologische Umbau von Wirtschaft und Beschäftigung vorangebracht werden. 
Durch eine neue Personalpolitik der Unternehmen und öffentlichen Arbeitgeber muß 
die Innovationsfähigkeit gestärkt und Beschäftigung gesichert werden. Sozial innova-
tive Organisationskonzepte schaffen innovative Unternehmenskulturen. Deshalb hat 
die betriebliche Personalpolitik eine besondere Bedeutung. Ihre Aufgabe ist es, sich 
gegenüber der Marktentwicklung flexibel zu verhalten. So darf die Personalentwick-
lung nicht bei der Karriereplanung für Führungskräfte enden, sondern muß allen Be-
schäftigten differenzierte Weiterbildungsangebote machen. Diese Angebote er-
strecken sich bisher oft nur auf einzelne Mitarbeiter. Vielmehr ist die Gesamtorgani-
sation als „lernendes Unternehmen" zu gestalten. Diese Personalentwicklung leistet 
einen präventiven Beitrag zum Schutz vor Verlust der Innovationsfähigkeit des Be-
triebs und nicht zuletzt vor Arbeitsplatzabbau. 
Gleichzeitig muß der staatliche Verwaltungssektor in Bund, Ländern und Kommunen 
effektiv und leistungsfähig werden. Die Reform und Modernisierung sind neue Her-
ausforderungen an den Staat. Es gilt die verfügbaren Finanzmittel und gesellschaftli-
chen Anforderungen strategisch und langfristig in Einklang zu bringen. Öffentliche 
Aufgaben, auch wenn sie staatlich finanziert werden, müssen nicht zwangsläufig 
durch öffentliche Institutionen erledigt werden. Die entscheidende Frage ist das Ver-
hältnis von Effizienz und Wirtschaftlichkeit. Qualitative und soziale Standards müs-
sen vorgegeben werden. Leistungs- und Qualitätsorientierung sind deshalb unver-
zichtbarer Bestandteil des Reformprozesses öffentlicher Verwaltungen. Dazu bedarf 
es der Abkehr von kameralistischer Haushaltsführung, hin zu einer wirksamen K o -
sten- und Leistungsrechnung. 
In Deutschland ist ein „Jobwunder" möglich 
Eine wirksame Beschäf t igungs- und Arbeitsmarktpolitik ist mögl ich . Dies zeigt 
für Deutschland auch ein Verg l e i ch mit der zweiten Häl f te der 80er Jahre. 
V o n 1983 bis 1990 ist die A n z a h l der E r w e r b s t ä t i g e n um 2,2 M i l l i o n e n von 
26.347 M i o . auf 28.495 M i o . gestiegen. Dieser Anstieg ist um so bemerkenswerter, 
da das Arbei tszei tvolumen in diesem Zei t raum fast auf gle ichem N i v e a u blieb 
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(1983 = 45.442 M i o . Stunden, 1989 = 45.750 M i o . Stunden und 1990 = 46.127 M i o . 
Stunden), die Erwerbsquote sogar um 1,6 Prozentpunkte anstieg und die Arbeitslosig-
keit von 2.258 M i o . auf 1.883 M i o . Personen zurückging. Worauf war diese Entwick-
lung zurückzuführen? Folgende Faktoren waren vor dem Hintergrund eines mittleren 
Wirtschaftswachstums in den 80er Jahren ausschlaggebend: 
• die stark zunehmende Besetzung von Vollzeitplätzen mit Teilzeitarbeit 
(Anstieg der Teilzeitquote von 12,5% auf 16,2%); 
• die zusätzliche Beschäftigung aufgrund der kontinuierlichen Arbeitszeitverkürzung 
(hierauf sind annähernd 1 M i o . zusätzliche Beschäftigungsverhältnisse zurückzu-
führen); 
• Ausbau der Vorruhestandsregelungen (250.000 Beschäftigungsverhältnisse); 
• Expansion der Ausbildungsverhältnisse bis 1986; 
• Verdoppelung der ABM-Teilnehmer im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik; 
• Einführung des Erziehungsurlaubs 
(ca. 200.000 bei Saldierung der Doppelzählungen durch befristete Einstellungen); 
• Verbesserung der Rückkehrförderung für Ausländer durch positivere Anreize 
(ca. 100.000 Personen). 
Außenwirtschaft l iche Situation, wirtschaftliches Wachstum, Arbeitszei tverkür-
zung, Bildungs- und Familienpolitik, Vorruhestandsregelungen und aktive A r -
beitsmarktpolitik wirkten in den 80er Jahren zusammen. Daß es nicht zu einer 
spürbaren Abnahme der Arbeitslosigkeit kam, lag an dem steigenden Arbeitskräf-
teangebot. Entgegen der stärker beschäft igungswirksamen Poli t ik der Bundesre-
gierung in den 80er Jahren hat die restriktive Haushaltskonsolidierungspolitik in 
den letzten Jahren entsprechend den Berechnungen des Rheinisch-Westfäl ischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung seit 1993 bewirkt, daß 450.000 Menschen zu-
sätzlich keine Arbeit mehr haben. Die weitere Schwächung der Inlandsnachfrage 
wird entsprechende negative Rückwirkungen haben. 
E i n Jobwunder in Deutschland ist mögl ich . D i e Beispiele D ä n e m a r k und N i e -
derlande zeigen auch für Deutschland gangbare Wege. Wenn aber der bisherige 
Kurs in der Arbeits- und Sozialpoli t ik in Deutschland beibehalten wird , stellt 
sich die Frage: Was passiert, wenn nichts passiert? Dann wird es in Deutschland 
ein noch s tärkeres soziales Gefäl le geben. U n d die Arbeitslosigkeit wird weiter 
zunehmen. D ie aufgezeigten Pol i t ikbündel zur Halbierung der Arbeitslosigkeit 
sind daher ein A p p e l l an Staat, Bundesbank, Gewerkschaften und Unterneh-
men. N u r wenn alle Akteure an einem Strang ziehen, gelingt es, den Standort 
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Deutschland in Europa und international wettbewerbsfähig zu halten. Es muß Schluß 
sein mit der Methode der Politik der inflationären Forderungen, jeweils adressiert 
nicht an sich selbst, sondern an die anderen Akteure. Die Halbierung der Arbeitslosig-
keit ist nicht ohne Preis zu haben. Aber der Preis, den die Simulationsberechnungen 
für die Politikbündel ausweisen, ist ein gesellschaftspolitisch akzeptierbarer. Es 
kommt auf das gemeinsame, verbindliche und zielgerichtete Handeln der Akteure an. 
Gensior/Mendius/Miethe/Steinke (1998): Massenarbeitslosigkeit und Beschäftigungspolitik. 
URN: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-100058 
Stefanie Wahl 
Beschäftigungspolitische Konzeptionen der Kommission für Zukunftsfragen der 
Freistaaten Bayern und Sachsen 
Die Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen wurde im 
Februar 1995 berufen, um für dringende wirtschafts- und gesellschaftspolitische Pro-
bleme Therapievorschläge zu erarbeiten und zugleich zukunftsweisende Konzepte für 
die weitere Gestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft zu entwickeln. Im Mittel-
punkt ihrer Tätigkeit stand der Arbeitsmarkt. 
In einem ersten Schritt wurden Umfang und Struktur der Erwerbstätigkeit und A r -
beitslosigkeit in Deutschland und anderen frühindustrialisierten Ländern eingehend 
analysiert (Teil I). 
In einem zweiten Schritt wurden die Ursachen hierfür aufgezeigt (Teil LI) und schließ-
lich Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungslage sowie des materiellen und 
immateriellen Wohlstandes breiter Bevölkerungsschichten vorgeschlagen (Teil III). Da-
bei war die Kommission bemüht, ihre Vorschläge stringent aus Befund- und Ursachenteil 
abzuleiten und in einen logischen Zusammenhang zueinander zu stellen. 
1. Entwicklung von Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit in Deutschland 
und anderen frühindustrialisierten Ländern 
Nach Auffassung der Kommission ist die Lage am Arbeitsmarkt in allen frühindustriali-
sierten Ländern von zwei gegenläufigen Trends geprägt. Einerseits nimmt die Bedeutung 
von Erwerbsarbeit im Wertschöpfungsprozeß ab; die Nachfrage nach Arbeitskräften - aus-
gedrückt in Arbeitsvolumen - sinkt. Andererseits steigt jedoch die Zahl derer, die arbeiten 
wollen. Die Folgen in fast allen frühindustrialisierten Ländern sind rückläufige Er-
werbstätigen- und wachsende Arbeitslosenanteile. Dies gilt auch für Deutschland. 
Al lerdings weist die Kommiss ion bei ihrer Analyse der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland auf drei besondere Faktoren hin, ohne die die Arbeitslosigkeit im 
internationalen Vergleich eher mäßig wäre . Zum einen spiegelt die hohe 
Arbeitslosenzahl in Ostdeutschland noch immer die überdurchschni t t l i che A r -
beitsintensität und die weit überproportionale Erwerbsbeteiligung sozialistischer Plan-
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wirtschaften wider. Z um Zeitpunkt der Wende betrug die Erwerbsbeteiligung in 
Ostdeutschland 88 v . H . der Erwerbsfähigen, in Westdeutschland lag sie dagegen 
nur bei 69 v . H . Und selbst 1996 war die ostdeutsche Erwerbsbeteiligung mit reich-
l ich 74 v . H . noch immer 10 v . H . höher als die westdeutsche. Wäre heute die Er -
werbsbeteiligung in Ostdeutschland nicht höher als in Westdeutschland, wären die 
Arbeitslosenquoten in Ost- und Westdeutschland in etwa gleich hoch. Zum anderen 
gingen, insbesondere in Ostdeutschland, i m Zuge der Wiedervereinigung rund 
840.000 Arbeitsplätze bei den Streitkräften, in der Rüstungsindustrie, im Staatsap-
parat der D D R , in der Staatssicherheit u.a. verloren. Und schließlich werden in 
Deutschland jährl ich mehrere hunderttausend offene Stellen nicht besetzt, weil sich 
hierfür weder einheimische noch Arbeitskräfte aus der Europäischen Union finden. 
Neben der wachsenden Arbeitslosigkeit bewirkt der quantitative und qualitative 
Mismatch zwischen Arbeitskräfteangebot und Arbeitskräftenachfrage jedoch gra-
vierende Veränderungen in der Quali tät der Erwerbsarbeit. Der Ante i l dauerhaf-
ter, arbeits- und sozialrechtlich abgesicherter Vollzei tarbei tsverhäl tnisse nimmt 
ab. Zugleich steigt der Ante i l von sogenannten Nicht-Normarbei tsverhäl tn issen 
wie Teilzeit-, befristete und geringfügige Beschäf t igung, Kurz - , L e i h - und Heim-
arbeit sowie A B - M a ß n a h m e n . 1995 waren nach den Untersuchungen der K o m -
mission nur noch etwa zwei Drittel der abhängig Beschäft igten in Normarbeits-
verhäl tnissen. Das verbleibende Drittel war teils freiwil l ig , teils unfreiwillig in 
Nicht-Normarbei tsverhäl tn issen beschäftigt. 1970 hatte dieser Ante i l erst ein 
Sechstel, 1980 erst ein Fünftel betragen. Die Kommission geht davon aus, daß in 
wenigen Jahren der Anteil der Beschäft igten in Nicht-Normarbeitsverhältnissen 
auf 50 v . H . steigen wird. 
Die wachsende Arbeitslosigkeit, aber insbesondere die Zunahme von Nicht-Norm-
arbeitsverhältnissen hat weitreichende Auswirkungen auf die Verteilung von Erwerbs-
einkommen und Ansprüchen an die sozialen Sicherungssysteme. Während die Ein-
kommen der dauerhaft Vollzeitbeschäftigten im großen und ganzen am Wachstum 
der Wertschöpfung teilnehmen, erzielt der überwiegende Tei l der Beschäftigten in 
Nicht-Normarbeitsverhältnissen wesentlich geringere Erwerbs- und Transfereinkom-
men. Dadurch stagnieren die realen Nettoarbeitsentgelte aller abhängig Beschäftigten 
praktisch seit 1980. Zugleich wird es immer schwieriger, in Nicht-Normarbeitsver-
hältnissen existenzsichernde Alterssicherungsansprüche zu erzielen und mit den ge-
ringen Beiträgen, die in Nicht-Normarbeitsverhältnissen aufgebracht werden, die 
Rentenansprüche vormals Vollzeitbeschäftigter zu finanzieren. 
Das Wachstum der Wertschöpfung kommt seit Anfang der achtziger Jahre vorran-
gig Transfer- und Vermögenseinkommen zugute - letzteres Ausdruck für die zuneh-
mende Bedeutung von Kapital und Wissen im Wertschöpfungsprozeß. 
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2. Ursachen steigender Arbeitslosigkeit 
Ähnlich wie beim Befund unterscheidet die Kommission bei der Ursachenanalyse 
nach Arbeitskräfteangebot und -nachfrage, wobei sie sich bewußt ist, daß die Unter-
scheidung nicht immer eindeutig ist und erhebliche Wechselwirkungen zwischen den 
einzelnen Ursachen bestehen. 
Die Ursachen für das derzeitige hohe Arbeitskräfteangebot liegen den Analysen der 
Kommission zufolge vor allem in der steigenden Erwerbsbeteiligung von Frauen, 
ohne daß gleichzeitig die Erwerbsbeteiligung der Männer zurückging. Diese stei-
gende Erwerbsbeteiligung der Frau hat sowohl materielle als auch immaterielle 
Gründe. Erstere sind zum einen das sinkende Arbeitsvolumen bei gleichzeitig stagnie-
rendem oder sogar sinkendem Arbeitseinkommen einer wachsenden Zahl von Haus-
halten. Zur Sicherung des gewohnten Haushaltseinkommens fragt eine wachsende 
Zahl von Frauen Erwerbsarbeit nach. Zu den materiellen Gründen zählt zum anderen, 
daß Erwerbsarbeit nicht nur Quelle der Wertschöpfung, sondern zugleich wichtigster 
Zugang zum Volkseinkommen ist. Der größte Tei l des Volkseinkommens fließt un-
mittelbar oder mittelbar durch Erwerbsarbeit an die Bevölkerung. Für die zuneh-
mende Erwerbsbeteiligung von Frauen noch bedeutsamer ist nach Auffassung der 
Kommission allerdings deren steigende Erwerbsorientierung aufgrund der Individua-
lisierung der Gesellschaft. Teilhabe an Erwerbsarbeit ermöglicht Frauen eigenes Ein-
kommen und damit eine eigenständige, unabhängige Existenz. Hinzu kommt, daß in 
Erwerbsgesellschaften Erwerbsarbeit das wichtigste Instrument zur Selbstverwirkli-
chung, Sinnerfüllung und Identitätsfindung ist. 
Der Mismatch am Arbeitsmarkt liegt der Kommission zufolge ferner darin be-
gründet, daß die Erwerbsbevölkerung hohe materielle und immaterielle Ansprüche 
und Erwartungen an die Erwerbsarbeit stellt, die von der Arbeitskräftenachfrageseite 
nicht immer erfüllt werden (können). A l s Beispiel hierfür nennt die Kommission die 
häufig vertretene Forderung nach bedürfnisgerechter statt produktivitätsorientierter 
Entlohnung - insbesondere bei Tätigkeiten mit geringer Produktivität -, die wenig aus-
geprägte Neigung zu personenbezogenen Diensten sowie die Ablehnung gesellschaft-
lich wenig angesehener oder körperlich sowie zeitlich belastender Tätigkeiten. 
Z u den wichtigsten Ursachen auf der Arbei tskräf tenachfragesei te zähl t die 
Kommiss ion die zügige Ersetzung von Erwerbsarbeit durch Kapi ta l und Wissen 
sowie die Globalisierung der Märk te und der Produktion. Die Wirtschaft in 
frühindustr ia l is ier ten Ländern produziert ihre Güter und Dienste immer kapital-
intensiver und immer arbei tskräf tesparender . Dabei nutzt sie erst einen Bruch-
teil der bestehenden Mögl ichke i t en . 1996 blieb ein Sechstel der produktionsbe-
reiten Maschinen ungenutzt. W ü r d e n Kapi ta l und Wissen konsequent eingesetzt, 
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könnte nach Expertenmeinung ein weiteres Drittel der derzeit Erwerbstätigen in den 
frühindustrialisierten Ländern eingespart werden. 
M i t der zunehmenden Verdrängung von Erwerbsarbeit durch Kapital und Wissen 
nimmt die Bedeutung der Erwerbsarbeit im Wertschöpfungsprozeß ab. Folglich 
fließen die Erträge der Tätigkeiten zunehmend an Kapitaleigner und Wissensträger 
und abnehmend an die Anbieter von Erwerbsarbeit, d.h. die Arbeitnehmer. Da nichts 
darauf hindeutet, daß dieser Verdrängungsprozeß zum Stillstand kommt, werden sich 
nach Auffassung der Kommission die Erwerbseinkommen und die davon abgeleiteten 
staatlichen Transfers wachsender Teile der Bevölkerung auf absehbare Zeit deutlich 
schwächer entwickeln als Einkommen aus Vermögen. Unter den gegebenen Rahmen-
bedingungen ist damit mittelfristig eine weitere Zunahme der materiellen Ungleich-
heit programmiert. 
Die Beschäftigungs- und Verteilungsprobleme, die mit der Verdrängung von Er-
werbsarbeit durch Kapital und Wissen einhergehen, werden der Kommission zufolge 
durch die Globalisierung der Wirtschaft noch verstärkt. Durch die weltweite Mobilität 
der Produktionsfaktoren Kapital und Wissen, die immer mehr Ländern den Zugang zu 
diesen Faktoren eröffnet, vor allem aber auch durch die verbesserte Qualität des Hu-
mankapitals in vielen aufstrebenden Industrieländern, ist die Zahl attraktiver Produk-
tionsstandorte gestiegen. Für die Erwerbsbevölkerungen frühindustrialisierter Länder 
hat dies dramatische Konsequenzen. Innerhalb einer Generation werden nach Exper-
tenmeinung zusätzlich eine Milliarde qualifizierter, motivierter Menschen aus Nicht-
OECD-Ländern ihre Arbeitskraft auf dem Weltarbeitsmarkt anbieten. Nicht zuletzt 
dadurch sind einer Untersuchung des M I T zufolge bis zum Jahr 2010 etwa 80 v .H. al-
ler Arbeitsplätze in den G7-Staaten auslagerungsfähig. 
Während Deutschland in bezug auf die materielle Wohlstandsmehrung zu den Ge-
winnern der Globalisierung zählt, dürfte es im Bereich der Beschäftigung, insbeson-
dere im niedrig produktiven Bereich, eher zu den Globalisierungsverlierern gehören. 
Negative Beschäftigungswirkungen sind insbesondere bei der passiven Lohnvered-
lung sowie den kostenorientierten Direktinvestitionen im sekundären Sektor zu beob-
achten. Allerdings hält die Kommission konkrete Aussagen über die qualitativen und 
quantitativen Beschäftigungseffekte der Globalisierung insgesamt derzeit für nicht 
möglich, da empirische Untersuchungen über die Beschäftigungs- und Verteilungs-
wirkungen der Globalisierung in den frühindustrialisierten Ländern lückenhaft und 
nur bedingt belastbar sind. 
Damit stehen die E r w e r b s b e v ö l k e r u n g e n der f rüh indus t r i a l i s ie r ten Länder 
unter einem doppelten Anpassungsdruck. Insbesondere in den Bereichen stan-
dardisierbarer Tä t igke i t en wird Erwerbsarbeit zunehmend durch Kapi ta l und 
Wissen ersetzt. Zugleich müssen sie immer häufiger mit E rwerbsbevö lke rungen 
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konkurrieren, die vergleichbare Tätigkeiten zu einem wesentlich geringeren Lohn 
anbieten. 
3. Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungslage 
Bei den vorgeschlagenen Maßnahmen geht die Kommission davon aus, daß aufgrund 
der dargestellten Veränderungen von Produktions- und Beschäftigungsbedingungen 
die überkommene arbeitnehmerzentrierte, industriegeprägte Erwerbsarbeitsgesell-
schaft zu Ende geht und durch eine unternehmerische Wissensgesellschaft ersetzt 
wird. Die Kommission möchte ausdrücklich nicht die Illusion nähren, in Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft könnte im großen und ganzen alles bleiben, wie es ist, oder 
gar, daß auf dem Arbeitsmarkt frühere Verhältnisse wiederhergestellt werden könn-
ten. Die Zeiten der sechziger und siebziger Jahre, als die Arbeitslosigkeit gering und 
die Erwerbstätigkeit hoch war, und vor allem die Beschäftigung in dauerhaften V o l l -
zeitarbeitsverhältnissen fast der ganzen Bevölkerung einen wachsenden materiellen 
und immateriellen Lebensstandard sicherte, werden kurz- und mittelfristig nicht wie-
derkehren. 
Gemessen an dem von der Kommission zu Beginn ihrer Arbeit gesetzten Zielbündel 
- möglichst niedrige Arbeitslosenquote und hoher Beschäftigungsstand bei möglichst 
hohem materiellen und immateriellen Lebensstandard für möglichst große Teile der 
Bevölkerung - gibt es nach ihrer Auffassung kaum ein frühindustrialisiertes Land, 
das die gemeinsamen Arbeitsmarktherausforderungen so zufriedenstellend meistert, 
daß Deutschland dessen Strategie einfach übernehmen könnte. Es gibt zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit - so die Kommission - kein Patentrezept. A l l e Strategien ha-
ben ihre spezifischen Vor- und Nachteile, die in der politischen Diskussion offenge-
legt werden müssen. Für die Kommission steht nicht zuletzt aufgrund internationaler 
Vergleiche fest, daß eine kurzfristige Verbesserung der Beschäftigungslage nur dann 
ohne gesamtwirtschaftliche Wohlstandseinbußen möglich ist, wenn für begrenzte Zeit 
größere Unterschiede der individuellen Einkommen hingenommen werden. Dabei 
geht die Kommission allerdings davon aus, daß bei der Umsetzung ihrer Empfehlun-
gen mittel- und langfristig positive Wirkungen deutlich überwiegen und Wohlstand 
und Beschäftigung nachhaltig verbessert werden. 
U m bei weiter steigendem materiellen und immateriellen Wohlstand breiter 
Bevö lke rungssch ich ten die Beschäf t igungslage in Deutschland zu verbessern 
und mögl ichs t die Arbeitslosigkeit zu senken, empfiehlt die Kommiss ion vor 
dem Hintergrund der veränder ten Rahmenbedingungen zwei Strategien und eine 
Reihe sie e rgänzender M a ß n a h m e n . M i t der ersten, eher offensiven Strategie, der 
sogenannten Erneuerungsstrategie, sollen die genannten Zie le durch eine Stär-
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kung der dynamischen Kräfte in Wirtschaft und Gesellschaft und eine breitere Ver-
mögensbildung erreicht werden. M i t der zweiten, eher defensiven Strategie, der soge-
nannten Anpassungsstrategie, sollen hingegen vorhandene Erwerbsarbeit wettbe-
werbsfähig gehalten, vernachlässigte Beschäftigungsfelder ausgebaut, das individu-
elle Angebot an Erwerbsarbeit vermindert und Tätigkeiten außerhalb von Erwerbsar-
beit erschlossen werden. A l s ergänzende Maßnahmen sollen der Kommission zufolge 
die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes erhöht und politische Zuständigkeiten stär-
ker regionalisiert werden. Ferner zieht die Kommission aus den Vorschlägen zur Ver-
besserung der Beschäftigungslage eine Reihe von Schlußfolgerungen für die sozialen 
Sicherungssysteme und zeigt Optionen für deren künftige Gestaltung auf. 
Beide Strategien sowie die ergänzenden Maßnahmen sollten der Kommission zu-
folge sofort umgesetzt werden. Denn die offensive Strategie braucht eine gewisse 
Zeit, um wirksam zu werden. Bis dahin müssen kurzfristige, defensive Maßnahmen 
ergriffen werden, um die Beschäftigungslage zu verbessern. Beide Strategien - wie 
auch die ergänzenden Maßnahmen - erfordern erhebliche Umstellungen, insbesondere 
im mentalen Bereich, d. h. bei den Sicht- und Verhaltensweisen der Gesamtbevölke-
rung, vor allem aber der Erwerbsbevölkerung. 
3.1 Erneuerungsstrategie 
Durch die Erneuerungsstrategie sollen sich breite Bevölkerungsschichten zu Unter-
nehmern ihrer Arbeitskraft und Daseinsvorsorge entwickeln und so ihre objektiv und 
subjektiv erheblich erweiterten Handlungsmöglichkeiten individuell nutzen. Neben 
einer grandlegenden Veränderung der Einstellung der Bevölkerung zu Wettbewerb, 
Leistung, Selbständigkeit, Verantwortungsbewußtsein u.a.m. müssen die Qualifika-
tionen der Erwerbspersonen der veränderten Wirklichkeit angepaßt werden. Im Mi t -
telpunkt der Bildungspolitik muß nach Auffassung der Kommission die Aufwertung 
der Erwerbsarbeit durch Wissen stehen. Bildungsziel darf nicht länger der perfekte 
Kopist vorgegebener Blaupausen sein. 
In Zukunft muß die Befähigung zu eigenverantwortlichem, unternehmerischem Han-
deln bereits in den Schulen und sonstigen Bildungseinrichtungen vermittelt werden. Hier 
bestehen derzeit - so die Kommission - empfindliche Defizite. Ferner muß die berufsori-
entierte Qualifikation relativiert werden, da der zukünftige Bedarf der Wirtschaft nur 
zum Teil bekannt ist. Die berufliche Ausbildung muß künftig für ein facettenreiches Be-
rufsleben bis hin zu grundlegenden Berufswechseln qualifizieren. Be i Schülern, Auszu-
bildenden und Studenten müssen künftige Fähigkeiten und Orientierungen geweckt und 
vermittelt werden, die aus der Arbeitnehmerhaltung herausführen und vom Recht auf ei-
nen vorgefertigten Arbeitsplatz geprägt sind. Statt dessen gilt es nach Auffassung der 
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Kommission, gezielt Kenntnisse zu vermitteln, die auf die alltägliche Existenzbewäl-
tigung in einer sich globalisierenden Welt abzielen. 
Hiermit eng verbunden ist auch die Förderung von Selbständigkeit und Unterneh-
mertum. Die Kommission spricht sich u.a. für den erleichterten Zugang zu Risikoka-
pital für Existenzgründer aus. In dieselbe Richtung geht auch die Erleichterung von 
Innovationen. Hierzu gehört u. a. die bessere Nutzung vorhandenen Wissens. Zu er-
leichtern sind schließlich auch Investitionen, vor allem beschäftigungsfördernde Neu-
und Erweiterungsinvestitionen. Die Kommission ist sich jedoch bewußt, daß letzteres 
vor dem Hintergrund verstärkter Globalisierung niedrigere Steuern und / oder A r -
beitskosten voraussetzt. 
Ferner plädiert die Kommission für eine Intensivierung des Wettbewerbs, dadurch daß 
Güter- und Dienstleistungsmärkte stärker liberalisiert, staatliche Unternehmen privati-
siert und Infrastruktureinrichtungen modernisiert werden. Schließlich plädiert die Kom-
mission für eine geringere Belastung der Wirtschaft. Hierzu müssen der Staatsanteil ver-
mindert, d.h. staatliche Leistungen effizienter erbracht oder eingeschränkt werden. Er-
gänzend hierzu hält die Kommission Verschiebungen der Steuerlasten von der direkten 
zur indirekten Besteuerung für wünschenswert. U m der Bevölkerung die Kosten staatli-
chen Handelns unmittelbar vor Augen zu führen, empfiehlt sie darüber hinaus, Arbeit-
nehmern die gesamten Bruttoarbeitseinkommen auszubezahlen und sie - ähnlich wie 
Selbständige - Steuern und Sozialbeiträge individuell abführen zu lassen. 
Die spürbare Verminderung von Steuern und Sozialbeiträgen ist der Kommission zu-
folge auch Voraussetzung für eine verbesserte Vermögensbildung breiter Bevölke-
rungsschichten. Dazu ist erstens das Bewußtsein zu wecken, daß die Bedeutung der Er-
werbsarbeit bei der Wertschöpfung ab- und die von Kapital und Wissen zunimmt. Ge-
messen an anderen frühindustrialisierten Ländern sind die Deutschen vor allem am Pro-
duktivkapital zu wenig beteiligt. Durch die Verbreiterung der Vermögensbildung wi l l 
die Kommission sicherstellen, daß große Teile der Bevölkerung trotz der Verdrängung 
von Erwerbsarbeit an den durch Wissen und Kapital bewirkten Wohlstandssteigerungen 
teilnehmen. Hinzu kommt, daß eine vermögendere Bevölkerung sich besser unterneh-
merisch verhalten kann. Zur Verbreiterung der Vermögensbildung macht die Kommis-
sion eine Reihe konkreter Vorschläge. Neben der Stärkung der Bereitschaft und Fähig-
keit der Bevölkerung zur Vermögensbildung plädiert sie für den Ausbau von Erfolgs-
und Unternehmensbeteiligungen sowie für Pensionsfonds. Ergänzend hierzu empfiehlt 
sie, alle Vermögensformen steuerlich gleich zu behandeln. In diese Gleichbehandlung 
sind Immobilien, Lebensversicherungen und betriebliche Alterssicherungssysteme ein-
zubeziehen. 
Ferner spricht sie s ich für die Reform der sozialen Sicherungssysteme aus. 
Denn diese binden den größten T e i l der Vermögensb i ldungskapaz i t ä t der Durch-
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Schnittshaushalte, ohne je Vermögen entstehen zu lassen. So hat ein durchschnittlich 
verdienender Arbeitnehmer, der 45 Jahre lang einer Erwerbstätigkeit nachgeht, neben 
seinem ohnehin gebildeten Vermögen eine noch darüber hinausgehende Vermögens-
bildungskapazität von weit über einer Mi l l ion . Das ist die Summe, die er bei einer un-
terstellten Verzinsung von 3 v .H. im Laufe seines Erwerbslebens in Form von Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerbeiträgen an die gesetzliche Alters- und Pflegeversicherung 
abführt. 
Ob und inwieweit durch die Stärkung von Dynamik in Wirtschaft und Gesellschaft 
und die Verbreiterung der Vermögensbildung neben Wohlstandssteigerungen auch 
eine Verbesserung der Beschäftigungssituation herbeigeführt wird, ist hingegen unge-
wiß. Dies hängt von der Kapital- und Wissensintensität der Wachstumsbereiche ab. 
Nur wenn auch arbeitsintensive Teile der Volkswirtschaft expandieren, wird - so die 
Auffassung der Kommission - in größerem Umfang die Beschäftigung steigen. 
3.2 Anpassungsstrategie 
M i t der zweiten, defensiven Strategie soll vor allem der verschlechterten Position von 
Erwerbsarbeit im Wertschöpfungsprozeß Rechnung getragen werden. Hierzu schlägt 
die Kommission zum einen vor, die Arbeitskosten spürbar zu senken, vor allem bei 
den Beschäftigten mit geringer Produktivität. Dies kann geschehen durch eine diffe-
renzierte, d.h. produktivitätsorientierte Entlohnung, durch eine Verminderung der ge-
setzlichen und / oder tariflichen Lohnzusatzkosten und / oder der Direktentgelte. Die 
Differenzierung der Arbeitseinkommen kann regionalen, sektoralen und qualifikatori-
schen Gesichtspunkten Rechnung tragen. Die Kommission spricht sich für alle drei 
Differenzierungsvarianten aus. 
Zum anderen plädiert die Kommission für eine deutliche Verminderung der indivi-
duellen Arbeitszeit. Allerdings muß sichergestellt werden, daß die Arbeitszeitverkür-
zung freiwillig bzw. wie in Holland im Rahmen eines großangelegten Konsenses und 
kostenneutral geschieht. Schließlich spricht sich die Kommission für die Erschließung 
von ungeliebten, oft unattraktiven, niedrig produktiven und folglich schlecht bezahl-
ten kleinen Diensten aus. Wie sowohl historische als auch internationale Vergleiche 
zeigen, gibt es in diesem Bereich ein erhebliches Beschäftigungspotential. Dieses Po-
tential ist in Deutschland nicht ausgeschöpft. Ursächlich hierfür ist, daß Anbieter und 
Nachfrager oft unterschiedliche Vorstellungen vom Wert dieser Dienste haben. Hinzu 
kommt, daß Anbieter und Nachfrager mitunter hohe mentale Barrieren überwinden 
müssen, um diese Dienste über den Markt abzuwickeln. 
Dabei ist sich die Kommission bewußt, daß sich mit einer solchen Anpassungsstra-
tegie die Beschäftigungslage wahrscheinlich spürbar verbessern läßt. 
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Die Kehrseite hiervon sind sinkende Arbeitseinkommen und Lebensstandards bei ei-
nem Tei l der Erwerbsbevölkerung. Dies zeigen ausländische Erfahrungen. Al l e drei 
Maßnahmenbündel sind nämlich in dem einen oder anderen frühindustrialisierten 
Land verwirklicht worden. Das erste und dritte vor allem in den U S A und dem Verei-
nigten Königreich, das erste und zweite in den Niederlanden. A l s Folge ist in allen 
diesen Ländern eine deutliche Verminderung des Lebensstandards breiter Bevölke-
rungsschichten bei gleichzeitig nicht minder deutlichem Anstieg des Wohlstands ei-
ner Minderheit zu beobachten. Folglich weitet sich die Einkommensschere in allen 
diesen Ländern. 
Die Kommission setzt sich intensiv mit den Folgen niedriger Löhne und möglicher 
politischer Reaktionen sowie deren Vor- und Nachteilen auseinander, ohne daß sie 
sich explizit für die eine oder andere Möglichkeit ausspricht. Die erste Option ist, Er-
werbstätige mit Einkommen unterhalb des Existenzminimums mit Hilfe staatlicher 
Transfers z .B . in Form ergänzender Sozialhilfe auf das bestehende Existenzminimum 
hochzuschleusen. Das aber könnte - da Mitnahmeeffekte seitens der Arbeitgeber bei 
der Niedriglohnstrategie nicht auszuschließen sind - zu mehr Ausgaben der öffentli-
chen Haushalte beitragen. Dadurch droht über den Sozialbereich eine weitere Aus-
dehnung der öffentlichen Haushalte, die ihrerseits die Entfaltung von mehr Dynamik 
in Wirtschaft und Gesellschaft beeinträchtigen könnte. Entsprechend könnten etwaige 
positive Beschäftigungseffekte wieder zunichte gemacht werden. 
Die zweite Option ist die Absenkung des Existenzminimums. Denn dieses läßt -
wenn überhaupt - nur geringen Spielraum für Lohnsenkungen niedrig produktiver A r -
beitskräfte. Wie das Beispiel der U S A zeigt, kann durch die Senkung des Sozialhilfe-
niveaus die Beschäftigungslage besonders im Niedriglohnbereich abermals verbessert 
werden. Dadurch könnten Wirtschaftswachstum und Steuereinnahmen steigen, die öf-
fentlichen Haushalte entlastet werden. Der Zuwandererdruck könnte nachlassen. Dem 
stehen jedoch wachsende materielle und immaterielle Ungleichheit, zunehmende Er-
scheinungsformen von Armut, steigende Kriminalität etc. entgegen. 
U m zu verhindern, daß die geringen Erwerbseinkommen im Alter, aber auch bei A r -
beitslosigkeit, zu nicht existenzsichernden Transferansprüchen führen, könnten - dies 
ist die dritte Option - existenzsichernde Transferansprüche vor allem im Alter unab-
hängig von vorangegangener Erwerbsarbeit und den hierbei erzielten Erwerbsein-
kommen gewährt werden. Nur dann könnten Erwerbseinkommen deutlich sinken, 
ohne daß Rentenbezieher in großer Zahl sozialhilfebedürftig werden. 
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Neben der Erhaltung und Schaffung marktgängiger Arbeitsplätze i m gering produkti-
ven und damit gering entlohnten Bereich wi l l die Kommission die Erschließung nicht-
marktgängiger, gemeinwohlorientierter Arbeit: sogenannte Bürgerarbeit fördern. Die 
Bürgerarbeit ist kooperativ und projektbezogen. Die Projekte liegen jenseits von Er-
werbsarbeit und Freizeitbeschäftigungen, Tätigkeiten von Wohlfahrtsverbänden und 
im Rahmen von Sozialhilfe, Zivildienst, einfachen, personenbezogenen Diensten und 
nicht zuletzt Schwarzarbeit. Sie sind zeitlich begrenzt und werden von Ausschüssen, 
die von den Gemeinden eingesetzt werden, ausgewählt. Die Durchführung der Pro-
jekte wird von den Projektbeteiligten unter der Leitung unternehmerisch befähigter 
Persönlichkeiten selbst organisiert. Die Beteiligung ist freiwillig und steht allen Er-
werbsfähigen offen. Doch hat niemand einen Anspruch auf Beteiligung. Die Aus-
wahlkriterien sind Qualifikation und Bedarf. 
M i t Abschluß eines Projekts endet auch das jeweilige Engagement. Über die Be-
teiligung an einem anderen Projekt muß neu befunden werden. Dabei ist darauf zu 
achten, daß durch die Beteiligung an Bürgerarbeit die Bereitschaft zu regulärer Er -
werbsarbeit und Tätigkeiten im Rahmen der Sozialhilfe nicht beeinträchtigt wird. 
Die Bürgerarbeit soll unentgeltlich erbracht werden. Ledigl ich Arbeitslosenhilfe-
und Sozialhilfeempfänger sollen für diese Tätigkeiten ein Bürgergeld in Höhe der 
Sozialhilfe erhalten. 
Die Bürgerarbeit hat experimentellen Charakter. Sie kann in Form von Modellver-
suchen getestet werden. Gelingt der Versuch, kann Bürgerarbeit sowohl zur Stärkung 
der unternehmerischen Kräfte beitragen als auch den Angebotsdruck vom Arbeits-
markt nehmen. Denn durch diese materiell nicht entlohnte, aber immateriell belohnte 
Arbeit kann nicht zuletzt die Fixierung auch solcher Bevölkerungsgruppen auf Er-
werbsarbeit gelockert werden, die eines Erwerbseinkommens gar nicht bedürfen. 
3.3 Ergänzende Maßnahmen 
Neben den beiden Strategien schlägt die Kommission Maßnahmen vor, die diese er-
gänzen sollen. Sie zielen zum einen darauf ab, die Funktionsfähigkeit des Arbeits-
marktes zu verbessern und zum anderen politische Zuständigkeiten stärker zu regio-
nalisieren. 
Im Rahmen der Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes spricht sich 
die Kommission u. a. dafür aus, 
- individuelle Arbeitszeit und Personaleinsatz zu flexibilisieren, 
- die Vermittlungstätigkeit zu verbessern, 
- die Arbeitsmarkttransparenz zu verbessern, 
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- die Zumutbarkeitsanforderungen konsequent durchzusetzen, d.h. erwerbsfähigen 
Arbeitslosenhilfe- und Sozialhilfeempfängern konsequent Arbeit zuzuweisen, 
- die Arbeitslosenversicherung zu reformieren, z .B. durch eine stärkere Trennung 
von Versicherungs- und Arbeitsförderungsleistungen 
(letztere sollen steuerfinanziert werden) sowie 
- den Mißbrauch von arbeitsmarktrelevanten Sozialleistungen, Schwarzarbeit 
und illegale Beschäftigung konsequent zu bekämpfen. 
Große Bedeutung mißt die Kommission auch der weiteren Regionalisierung politi-
scher Zuständigkeiten und Verantwortungen in den Bereichen Wirtschaft und Be-
schäftigung bei. Durch die ständige Verwischung der Ergebnisse unterschiedlicher 
Wirtschaftskraft ist der regionale Wettbewerb, um bestmögliche Problemlösungen er-
lahmt. Zumindest für die alten Länder der Bundesrepublik muß nach Auffassung der 
Kommission gelten: Jedes Land ist für seine Entwicklung im wesentlichen selbst ver-
antwortlich. Der Sonderstatus der neuen Länder ist zeitlich zu begrenzen. 
Im Rahmen der stärkeren Regionalisierung politischer Zuständigkeiten spricht sich 
die Kommission im einzelnen aus für: 
- eine Reform des horizontalen Länderfinanzausgleichs. U . a. soll ein Land nur 
verpflichtet sein, maximal 50 v .H . seiner überschießenden Finanzkraft für den 
Finanzausgleich zur Verfügung zu stellen. 
- eine Reform der vertikalen Finanzbeziehungen im Sinne einer stärkeren Entflech-
tung der Kompetenzen von Bund und Ländern. Dies bedeutet den Rückzug der 
Länder aus Gemeinschaftsfinanzierungen und Gemeinschaftsaufgaben. Zugleich 
sollten den Ländern anstelle des derzeitigen Systems der Gemeinschaftssteuern 
größere Möglichkeiten zur selbständigen Gestaltung ihrer Steuereinnahmen 
eingeräumt werden. Dies kann der Kommission zufolge entweder über bestimmte 
Hebesatzrechte und Zuschläge auf Länderebene oder durch eigene, in der alleini-
gen Hoheit der Länder liegende Steuern erfolgen. 
- eine Regionalisierung von Arbeitsmarktpolitik und Arbeitslosenversicherung 
sowie 
- eine Regionalisierung von Krankenversicherung und Pflegeversicherung. 
3.4 Schlußfolgerungen flir die sozialen Sicherungssysteme 
B e i den sozialen Sicherungssystemen besteht aus Sicht der Kommiss ion Umge-
staltungsbedarf. Denn würden die von der Kommiss ion vorgeschlagenen Maß-
nahmen umgesetzt, s tünden den sozialen Sicherungssystemen weniger Mi t t e l zur 
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Verfügung: Sei es, weil die breitere private Vermögensbildung eine Begrenzung der 
staatlichen umlagefinanzierten Systeme bedingt, sei es, weil aufgrund geringerer Ar -
beitseinkommen eines wachsenden Teils der Bevölkerung die Beitragseinnahmen sin-
ken. Zugleich steigt die Zahl derer, die keine existenzsichernden Ansprüche an die so-
zialen Sicherungssysteme insbesondere an die gesetzliche Alterssicherung haben. Soll 
vermieden werden, daß künftig Mill ionen von Menschen die Bedürftigkeitsprüfung 
ablegen müssen, plädiert die Kommission dafür zu prüfen, inwieweit künftig soziale 
Sicherung und Erwerbsarbeit entkoppelt, der umlagefinanzierte Tei l begrenzt und 
Mindestsicherungselemente eingeführt werden können. 
Literatur 
Bericht der Kommission für Zukunftsfragen 
Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit in Deutschland - Entwicklung, Ursachen 
und Maßnahmen 
Tei l I, Entwicklung von Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit in Deutschland und 
anderen frühindustrialisierten Ländern, 4. Auflage, Bonn 1996,153 Seiten. 
Part I, Employment and unemployment in Germany and other early industrialized 
countries, Bonn 1997,143 pages. 
Tei l LT, Ursachen steigender Arbeitslosigkeit in Deutschland und anderen frühindu-
strialisierten Ländern, 2. Auflage, Bonn 1997,214 Seiten. 
Tei l III, Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungslage, 2. Auflage, 
Bonn 1997, 233 Seiten. 
Leitsätze, Zusammenfassung und Schlußfolgerungen der Teile I, LI und III 
des Kommissionsberichts, Bonn 1997,100 Seiten. 
Gutachten im Auftrag der Kommission für Zukunftsfragen, 3 Bände, Bonn 1998, 
insgesamt 1.683 Seiten. 
Gensior/Mendius/Miethe/Steinke (1998): Massenarbeitslosigkeit und Beschäftigungspolitik. 
URN: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-100058 
Peter Schnur 
Die beschäftigungspolitischen Vorschläge des IAB 
Ausgangslage 
In der Bundesrepublik herrscht seit über 20 Jahren eine hohe Arbeitslosigkeit, die im 
Zuge der letzten Rezession eine Rekordhöhe erreicht hat. Drei Aspekte finden bei der 
Beurteilung der Arbeitslosigkeit in der Öffentlichkeit meist zu wenig Beachtung: 
(1) Die registrierte Arbeitslosigkeit gibt das tatsächliche Ausmaß der Unterbeschäfti-
gung nur unzureichend wieder. 
Rechnet man zu den 1996 im Jahresdurchschnitt registrierten Arbeitslosen von rd. 
4 M i o . noch die Stille Reserve sowie die durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
gestützte Beschäftigung und die durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen dem 
aktuellen Arbeitskräftepotential entzogenen Erwerbspersonen hinzu, so waren 
1996 im vereinten Deutschland sogar ca. 7,6 M i o . Erwerbspersonen ohne regu-
lären Arbeitsplatz. 
(2) Die Kosten der Arbeitslosigkeit sind hoch. Die gesamtfiskalischen Kosten beliefen 
sich 1996 auf 160 M r d . D M . Damit dürfte auf der Hand liegen, eine Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte auf mittlere Sicht dürfte nur dann gelingen, wenn 
es gelingt die Arbeitslosigkeit deutlich zu verringern. 
(3) Die registrierte Arbeitslosigkeit hat sich in Deutschland in drei Schüben aufgebaut 
und zwar im Gefolge der beiden Ölkrisen Mitte der 70er und Anfang der 80er 
Jahre und im Gefolge der Rezession von 1993. In jüngster Zeit hat die Arbeitslo-
sigkeit eine Rekordhöhe erreicht. Es stellt sich daher die Frage: Geht uns die 
Arbeit aus? Schafft Wachstum keine Arbeitsplätze mehr? 
D i e ostdeutsche Arbeitslosigkeit ist zum ganz übe rwiegenden T e i l die Folge des 
Systemwechsels von der früheren, abgeschotteten und abgewirtschafteten Plan-
wirtschaft mit nicht marktgerechter Wirtschaftsstruktur und unproduktiver B e -
schäf t igung zu einer offenen, in die Weltwirtschaft integrierten Marktwir t -
schaft. Der Ums te l l ungsp rozeß gestaltete sich schwieriger als zunächs t erwartet, 
we i l die ostdeutsche Wirtschaft nicht nur eine extreme Währungsau fwer tung 
und eine schockartige Beseitigung der wirtschaftlichen Reglementierung zu verkraften 
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hatte, sondern auch eine rasche Lohnanpassung in Richtung des Lohnniveaus in den 
alten Bundesländern. Hinzu kommt, daß in Ostdeutschland bislang noch ein wesent-
lich größerer Tei l der Frauen erwerbstätig sein möchte als in Westdeutschland. 
In Westdeutschland konnten die Beschäftigungseinbrüche im Gefolge der drei bis-
herigen Wirtschaftsrezessionen jeweils binnen vier Jahren wieder aufgeholt werden. 
1992 lag die Beschäftigung sogar um 2,4 M i o . über dem Stand des letzten Vollbe-
schäftigungsjahres 1973. Es kann also keine Rede von einer Entkoppelung von 
Wachstum und Beschäftigung sein. Auch heute liegt die Beschäftigung mit ca. 28 M i o . 
in den alten Bundesländern trotz des massiven Einbruchs seit 1993 immer noch um 
ca. 800 000 höher als 1973. 
Daß es während der ganzen Zeit zu keinem durchgreifenden Abbau der Arbeitslosig-
keit in Westdeutschland kam, hängt damit zusammen, daß im gleichen Zeitraum das 
Erwerbspersonenpotential ständig relativ stark anstieg, zunächst bedingt durch stark 
besetzte Nachwuchsjahrgänge und zunehmende Frauenerwerbsneigung, in den letz-
ten Jahren vor allem durch die Zuwanderung von Ostdeutschen, Aussiedlern und Aus-
ländern sowie durch ostdeutsche Einpendler. Dadurch gab es in Westdeutschland 
1994 rd. 6 M i o . Erwerbspersonen mehr als im letzten Vollbeschäftigungsjahr 1973 
(siehe Tabellenanhang). 
Nach heutiger Einschätzung wird die Beschäft igung bei - i m Vergleich zur Ver-
gangenheit - unveränderten Verhaltensweisen der wirtschaftlichen Akteure auch 
auf mittlere Sicht nicht wesentlich zunehmen. Dem steht nach IAB-Einschätzung 
ein tendenziell unverändertes Potential an Erwerbspersonen gegenüber . E i n spür-
barer Abbau der Arbeitslosigkeit ist daher unter Status-quo-Bedingungen vorerst 
kaum zu erwarten. 
Gibt es auf kurze und mittlere Sicht Möglichkeiten die Beschäftigung deutlich zu 
steigern und auf diesem Weg die Arbeitslosigkeit in nennenswertem Umfang ab-
zubauen? 
Die bei status-quo Bedingungen erwartbare ungüns t ige Entwicklung ist keines-
wegs zwangsläuf ig . Dies belegen Simulationsrechnungen des I A B auf der Basis 
seines makroökonomet r i schen Model l s S Y S I F O am Beispie l Westdeutschland, 
die zu dem in einer Kanzlerrunde Ende 1995 formulierten Z i e l die Arbeitslosig-
keit bis 2000 zu halbieren i m 1. H j . 1996 durchgeführ t wurden. Untersucht wur-
den v.a. solche Instrumente, die unmittelbar im Gestaltungsspielraum der für den 
Arbeitsmarkt verantwortlichen Akteure (Arbeitgeber, Gewerkschaften und Staat 
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einschl. Sozialversicherung) liegen: Arbeitszeitpolitik, Lohnpolitik, Fiskal- und Sozi-
alpolitik. 
Die Simulationen beziehen sich nur auf Westdeutschland, da bislang nur für West-
deutschland eine die interdependenten Verhaltensweisen erfassende ökonometrische 
Modellierung möglich war. Das weitgehend als nichtökonometrisches Quotenmodell 
gestaltete Rumpfmodell für Ostdeutschland ist allerdings mit dem westdeutschen M o -
dell in vielerlei Hinsicht verknüpft, so daß wechselseitige Rückwirkungen erfaßt sind. 
In einem erstem Schritt wurde die Wirkung einzelner politischer Instrumente ohne 
Veränderung anderer exogener politischer Stellgrößen untersucht. M i t diesem Instru-
mentenkasten wurden im Sinne einer neutralen Politikberatung quantitative Anhalts-
punkte dafür gegeben, welche Beschäftigungseffekte und welche Rück- und Neben-
wirkungen jeweils von einer einzelnen Maßnahme im gesamtwirtschaftlichen Kon-
text zu erwarten sind. 
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Z u beachten ist, daß sich alle Simulationen naturgemäß auf Maßnahmen beschränken 
müssen, die sich in dem makroökonometrischen SYSLFO-Model l abbilden lassen. 
Damit sind von vornherein der Disaggregation sowohl auf der Ebene der Maßnahmen 
als auch auf der Ebene der Ergebnisse Grenzen gesetzt. Nach Regionen, Sektoren, Be-
rufen und Qualifikationen sind Abweichungen denkbar. Nicht berücksichtigt sind 
auch eventuelle Diskrepanzen zwischen Angebot und Bedarf an Arbeitskräften - der 
sog. „mismatch" -, wodurch die modellierten Beschäftigungseffekte eventuell verzö-
gert werden könnten. 
Schließlich ist vor einer Überinterpretation derartiger Simulationsergebnisse zu war-
nen, insbesondere vor einer Überinterpretation der absoluten Ergebnisse. Auch wenn 
aus Gründen der rechnerischen Konsistenz genaue Ergebnisse ausgewiesen werden, 
müssen diese als mit einem deutlichen Schwankungsbereich versehen gedacht wer-
den. Die Modellergebnisse sollten prinzipiell nur als Tendenzaussagen auf der Grund-
lage bisheriger Verhaltensweisen und als Hinweise auf die Relation von Größenord-
nungen und damit auf das Gewicht von Maßnahmen, Wirkungen und Problemen ver-
standen werden. 
Zunächst zur Arbeitszeitpolitik: 
In der Studie wurde die Wirkung einer Verkürzung der Jahresarbeitszeit (um insge-
samt 26 Std. im Jahr 1997, das entspricht etwa einer halben Wochenstunde) für ver-
schiedene Arten der Arbeitszeitpolitik durchgespielt: Erhöhung der Teilzeit, Abbau 
von Überstunden, schematische Verkürzung der Jahresarbeitszeit z .B. der Wochenar-
beitszeit mit und ohne Lohnausgleich (siehe Tabellenanhang). 
Auffällig ist: A l l e Maßnahmen führen sehr rasch zu beachtlichen positiven Beschäfti-
gungseffekten, am meisten bei mehr Teilzeit und weniger zuschlagpflichtigen Über-
stunden, also bei kostengünstigen und flexiblen bzw. reversiblen Formen, am gering-
sten dagegen bei einer allgemeinen Verkürzung der Wochenarbeitszeit mit vollem 
Lohnausgleich. Ausgegangen wurde dabei davon, daß die Betriebszeiten jeweils un-
verändert bleiben, im Umfang der Arbeitszeitverringerung also eine Entkoppelung 
der Arbeitszeiten von den Betriebszeiten erfolgt. Ohne diese Entkoppelung dürften 
die Effekte ungünstiger ausfallen. 
Hauptvorteil der Arbeitszeitverringerung ist die schnelle Wirkung. Denn bei zunächst 
unveränderter Produktion und Produktivität muß eine schlagartig verringerte durch-
schnittliche Jahresarbeitszeit durch weniger Entlassungen oder vermehrte Neueinstel-
lungen aufgefangen werden. 
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Hauptnachteil ist, daß die verbesserte Arbeitsmarktlage bei den ansonsten als unver-
ändert unterstellten Verhaltensweisen zu höheren Kosten und Preisen und schließlich 
zu niedrigerem Wirtschaftswachstum führt. Letztlich wird potentieller materieller 
Wohlstand gegen mehr immateriellen Wohlstand in der Form von mehr Freizeit ein-
getauscht. 
Genereller Nutznießer einer Arbeitszeitverkürzung ist der Staatshaushalt, da einer-
seits die niedrigere Arbeitslosigkeit zu geringeren Transferzahlungen führt, anderer-
seits die höheren Preise, Löhne und Beschäftigtenzahlen die Staatseinnahmen bei un-
veränderten Steuer- und Abgabesätzen stärker positiv beeinflussen. 
Sollte der Staat jedoch nicht - wie in den vorliegenden Simulationsrechnungen 
unterstellt - die. dem Einkommenskreislauf entzogenen Mit te l zur Schuldentil-
gung, sondern z .B . zu Steuer- und Abgabensenkungen verwenden, käme es zu 
höheren Beschäft igungseffekten und wären die arbeitszeitbedingten Wachstums-
einbußen mehr oder weniger kompensierbar. Allerdings ist dann im Zuge des 
höheren Wirtschaftswachstums wiederum mit zusätz l ichem Preis- und Lohnauf-
trieb zu rechnen. 
Welche Effekte sind demgegenüber einer generellen Lohnzurückhaltung zuzu-
schreiben, bei der die Löhne höchstens i m Umfang des Produktivitätsfortschri t tes 
steigen und eher diesen Spielraum nicht ausnutzen? Wie die Studie zeigt (siehe 
Tabellenanhang), benötigt eine zurückhal tende Lohnpoli t ik einen langen Atem, 
um beschäf t igungswirksam zu werden, d.h. erst mittelfristig erreichen die positi-
ven Beschäft igungseffekte einen größeren Umfang, werden längerfristig aber be-
achtlich. 
Wie ist dieses Verlaufsmuster zu erklären? 
Die positiven Beschäftigungseffekte kommen primär über die Kostenentlastung zu-
stande, zumal die geringeren Nominallohnzuwächse das Nachfragewachstum 
zunächst dämpfen. Diese Kostenentlastung wirkt auf zwei Wegen: Erstens vermindert 
sich über die Entlastung bei den Lohnstückkosten der Druck der Lohnpeitsche auf die 
Rationalisierung, so daß die Produktivität langsamer wächst. Zweitens ermöglichen 
die geringeren Lohnstückkosten niedrigere Preise und Zinsen. Die niedrigeren Preise 
regen trotz dadurch ausgelöster Aufwertung der D M die reale Nachfrage und schließ-
lich auch die Erweiterungsinvestitionen an. Es dürfte auf der Hand liegen, daß alle 
diese Reaktionen Zeit und daher auch stabile mittel- und längerfristige Erwartungen 
brauchen. Eine einmalige Lohnzurückhaltung kann nicht viel bewegen. 
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Erkauft und begünstigt zugleich werden die positiven Wachstums- und Beschäfti-
gungseffekte einer zurückhaltenden Lohnpolitik durch höhere Haushaltsdefizite, da 
die Staatseinnahmen wegen der geringen Preis- und Lohnsteigerungen bei unverän-
derten Steuer- und Abgabesätzen weniger zunehmen. 
M i t welchen gesamtwirtschaftlichen Effekten ist im Vergleich dazu bei Variationen 
der Sozial- und Fiskalpolitik zu rechnen? 
Die Ergebnisse der Simulationsrechnungen entsprechen in ihren grundsätzlichen Wir-
kungsrichtungen den üblichen Erwartungen: 
- Erhöhungen der Abgaben und Steuern bzw. Senkungen der Staatsausgaben und 
Sozialleistungen führen in Zeiten der Unterbeschäftigung über den damit verbun-
denen Nachfrageentzug im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt zu negativen 
Wachstums- und Beschäftigungseffekten. Die anfänglichen Budgetverbesserun-
gen werden dadurch mittel- und längerfristig in der Regel teilweise wieder aufge-
zehrt. 
- Analog hierzu ergeben sich für Senkungen der Abgaben und Steuern bzw. 
Erhöhungen der Staatsausgaben und Sozialleistungen die umgekehrten Effekte. 
Je nach Art der Abgabe, Steuer oder Staatsausgabe ist das Ausmaß der positiven oder 
negativen Wirkungen allerdings unterschiedlich. Al le in schon durch aufkommens-
neutrale oder ausgabenneutrale Umschichtungen im Staatshaushalt können per Saldo 
positive Beschäftigungseffekte ausgelöst werden. So führen z .B. staatliche Investiti-
onsausgaben zu einem höheren Beschäftigungseffekt als gleich hohe staatliche Trans-
ferzahlungen an die privaten Haushalte. Kürzen die öffentlichen Haushalte zu Ein-
sparzwecken zuerst oder vor allem die öffentlichen Investitionen, wie durchaus im-
mer wieder zu beobachten ist, so sind die negativen Beschäftigungseffekte besonders 
hoch und letztlich auch die Einspareffekte im Staatshaushalt besonders gering. 
Ferner ist den Simulationen zufolge beschäftigungs- und wachstumspolitisch eine in-
direkte Besteuerung in der Regel einer direkten Einkommensbelastung vorzuziehen, 
zumal wenn letztere wie bei den Sozialversicherungsbeiträgen gleichzeitig Kosten-
charakter hat. 
Ü b e r den f iskal- , sozial- und strukturpolitischen Zie len von Variat ionen der 
Einnahmen und Ausgaben des Staates und der Sozialversicherung darf also 
nicht übe r sehen werden, daß diese zumindest kurzfristig massiv die effektive 
Nachfrage und damit Beschäf t igung und Wachstum beeinflussen. Werden diese 
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Nachfrageeffekte vernachlässigt, kann auch die Erreichung der übrigen Ziele in Frage 
gestellt sein. 
A l s Hauptergebnis der IAB-Studie läßt sich festhalten: 
Eine deutliche Beschäftigungssteigerung (um ca. 2 M i o . in etwa 5 Jahren) dürfte bei 
entsprechenden Anstrengungen erreichbar sein. 
Hierzu bedarf es jedoch eines mittelfristig und umfassend angelegten Strategiebün-
dels, das vom Staat und von den Tarifparteien gemeinsam getragen wird und allen 
Wirtschaftsakteuren Vertrauen in den Erfolg und damit in die Zukunft gibt. 
E in Strategiebündel ist aus zwei Gründen notwendig: 
- Erstens wäre ein einzelnes Instrument mit der Aufgabe, binnen weniger Jahre die 
Beschäftigung um 2 M i o . zu steigern, völlig überfordert. 
- Zweitens hat - wie gezeigt - jede Maßnahme Vor- und Nachteile, sowohl hinsicht-
lich der zeitlichen Reaktionsmuster als auch hinsichtlich der Rück- und Nebenwir-
kungen. Es gibt also keinen Königsweg. Nur mit einem Bündel lassen sich die 
jeweiligen Nachteile ausgleichen. 
A m einfachsten wäre mit einem Bündel nur expansiv wirkender M a ß n a h m e n ein 
massiver Beschäft igungsanst ieg zu erreichen. Damit verbunden wäre jedoch ein 
explosionsartiges Ansteigen des jähr l ichen gesamtstaatlichen Haushaltsdefizits, 
was in Anbetracht der bereits hohen Verschuldung des Staates kein gangbarer 
Weg ist. 
Versucht man nun, die expansiven Maßnahmen zum gleichen Zeitpunkt durch gleich-
zeitige Kürzungen der Staatsausgaben und eine Anhebung der Steuern gegenzufinan-
zieren, so wird das Beschäftigungsziel erst einige Jahre später erreicht und trotzdem 
das Defizit noch vergrößert. 
Erst wenn man die Maßnahmen zur Gegenfinanzierung verzögert wirksam werden 
läßt, gelingt es fast ohne zusätzliches Staatsdefizit näherungsweise das Beschäfti-
gungsziel (+ 2 M i o . Erwerbstätige in 5 Jahren) und zugleich die übrigen Ziele des Sta-
bilitäts- und Wachstumsgesetzes unter einen Hut zu bringen und mittelfristig sogar ei-
nen Schuldenabbau einzuleiten. 
Dies zeigt exemplarisch ein Strategiebündel (siehe Tabellenanhang), das folgende 
Komponenten enthält: 
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Verringerung der durchschnittlichen Jahresarbeitszeit, vor allem über mehr Teilzeit 
und Verminderung der Überstunden, also in reversibler und kostengünstiger Form; 
- längerfristig zurückhaltende Tarifpolitik bei den Löhnen, deren Anstieg 
zunächst hinter dem Produktivitätsfortschritt zurückbleibt und diesen auch 
später nicht überschreitet; 
- Senkung von Sozialversicherungsbeiträgen und Senkung der Sozialausgaben; 
- höhere staatliche Investitionen; 
- vertrauensbildende Beschlüsse zur Konsolidierung des Staatshaushaltes, deren 
kaufkraftmindernden Bestandteile aber angesichts der derzeit ungünstigen Kon-
junktur- und Arbeitsmarktlage erst verzögert in Kraft treten. 
Unter diesen Voraussetzungen steigt die Beschäftigung innerhalb von 5 Jahren um rd. 
2 M i o . , in 10 Jahren sogar um 2,5 M i o . Das Wirtschaftswachstum fällt höher und die 
Inflationsrate merklich niedriger aus, die Staatsausgabenquote sinkt von 1997 an 
deutlich. 
Zwar kommt es zunächst noch zu einem geringfügig höheren Staatsdefizit (für 3 
Jahre ca. 10 Mrd . D M ) , in der Folgezeit aber ein um ca. 15 M r d . D M niedrigeres 
Staatsdefizit. Das heißt: E in sofortiger merklicher Schuldenabbau, wie er zur Errei-
chung der Maastricht-Verschuldens-Kriterien notwendig ist, ist mit dem Zie l , die Be-
schäftigung in 5 Jahren um 2 M i o . zu erhöhen nicht zu vereinbaren. 
Auch andere Maßnahmenkombinationen sind zur Zielerreichung möglich, z .B. ge-
ringere Absenkung der Staatsausgaben und statt dessen die Kompensation der expan-
siven Maßnahmen mehr über die Steuern. Eine derartige teilweise Verlagerung der 
Gegenfinanzierung von den Einsparungen zu den Steuern führt kaum zu nennenswer-
ten Ergebnisunterschieden. Welchem Strategiebündel der Vorzug zu geben ist, wird 
ohne politische Wertungen kaum zu entscheiden sein. 
Fazit 
W i e die IAB-Untersuchung eindeutig zeigt, muß der Hauptbeitrag zur Beschäf-
tigungssteigerung von den Tarifpartnern geleistet werden, und zwar erstens 
durch eine Verringerung der durchschnittlichen jähr l i chen Arbeitszeit in m ö g -
lichst flexibler und kos tengüns t ige r Form, um rasch weitere Entlassungen ver-
meiden und zusätz l iche Arbei tskräf te einstellen zu können , sowie zweitens 
durch eine mehr jähr ige Lohnzurückha l tung , um mittelfristig auf einen höheren 
und beschäftigungsintensiveren Wachstumspfad einschwenken zu können. Zugleich 
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lassen sich durch eine solche Kombination die nachteiligen Rückwirkungen beider 
Maßnahmen minimieren. 
Nicht zu bestreiten ist allerdings, daß bei dieser Kombination viele Arbeitnehmer 
zugunsten verringerter Entlassungen und damit sichererer Arbeitsplätze sowie zugun-
sten vermehrter Einstellungen bisher Arbeitsloser einige Jahre weitgehend auf materi-
elle Wohlstandssteigerungen verzichten müssen. Dafür steigt jedoch der reale Pro-
Kopf-Lebensstandard der gesamten Bevölkerung. Nicht übersehen werden sollte 
auch, daß hinter dem Produktivitätsfortschritt zurückbleibende Lohnsteigerungen die 
Einkommens- und Vermögensverteilung zu Lasten der Arbeitnehmer verändern. Die-
sem ließe sich z .B. durch Investivlohnkonzepte oder flankierende Maßnahmen bei der 
sekundären Einkommensverteilung entgegenwirken. 
Die Simulationsstudie des I A B , in der Wege zu mehr Beschäftigung aufgezeigt wer-
den, liegt seit Sommer 1996 vor. Seitdem ist die Erwerbstätigkeit weiter gesunken, 
die Arbeitslosigkeit hat noch zugenommen. Auch für 1998 ist kaum mit einem Rück-
gang der Arbeitslosigkeit zu rechnen. V o n der ursprünglich anvisierten Halbierung 
der Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 2000 sind wir in Deutschland nach wie vor weit ent-
fernt. Es stellt sich daher die Frage, ob das I A B die Beschäftigungseffekte in seinen 
Modellrechnungen überschätzt hat oder ob die arbeitsmarktpolitisch Verantwortli-
chen ihre „Hausaufgaben" nicht gemacht haben. Sind die IAB-Ergebnisse auch heute 
noch relevant? 
V o n den im IAB-Strategiebündel vorgeschlagenen Maßnahmen ist bisher im we-
sentlichen nur die zurückhaltende Tarifpolitik realisiert worden: Moderater Anstieg 
der nominalen Tariflöhne/Stunde (+13A%), der i m Jahre 1997 deutlich hinter dem A n -
stieg der Stundenproduktivität (+372%) bleibt. 
In allen anderen Bereichen ging die zwischenzeitliche Entwicklung eher in die 
falsche Richtung: Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit ging nicht zurück, die Sozi-
alversicherungsbeiträge wurden erhöht und die Einkommensteuerreform ist geschei-
tert. Es fand kaum eine Verlagerung von der direkten zur indirekten Belastung statt, 
und es wurden keine Umschichtungen von staatlichen Transferzahlungen hin zu staat-
lichen Investitionen vorgenommen (Rückgang der staatlichen Investitionen im ersten 
Halbjahr 1997 : 4,3%). Schließlich waren die kurzfristigen Sparmaßnahmen zur E in-
haltung des Verschuldungskriteriums in den Maastricht-Verträgen nicht beschäfti-
gungsfördernd. 
Hins icht l ich arbeitsrechtlicher Bestimmungen sind dagegen durchaus Ä n d e r u n -
gen zu konstatieren (Lockerung des Künd igungsschu tzes , E inschränkung der 
Lohnfortzahlung i m Krankheitsfall , Ausweitung befristeter Arbe i t sver t räge und 
Liberal is ierung der Arbe i tnehmerübe r l a s sung) . A u c h bezügl ich der Arbeitszeit-
Gensior/Mendius/Miethe/Steinke (1998): Massenarbeitslosigkeit und Beschäftigungspolitik. 
URN: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-100058 
flexibilisierung hat es v.a. auf betrieblicher Ebene (z.B. mit B l i ck auf Jahresarbeitszei-
ten oder längere Öffnungszeiten) Bewegung gegeben. 
Daß die bisher praktizierte zurückhaltende Tarifpolitik nicht die erhofften Beschäfti-
gungserfolge hatte, widerspricht nur auf den ersten Bl i ck den IAB-Simulationsrech-
nungen. Darin führt eine zurückhaltende Lohnpolitik zu verminderten Steuereinnah-
men. Eine Grundvoraussetzung für Beschäftigungseffekte aus Lohnzurückhaltung ist 
aber, daß der Staat das zusätzliche Haushaltsdefizit akzeptiert, das aus den verminder-
ten Steuereinnahmen resultiert. A u f die verminderten Steuereinnahmen hat die öffent-
liche Hand mit Ausgabenkürzungen reagiert, dadurch dem volkswirtschaftlichen 
Kreislauf Kaufkraft entzogen und somit die Binnennachfrage gedämpft. Zusätzlich 
gingen 1997 aufgrund steigender Belastungen die realen Nettoeinkommen aus un-
selbständiger Arbeit - trotz gleichzeitig steigender realer Arbeitskosten - zurück, wo-
durch der Spielraum für den privaten Konsum zusätzlich eingeengt wurde. 
Es ergeben sich alles in allem somit keine Anhaltspunkte dafür, daß das vorgeschla-
gene Maßnahmenbündel - würde es nur konsequent umgesetzt - nicht auch heute noch 
die gewünschten positiven Beschäftigungseffekte erbringen könnte. Unabdingbare 
Voraussetzung für den Erfolg des Programms ist der Wi l le zum gemeinsamen Han-
deln. Be i der Realisierung sind kreative Lösungen, Solidaritätsbewußtsein, Kompro-
mißbereitschaft und nicht zuletzt ein langer Atem gefragt. 
M i t entsprechendem Wil len und Phantasie und mit aufeinander abgestimmten ge-
meinsamen großen Anstrengungen der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und des Staates 
etwa im Rahmen einer neuen konzertierten Aktion ist es grundsätzlich möglich, in ei-
nem mittelfristigen Zeitraum von ca. 4 - 5 Jahren die Beschäftigung deutlich zu stei-
gern ohne die übrigen wirtschaftspolitischen Ziele zu verletzen. 
Wieviel Arbeitsplätze und Arbeitslose es langfristig geben wird, hängt entscheidend 
von den Reaktionen der Menschen und ihrer Politik selbst ab. Die Zukunft ist gestalt-
bar. A l l e Untersuchungen zeigen: Die längerfristige Beschäftigungslage wird sich um 
so ungünstiger entwickeln, je mehr Beharrungstendenzen und Abwehrstrategien über-
wiegen, je mehr alte Arbeitsplätze subventioniert oder vor Konkurrenz geschützt wer-
den, je mehr es um die Verteilung des Sozialproduktkuchens statt zunächst um dessen 
Erstellung und je mehr es damit um Konsum statt um genügend Zukunftsinvestitionen 
geht. 
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Hans-Peter Klös 
Niedriglöhne und effiziente Sozialtransfers -
ein Beitrag zur Verringerung der Arbeitslosigkeit 
(1) Unter den Bedingungen eines forcierten Technikeinsatzes, einer intensivier-
ten weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung und einer steigenden Bedeutung von K a -
pitaleinkommen für die Einkommensverteilung stellt die Lohnpol i t ik keine effi-
ziente Sozialpoli t ik mehr dar. Der Grundsatz, daß ein Arbeitseinkommen eine 
Famil ie zu ernähren habe, ist auch mit B l i c k auf die Abkehr vom sogenannten 
„male-bread-winner" -Model l des männl ichen Fami l ienernährers nicht aufrecht 
zu erhalten. Diese Zunahme der weiblichen Erwerbsbeteiligung sowie die verän-
derten Arbeitszeitmuster erfordern - i m Einklang mit der Humankapital- und 
Grenzprodukt iv i tä ts theor ie - mehr Lohnspreizung am Arbeitsmarkt. Der Bedarf 
an Lohnspreizung nimmt aber auch wegen des „ski l l -b iased" technischen Fort-
schritts und der Veränderung der relativen Knappheiten zwischen Arbeit und K a -
pital einerseits und hochqualifizierter und geringqualifizierter Arbeit anderer-
seits zu. V o r diesem Hintergrund führte eine fortgesetzte verteilungspolitische 
Überforderung der Lohnpol i t ik - gleichsam die Zahlung von Sozia l löhnen - zu 
einer weiteren Verfestigung von Arbeitslosigkeit, insbesondere jener von Ge-
ringqualifizierten. 
(2) Im internationalen Vergleich gibt es einen positiven Zusammenhang zwi -
schen der Lohnspreizung und der Beschäf t igungsperformance eines Landes. A u f 
der Basis von Vollzeitarbeitnehmern zählt Deutschland zu den Ländern mit der 
geringsten Lohnspreizung, die sich zudem auch i m Längsschni t t nicht nennens-
wert erhöht hat. Insbesondere im industriellen Bereich ist es infolge einer nivel-
lierenden Sockellohnpolit ik zu einer Flucht aus den unteren Lohngruppen ge-
kommen. Der Wegfal l von Beschäf t igungsgelegenhei ten für Erwerbspersonen 
mit einfacheren Qualifikationen ist die Folge. Dieser Trend ist - auch mit B l i c k 
auf die anhaltende Tertiarisierung der deutschen Industrie - nicht mehr umzukeh-
ren und gefährdet noch weitere Beschäf t igungsmögl ichkei ten für Geringqualifi-
zierte. 
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Zudem gibt es in Deutschland offenbar auch ein Mindest lohnproblem. Z u m ei -
nen fällt die Inzidenz von Niedr ig löhnen - sie kann gemessen werden als die 
prozentuale Wahrscheinlichkeit von vol lze i tbeschäf t ig ten Arbeitnehmern, sich 
innerhalb von fünf Jahren derzeit, jemals oder immer im unteren Verdienst-
quint i l zu befinden - in Deutschland unter den Ländern , für die ind iv idual i -
sierte Einkommensdaten erhäl t l ich sind, am geringsten aus. Zum anderen kann 
man bei einem Vergle ich von „Mindes t l ohn"n iveaus auf der Basis von Kauf-
kraf tpar i tä ten und deren Umrechnung in nationale Verdienste zu dem Ergebnis 
gelangen, daß in den U S A rund ein Vier te l aller Arbeitnehmer weniger verdie-
nen als den industriellen „ M i n d e s t l o h n " in Westdeutschland. Selbst bei einem 
Abschlag von zwanzig Prozent von diesem Verdienstniveau verbleiben noch 
rund 15 Prozent der US-Beschäf t ig ten unter dem westdeutschen „Mindes t -
lohn". Übe r sch l äg ig kann danach die mindestlohnbedingte Beschä f t igungs -
lücke in Deutschland gegenübe r den U S A auf rund 4,7 M i l l i o n e n fehlende A r -
be i t sp lä tze beziffert werden. 
(3) Im Verg le i ch zum Verarbeitenden Gewerbe gibt es im Dienstleistungssek-
tor weitaus häuf iger Niedriglohnbereiche mit tariflichen E ins t i egsgehä l t e rn 
von unter 2.000 D M . D i e beschä f t igungspo l i t i s che Relevanz der unteren 
L o h n - und Gehaltsgruppen wird aber - gemessen an internationalen Standards 
- durch die i m Bereich der Dienstleistungen allgemein und bei einfachen 
Diensten i m besonderen bestehende Beschä f t i gungs lücke in Deutschland ge-
schmäle r t . Internationale Vergleiche von Beschä f t igungs -Dich tez i f f e rn zeigen 
für Deutschland erhebliche Beschä f t i gungspo ten t i a l e im Dienstleistungssektor 
an. Ü b e r s c h l a g s m ä ß i g kann eine D iens t l e i s t ungs lücke von brutto bis zu 7,5 
M i l l i o n e n Arbe i t sp lä t zen g e g e n ü b e r der Dienstleistungsbenchmark U S A ab-
geleitet werden. 
Eine Ne t togröße für die Diens t le i s tungs lücke von 3,1 bis 3,6 M i l l i o n e n erhält 
man, wenn man die Diens t le i s tungs lücke nicht auf der Basis der Wirtschafts-
zweige, sondern auf der Basis der ausgeübten Tät igke i ten berechnet. Aber nicht 
nur in den U S A , sondern auch i m europä ischen Vergle ich werden zum T e i l deut-
l ich höhere Dienstleistungsdichten realisiert als in Deutschland. E i n erheblicher 
T e i l dieser Diens t le i s tungs lücke besteht im Bereich einfacher Dienstleistungen. 
A u c h wenn diese internationalen Vergleiche die L ü c k e in dem M a ß e über-
zeichnen, in dem die amtlichen Erwerbs tä t igens ta t i s t ik die t a t s äch l i che gering-
füg ige B e s c h ä f t i g u n g un te re r f aß t , bieten diese Ü b e r s c h l a g s r e c h n u n g e n doch 
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A n l a ß zur Vermutung, daß durch eine stärkere Lohnspreizung und durch die 
Etablierung eines Niedriglohnsektors zusätz l iche Beschäf t igungspoten t ia le er-
schlossen werden können . 
(4) Das Arbeitsangebot für einen Niedriglohnsektor kann sich aus dem Kreis 
der Arbeitslosen und der Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen M a ß n a h m e n , 
der arbe i t s fähigen Soz ia lh i l feempfänger wie auch aus den ger ingfügig Be -
schäf t ig ten rekrutieren. Unter den registrierten Arbeitslosen waren zuletzt rund 
1,5 M i l l i o n e n Personen ohne Ausbi ldung. Weitere 500.000 Personen waren 
vorher als Nichtfacharbeiter und einfache Angestellte beschäf t ig t . H i n z u kom-
men rund 1,1 M i l l i o n e n Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen Programmen 
(Weiterbildung, Rehabilitation, Beschäf t igungsangebote ) . Je nachdem, welcher 
Anspruch an die Beschäf t igungsförderung durch einen Niedriglohnsektor ge-
richtet wird, kann dieses Teilnehmerpotential ganz oder teilweise erschlossen 
werden. 
D a r ü b e r hinaus m u ß aber auch die Potentialseite in den B l i c k genommen 
werden. Z u m einen ist der Kre i s der a rbe i t s f äh igen S o z i a l h i l f e e m p f ä n g e r im 
e r w e r b s f ä h i g e n A l t e r auf rund 1 M i l l i o n und damit deut l ich h ö h e r als in den 
of f iz ie l len S c h ä t z u n g e n von 650.000 zu veranschlagen. Z u m anderen sind i m 
Bere i ch ge r ing füg ige r B e s c h ä f t i g u n g bereits jetzt - je nach Untersuchungsan-
satz - 1,6 bis 5,6 M i l l i o n e n Menschen i n ü b e r w i e g e n d einfachen und geringer 
entlohnten T ä t i g k e i t e n beschäf t ig t . V o n diesem A r b e i t s k r ä f t e e i n s a t z wird 
nur ein T e i l i n der amtl ichen E r w e r b s t ä t i g k e i t s s t a t i s t i k e r faß t . D i e Etablie-
rung eines Niedriglohnsektors wä re also mithin nur zu einem geringeren T e i l 
direkt registerwirksam und k ö n n t e deshalb die offene und verdeckte Arbei ts-
los igkei t nur i n vermindertem Umfang verringern. D a r ü b e r hinaus w ü r d e die 
„ U m b u c h u n g " von ge r ing füg ig Beschä f t i g t en aus dem Erwerbspersonenpo-
tential i n registrierte B e s c h ä f t i g u n g i m ersten Arbei tsmarkt und die E inbu-
chung von H L U - E m p f ä n g e r n auf dem B e s c h ä f t i g u n g s k o n t o zu einer Steige-
rung der deutschen Erwerbsbetei l igung wie auch der E r w e r b s t ä t i g e n q u o t e 
führen . 
(5) D ie - je nach Statistik unterschiedlich starke - Expansion der geringfügigen 
Beschäf t igung ist sowohl ein aussagekräf t iger Beleg für die Beschäf t igungswirk-
samkeit eines Niedriglohnsektors wie auch für das Vorhandensein einer Nach-
frage nach einfachen Dienstleistungen. Denn ein wicht iger Faktor für die Nach-
frage nach einfachen Dienstleistungen ist neben Qua l i t ä t , F lex ib i l i t ä t und Pro-
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dukt iv i tä t der Preis dieser Leistung. D ie Pre i se las t iz i tä t der Nachfrage sowohl 
bei Unternehmen als auch bei privaten Haushalten ist ceteris paribus um so 
größer , je weniger qualifikationsintensiv eine Dienstleistung ist. Daher unter-
liegen insbesondere einfache Dienstleistungen im Bere ich der Unternehmen 
der Substitutionsbedrohung durch den Einsatz von Kap i t a l . Im Bere ich der 
privaten Haushalte dagegen konkurrieren sie - analog zur make or buy-Ent-
scheidung in der Industrie - mit der Eigenfertigung durch die Haushalte. E i n 
wesentlicher Bestimmungsfaktor für den Verkaufspreis der Dienstleistungen 
wiederum ist der Produzentenlohn, also das Direktentgelt zuzüg l i ch der Perso-
nalzusatzkosten. 
F ü r das Arbeitsangebot im Bere ich einfacher T ä t i g k e i t e n hingegen ist - dies 
läß t sich in einem Einkommens-Fre ize i t -Mode l l zeigen - zum einen der K o n -
sumentenreallohn nach A b z u g der auf den Arbeitseinsatz entfallenden Steu-
ern und Sozialabgaben m a ß g e b e n d . Z u m anderen bestimmen die Opportu-
n i t ä t skos t en der entgangenen Freizei t die H ö h e des Arbeitsangebots. Diese 
umfassen auch die Trans fe re inkünf t e bei einem Arbeitsangebot von N u l l . D ie 
Festlegung des Sozialhi lfeniveaus markiert damit die unterste Schwel le für 
das Arbe i t smark t -Ta r i fge füge und einen impl iz i t en Mindes t lohn für den A r -
beitsmarkt, der wie eine Sperrkl inke für die Lohnpo l i t i k wirkt . Zudem wirken 
auch noch die Anrechnungsregeln bei der Sozia lh i l fe a n r e i z s t ö r e n d . Die 
W a h l zwischen Arbei tse inkommen und Freizei t wi rd zudem durch Elemente 
des Familienlastenausgleichs und durch die Ü b e r n a h m e der Wohnkosten zu-
gunsten des Sozialhi lfebezugs verzerrt. Insbesondere bei Menschen mit ein-
g e s c h r ä n k t e n Qual i f ikat ionen stellt s ich bei einer bestimmten Familienkon-
stellation die Frage nach einem ausreichenden Abstand zwischen Lohne in -
kommen als P r i m ä r e i n k o m m e n und dem Sozialhi l feanspruch als Sekun-
d ä r e i n k o m m e n . N u r auf der Basis einer V e r g l e i c h s b e s c h ä f t i g u n g , die qual i f i -
kationsbedingt einem starken V e r d r ä n g u n g s d r u c k unterliegt, kann das A b -
standsgebot empir isch überprüf t werden. Diese E m p i r i e steht bisher noch 
aus. 
(6) Sowohl mit B l i c k auf das Arbeitsangebot wie auch auf die Arbei tsnach-
frage kann mithin die Forderung nach einer s t ä rke ren Spreizung der Ent loh-
nung g e m ä ß den am Arbeitsmarkt vorhandenen P roduk t iv i t ä t en plausibi l is iert 
werden. Gerade die amerikanischen Erfahrungen zeigen jedoch, daß eine stärkere 
Lohnspreizung zu „poverty on the job" (Armut trotz Arbeit) führen kann, die in 
Deutschland gesellschaftlich nicht akzeptiert ist und deren ö k o n o m i s c h e Konse-
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quenzen alles andere als klar sind. Deshalb beziehen Konzepte zur Armutsver-
meidung auch Über l egungen zu einer transferpolitischen Flankierung einer 
Niedriglohnstrategie mit ein. Für einkommenspolitischen Hi l fen gibt es ver-
schiedene instrumentelle Ansatzpunkte, mit denen durch eine p roduk t iv i t ä t sge -
rechte Marktentlohnung und eine größere Lohnspreizung mehr Beschäftigung 
im ersten Arbeitsmarkt angebahnt werden kann. Je nach der gewäh l t en Gliede-
rungssystematik kann bei den verschiedenen öffent l ichen Leistungen unter-
schieden werden in 1) arbeitsangebotsseitig (bei Erwerbspersonen) oder ar-
beitsnachfrageseitig (bei öffentl ichen und privaten Arbeitgebern) ansetzenden 
Leistungen, 2) direkten (ausgezahlten) oder indirekten ( zah lungsve rgüns t igen -
den) Transfers, 3) Subventionen (an Unternehmen) oder Sozialtransfers (an 
Personen und private Haushalte) sowie 4) in Lohn(satz)subventionen und E i n -
kommenssubventionen. 
D i e Diskussion um die angemessene Form einer einkommenspolit ischen Flan-
kierung läuft inzwischen auf einen Instrumentenstreit zwischen Lohnsubven-
tionen einerseits und Negativsteuerkonzepten als A u s p r ä g u n g einer E i n k o m -
mensubvention andererseits hinaus. Diese Debatte leidet jedoch begriffl ich 
darunter, daß es zwischen einer Lohn(satz)subvention und einer Einkommen-
subvention i n Form einer arbeitsmarktorientierten Negativsteuer gewisse Ähn-
l ichkeiten gibt: Definiert man eine Lohnsubvention als eine lohne rgänzende 
Zahlung an Arbeitnehmer, die Negativsteuer in ihrem Transferbereich hinge-
gen als Einkommensubvention, so sind beide Instrumente arbeitsmarktpolitisch 
durchaus enge Substitute. Fü r beide Grundformen einer einkommenspoli t i -
schen Flankierung gibt es drei entscheidende Parameter, die ü b e r das einzuset-
zende Transfervolumen entscheiden. D e m garantierten Grundeinkommen 
(Exis tenzminimum) in der Variante der Einkommensubvention entspricht der 
garantierte Mindest lohn i m Lohnsubventionsmodell . Der Transfergrenze 
(break-even-Einkommen) i m Negativsteuermodell entspricht der Break-even-
Lohnsatz, bis zu dem subventioniert wi rd . Sch l i eß l i ch bestimmen der Trans-
ferentzugssatz bzw. der lohnbezogene Subventionsabbausatz - gleichsam der 
degressive V e r l a u f der Stundenlohnsubvention - bei einem gegebenen E i n -
kommen oder Lohnsatz übe r die Transfergrenze bzw. den break-even-Lohn-
satz. 
(7) Al le rd ings weisen beide Mode l l e hinsicht l ich ihrer Arbeitsmarktwirkungen 
gravierende theoretische Unterschiede auf. Dies gilt zunächs t für ihre fiskali-
schen Konsequenzen, denn beide Transferalternativen wirken fiskalisch zunächst 
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in entgegengesetzte Richtungen. B e i einer Lohn(satz)subvention nimmt das 
Transfervolumen mit der angebotenen Arbeitszeit der Subvent ionsempfänger zu. 
B e i einer Einkommenssubvention dagegen nimmt das Transfervolumen bei ei-
nem steigenden Einkommen - unabhängig von der Einkommensquelle - ab. B e i 
gleichen quantitativen Arbeitsangebotswirkungen wäre mithin die Einkommen-
subvention aus der fiskalischen Perspektive betrachtet die güns t igere Alterna-
tive. Sie läßt sich zudem administrativ besser kalkulieren und kontrollieren als 
eine Lohnsatzsubvention, deren Transferbedarf von der Arbeitsangebotsreaktion 
abhängt und damit i m Erfolgsfall pr inzipiel l „nach oben offen" ist. 
Diese fiskalischen E r w ä g u n g e n können sich jedoch bei Berücks ich t igung von 
wohlfahrtsökonomischen Effekten in ihr Gegenteil verkehren, die sich im Kern 
auf die Frage nach den durch beide Arrangements ausgelös ten Arbeitsanreizen 
reduzieren lassen. Hier fällt das Kalkül eindeutig zugunsten der Lohnsubvention 
aus. In einem E i n k o m m e n - F r e i z e i t - M o d e l l kann gezeigt werden, daß bei einer 
Einkommensubvention sowohl der Einkommens- als auch der Substitutionsef-
fekt in die Richtung einer Verminderung des Arbeitsangebots laufen: D a eine 
Einkommensubvention ein vorhandenes Einkommen völl ig unabhäng ig davon 
aufstockt, aus welcher Quelle es stammt, entfällt auch der Anre iz zur Ausdeh-
nung des Arbeitsangebots und zur Kürzung der Freizeit. Jede hinzuverdiente 
Einkommensmark reduziert den Transferbedarf, was einer Besteuerung des 
Marktlohnsatzes entspricht. 
D e m g e g e n ü b e r belohnt eine Lohnsatzsubvention jede zusä tz l iche Arbeitsstunde 
mit einem staatlichen Transfer. Während damit zwar - wie bei der Einkommen-
subvention - der Einkommenseffekt in Richtung eines verminderten Arbeitsan-
gebots wirkt, läuft der Substitutionseffekt weiterhin in Richtung eines zusätzl i-
chen Arbeitsangebots und einer Verringerung der Freizeitwahl. D a die E inkom-
mensubvention also die Entscheidung für die Erzielung von Arbeitseinkommen 
verteuert, die Lohnsubvention diese Entscheidung jedoch verbill igt, kann es we-
nig überraschen, daß die Einkommensubvention beim Empfänge r ein Steuerver-
meidungsverhalten - die E inschränkung seiner Arbeitsleistung - nach sich zieht, 
während die Lohnsubvention statt dessen ein Transfermehrungsverhalten, also 
einen verstärkten Arbeitseinsatz bewirkt. 
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(8) Den derzeit ausgereiftesten Vorschlag einer Einkommenshilfe für Niedr ig -
verdiener stellt das sogenannte Kombi -E inkommen dar. A l s nega t ivs teuerähn-
l ichen Variante einer Einkommensubvention wähl t es den Parameter der Ver -
minderung der Grenzentzugsraten beim Hinzuverdienst von Sozialhilfeemp-
fängern und sieht vor, arbei ts fähigen Soz ia lh i l feempfängern bei der Aufnahme 
einer niedrigentlohnten Beschäf t igung - gestaffelt nach der absoluten H ö h e des 
Hinzuverdienstes (bis 1.000, zwischen 1.000 und 1.500 und übe r 1.500 D M ) -
30, 20 oder 10 Prozent der Differenz zwischen dem Hinzuverdienst und einem 
Anrechnungs-Freibetrag, der je nach Familienstatus zwischen 80 und 150 D M 
zuzüg l i ch 50 D M pro K i n d beträgt , nicht auf den Sozialhilfeanspruch anzu-
rechnen. Der bisherige Grenzentzugssatz von nahezu 100 Prozent würde damit 
auf 70 bis 90 Prozent reduziert, was positive Arbeitsangebotseffekte entfalten 
k ö n n t e . 
Ü b e r s e t z t i n die oben genannten Parameter (garantiertes Mindeste inkommen, 
Transfergrenze und Transferentzugsrate) läßt also das K o m b i - E i n k o m m e n 
das bestehende Exis tenzmin imum - den Sozialhi l febedarf - unve rände r t . 
D u r c h eine Verminderung der Transferentzugsrate steigt i m M o d e l l der A n -
reiz zum Hinzuverdienst . Es k ä m e zu Einsparungen für die Soz ia lh i l f e t r äge r 
i n H ö h e des um die A b z ü g e verminderten Hinzuverdienstes. Al le rd ings wi rd 
bei einem konstanten garantierten Mindes te inkommen und einer verminder-
ten Transferentzugssatzes die Transfergrenze in den Bere ich oberhalb des jet-
z igen Sozialhi l feeinkommens hinein verschoben. Dami t wachsen zusä t z l i che 
Einkommensbezieher in den Anspruch auf e r g ä n z e n d e Sozia lh i l fe hinein. 
A u c h wenn ein strenger Zielgruppenbezug auf jetzige Sozialhi lfebezieher 
vorgenommen w ü r d e , ist mi thin i n diesem Konzept eine horizontale U n -
gleichbehandlung zwischen Sozialhi l febeziehern und Einkommensbeziehern 
i n der N ä h e der Transfergrenze nicht zu vermeiden. Diese S c h w ä c h e des M o -
dells kann auch nicht dadurch wettgemacht werden, d a ß bei einer entspre-
chenden Reakt ion der Arbeitsnachfrage auf s t ä rke r gespreizte Tarife die 
Sanktionsbewehrung des B S H G i m Fa l le der Z u r ü c k w e i s u n g zumutbarer B e -
s c h ä f t i g u n g besser durchgesetzt werden, so d a ß insgesamt vie l le icht E i n -
sparungen m ö g l i c h sind. 
(9) Fal l s die horizontale Ungleichbehandlung ausscheidet und eine Reform zu-
mindest budgetneutral bleiben sol l und daher die Transfergrenze unangetastet 
läßt , bleibt als Option nur die Ve rände rung der Variable Exis tenzminimum. Die 
Verminderung des Transferentzugssatzes und damit die H ö h e des Arbei ts- und 
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Hinzuverdienstanreizes kann bei B u d g e t n e u t r a l i t ä t um so h ö h e r ausfallen, je 
stärker das Existenzminimum für arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger abge-
senkt w i rd . Diese Absenkung des Mindeste inkommens kann bei einer ver-
minderten Anrechnung der Erwerbseinkommen auf den Sozialhi l feanspruch 
die a rbe i t s f äh igen Soz i a lh i l f eempfänge r besser stellen als i m Status Quo. 
Dieser m o n e t ä r e A n r e i z ist Arbei tsverpfl ichtungen - zum B e i s p i e l i m Rah-
men von Gemeinschaftsarbeiten - vorzuziehen. Offen bleibt dabei zunächs t 
die Behandlung des Mindesteinkommens für n i c h t e r w e r b s f ä h i g e Soz ia lh i l fe -
e m p f ä n g e r . E ine Abstufung des Exis tenzminimums nach dem Grad der A r -
be i t s f äh igke i t erschiene in einem solchen Arrangement u n u m g ä n g l i c h zu 
sein. 
(10) Das Operieren mit veränder ten Transferentzugsraten und Mindestein-
kommen i m Rahmen einer Sozialhi lfenovell ierung m u ß allerdings die 
Tauschmengen einer einkommenssubventionierten N ied r ig lohnbeschä f t i gung 
mit geringqualifizierten Tä t igke i t en im Rahmen ge r ingfüg ige r Beschäf t igung 
und von Schwarzarbeit i n Rechnung stellen. Das Ge r ing füg igke i t s a r r angemen t 
kann dabei durchaus als effiziente impl iz i te Lohnsubvention angesehen wer-
den, gegen die eine neue alternative Trans fe r lö sung konkurrieren würde . In 
eine Reformdebatte gehör t daher auch die ge r ing füg ige Beschä f t i gung hinein. 
Ihre Expans ion zeigt, daß die Befreiung von Sozialversicherungsabgaben be-
schäf t igungspo l i t i sch wirksam sein kann. Je nach Zielgruppe der Po l i t ik sind 
daher unter U m s t ä n d e n unterschiedliche Transferarrangements angemessen. 
Kontrol l ier te soziale Experimente sollten daher empirische Anhaltspunkte 
dafür liefern, welches Subventionsarrangement für welche Zielgruppe eff iz i -
ent i m Sinne einer Double Div idend aus Arbeitsmarktintegration und gesamt-
fiskalischer Ersparnis ist. 
(11) Befü rwor te r einer Niedriglohnstrategie stehen derzeit noch in dreifacher 
Hinsicht in empirischer Beweisnot. Z u m ersten sind nicht nur in Deutschland 
die spezifischen Arbeitslosenquoten Geringqualifizierter wesentlich höher als 
jene der Qualif izierten. Vie lmehr fällt der Abstand im Referenzland U S A noch 
deutlicher aus als hierzulande. Zweitens ist eine Niedriglohnstrategie nur dann 
dauerhaft erfolgversprechend, wenn es zu einer Aufwär t smobi l i t ä t im Arbeits-
markt und nicht zu einer „ low s k i l l - bad job-trap" kommt. Neuere O E C D - U n -
tersuchungen zeigen jedoch keine signifikanten Unterschiede in der fünfjähri-
gen Verd iens tmobi l i t ä t , das heißt des Wechsels von niedrigeren in höhe re Ver -
dienstquintile, zwischen den U S A und Deutschland. Drittens schl ießl ich ist bis-
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her die Frage empirisch nicht geklärt, wie die längerfristige Produktivitäts- und Real-
einkommensperformance der Niedriglohnstrategie im Vergleich zur bisherigen Hoch-
lohnstrategie ist. 
M i t B l ick auf die derzeitige Arbeitsmarktsituation in Deutschland wäre allerdings ein 
arbeitsintensiverer gesamtwirtschaftlicher Expansionspfad in jedem Fal l wünschens-
wert. Selbst wenn man den Trade-off zwischen Beschäftigungs- und Realeinkom-
mensbilanz berücksichtigt, spricht vieles für eine Neutarierung der Interessen von A r -
beitsplatzbesitzern und Arbeitsuchenden. Diese Frage wird international nicht immer 
zugunsten der Arbeitsplatzbesitzer beantwortet. Langfristig wird sich auch die Real-
einkommensbilanz wegen der Kosten der Arbeitslosigkeit nicht gegen eine schlechte 
Beschäftigungsbilanz verteidigen lassen. Deshalb gehört der Beschäftigung Vorrang 
vor der Realeinkommens- und Lebensstandardsicherung der Beschäftigten. In den 
Worten Richard Freemans: „High employment may be a better starting point for rai-
sing the living Standards of the poor than relatively high l iving Standards are a starting 
point for increasing employment". 
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Horst Miethe 
Podiumsdiskussion: Massenarbeitslosigkeit und Beschäftigungspolitik 
In einem Streitgespräch zum Thema der Jahrestagung „Massenarbeitslosigkeit und 
Beschäftigungspolitik" diskutierten unter der Leitung von Dr. Hans Gerhard Mendius 
(Institut für Sozialwissenschaftliche Forschung e.V., ISF München) vor und mit den 
Plenum Dr. Hans-Peter Klös (Institut der deutschen Wirtschaft e.V., Köln), Dr. Sybill 
Klotz (Bündnis 90/Die Grünen, Berlin), MR Dr. Rainer Lubk (Sächsisches Staatsmini-
sterium für Wirtschaft und Arbeit) und Dr. Hilmar Schneider (Institut für Wirtschafts-
forschung, Halle). 
Das Streitgespräch konzentrierte sich - anknüpfend an die in den vorangegangenen 
Plenumsbeiträgen geäußerten Positionen - vor allem auf drei Schwerpunkte/Fragen-
komplexe: 
(1) In einem ersten Diskussionsblock ging es noch einmal um die unterschiedlichen 
Sichtweisen der Ursachen der Massenarbeitslosigkeit und die Beurteilung der aktuell 
diskutierten Alternativ Strategien zu ihrer Bekämpfung. 
Bekanntlich hatte sich vor dem Hintergrund der langanhaltenden Prosperität der Nach-
kriegszeit und dem damit verbundenen raschen Abbau der Arbeitslosigkeit bis hin zur 
„Vollbeschäftigung" Ende der 50er bis Anfang der 70er Jahre die Vorstellung in Politik 
und Wissenschaft stark verbreitet, daß das in der Zeit der Weimarer Republik mit fata-
len Folgen aufgetretene Gespenst der Massenarbeitslosigkeit (vor allem über unbe-
grenztes Wachstum, gegebenfalls mit Korrekturen durch eine Globalsteuerung) wirk-
sam und endgültig zu bannen sei. Diese Vorstellung - das SAMF-Gründungsmitglied 
B . Lutz sprach vom „kurzen Traum immerwährender Prosperität" (1984) - hat sich in 
den zurückliegenden Dekaden offensichtlich als absolut unzutreffend erwiesen. Mas-
senarbeitslosigkeit hat sich erneut entwickelt und auf immer höherem Niveau verstetigt. 
Z u fragen ist nach den Ursachen, die dazu geführt haben. W o r i n liegen die 
G r ü n d e für eine def iz i täre Angebots- und / oder Nachfragepolit ik? W i e kann 
man auf einen erneuten Wachstumspfad zurückkehren und wet tbewerbsfähige Be-
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schäftigung auf dem erforderlichen Niveau schaffen, ohne nur Arbeitslosigkeit umzu-
verteilen? 
So war unter anderem die These der „Sättigung der Gütermärkte" vor dem Hinter-
grund der Globalisierung zu hinterfragen und die Frage nach der „Dienstleistungs-
lücke" aufzuwerfen. 
E i n weiteres Problem: Wird der Bestand unserer zivilen Gesellschaftsform und somit 
auch der Demokratie und der sozialen Marktwirtschaft nicht auch davon abhängen, ob 
uns die nachhaltige Reduzierung der Massenarbeitslosigkeit gelingt, und so soziale 
Verwerfungen verhindert werden können? Müssen wir angesichts der Polarisierung 
von Reichtum und Armut in unserer Gesellschaft nicht zu einem Re-/Umverteilungs-
konzept kommen? Wie sind unter diesem Gesichtspunkt die vorliegenden Strategie-
angebote zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit zu bewerten? 
(2) E i n zweiter Diskussionskomplex gruppierte sich um die Problematik der Instru-
mente einer wirksamen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik. 
Welche Instrumente/Mittel in welcher mengen- und preisorientierten Form (aktive 
Arbeitsmarktpolitik, Lohnsubventionen, negative Einkommenssteuer, Arbeit statt So-
zialhilfe, Existenzgründungen aus Arbeitslosigkeit etc.) sollten im Rahmen einer 
wirksamen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik realisiert werden? Wie müssen 
wir auf Veränderungen in den Qualifikationsstrukturen und auf die Ausgrenzung be-
stimmter Bevölkerungsschichten (ältere Arbeitnehmer, Jugendliche, U n -und Ange-
lernte) reagieren? 
(3) Drittens schließlich ging es um Wege zu mehr Beschäftigung. 
Sind die maßgeblichen Akteure ( E U , Bund, Länder, Sozialpartner, Bundesbank) an-
gesichts der Globalisierung überhaupt noch in der Lage, wirksame arbeitsmarktbezo-
gene „Rettungsmaßnahmen" durchzuführen? Oder ist dies eine irrige Annahme, aus-
gehend von der Illusion, regulierend in das weltweite Marktgeschehen eingreifen zu 
können? 
Brauchen wir einen „ lebendigen Arbeitsmarkt" ohne Beschränkungen , damit ein 
K l i m a , das Investitionen begünst ig t und somit für zusä tz l iche Arbei tsplä tze i m 
Lande sorgt, erreicht wird? Oder müssen wi r angesichts der Dauer und Höhe der 
Massenarbeitslosigkeit in Europa und der Bundesrepublik Deutschland eine U m -
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Steuerung von einer wachstumsorientierten zu einer verteilungsorientierten Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik vornehmen? 
Im Folgenden soll auf einige der im Kontext zum o.g. Fragenkatalog i m Streitge-
spräch geäußerten Positionen und Argumente näher eingegangen werden. 
1. Zu den Ursachen der Massenarbeitslosigkeit 
Übereinst immung bestand bei allen am Streitgespräch Beteiligten darin, daß die ge-
genwärtige Massenarbeitslosigkeit kein unabänderliches Naturereignis ist. Z u den 
hinter ihr stehenden Ursachen war die Meinung jedoch - wie zu erwarten - weniger 
einheitlich. 
Hier wurden auf dem Hintergrund der aktuellen Situation u.a. thematisiert und diskutiert: 
(1) der Wandel in der Wirtschaft; 
(2) der Zusammenhang von Wachstum und Umverteilung 
(Kapitalmangelarbeitslosigkeit); 
(3) die Dienstleistungslücke; 
(4) die Ausländerbeschäftigung. 
Zu(l) 
Konstatiert wurde im Streitgespräch eine Entkopplung von Wachstum und Beschäf-
tigung in der Bundesrepublik Deutschland im Ergebnis einer rapiden Steigerung der 
Arbeitsproduktivität, die nicht durch Arbeitszeitreduzierung aufgefangen wurde. Sie 
geht einher mit einer Reduzierung der Aktivitäten der öffentlichen Hand, der Auf-
spaltung von Beschäftigungsverhältnissen, dem Aufweichen des Kündigungs-
schutzes sowie einer Polarisierung der Einkommen in Richtung einer Umverteilung 
von unten nach oben. 
Geäußert wurde weiter, daß bisherige politische Lösungsansätze die Probleme von 
heute mit der Bri l le von gestern sehen und nicht zur Kenntnis nehmen würden, was in 
den Bereichen Arbeit und Bildung vor sich geht. Allerdings war man auch einhellig 
der Meinung, daß es zur Überwindung der Probleme keinen Königsweg gibt. 
D i e These der Entkopplung von Wachstum und Beschäf t igung fand Zust im-
mung: D ie Wirtschaftspolitik könne in der Tat die Beschäf t igungs lücke aufgrund 
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des enormen Produktivitätsfortschritts nicht mehr schließen, auch nicht durch neue 
Produkte, da diese ständig effizienter produziert würden. Wollte man beispielsweise 
das Bruttoinlandsprodukt von 1960 mit der Produktivität von 1995 herstellen, so 
wären dazu 10 M i o . Erwerbstätige erforderlich. 1960 waren dafür noch 28 M i o . Be-
schäftigte nötig. 
Hervorgehoben wurde die besondere Relevanz dieser Problematik für die Massenar-
beitslosigkeit in den neuen Bundesländern. Hier besteht ein Dilemma darin, daß durch 
Investitionen in moderne Technologien zwar eine auf dem Weltmarkt konkurrenz-
fähige hohe Produktivität erreicht werden kann, zugleich aber mit vergleichsweise ho-
hem Aufwand nur relative wenige Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Zu (2) 
Im Kontext der These der Kapitalmangelarbeitslosigkeit wurde in der Diskussion her-
vorgehoben, daß sich in der Bundesrepublik in den letzten 15 Jahren eine Umvertei-
lung in vierstelliger Milliardengröße von den Arbeits- zu den Gewinneinkommen 
vollzogen habe und zwar im primären wie im sekundären Verteilungsprozeß. Die Legiti-
mation dieses Umverteilungsprozesses in Deutschland sei - wie international auch - die 
Verfügbarmachung von Mitteln für Investitionen gewesen. Dementsprechend könne 
auch nicht von einer Kapitalmangelarbeitslosigkeit in Deutschland gesprochen wer-
den. Z u fragen sei allerdings, warum dieses Geld in dreistelliger Dollar-Milliarden-
größe auf internationalen Finanzmärkten gelandet und nicht für Investitionen in 
Deutschland eingesetzt worden sei. 
Dennoch gäbe es im gewissen Sinn eine Kapitalmangelarbeitslosigkeit. Hinsichtlich 
der Verteilung innerhalb der Gewinneinkommen ist nämlich tatsächlich ein Kapital-
mangel in ganzen Sektoren der deutschen Wirtschaft und ein Kapitalüberfluß in ande-
ren, im wesentlichen monopolisierten Sektoren konstatierbar, so im Bankenbereich, 
i m Bereich einiger Großindustrien und in einem schmalen Segment von Privathaus-
halten. Eine ganze Reihe von Mechanismen - unter anderem die Steuerpolitik - be-
günstigen gegenwärtig eine Einkommens- und Vermögensverteilung, die investiti-
onsverhindernd ist. 
In der Diskussion wurde darauf verwiesen, daß nicht übersehen werden dürfe, 
daß sich der Geldeinsatz am internationalen Kapitalmarkt nur deshalb lohne, 
wei l das Ge ld von dort in Sachinvestitionen fließe. Es würde letztlich in Arbeits-
plätze investiert, denn nur die brächten die Renditen. Dem wurde entgegengehalten, 
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daß nur noch zwei Prozent des Devisentransfers nach statistischen Angaben mit real 
existierenden Gütern und Leistungen verbunden wären. 
Zu (3) 
Über die Existenz einer „Dienstleistungslücke", ihre Größenordnung und ihre Wir-
kung auf den Arbeitsmarkt als Ursache der derzeitigen Beschäftigungslücke bestehen 
unterschiedliche Auffassungen. 
Für ihre Existenz spricht, daß Deutschland mit 80 Arbeitsplätzen pro 1000 Einwohner 
einen weit geringeren Besatz an Dienstleistungsarbeitsplätzen aufweist, als Amerika 
oder Japan. Dies bezieht sich insbesondere auf personenbezogene und haushaltsbezo-
gene Dienstleistungen, wie Hotellerie, Gastronomie, soziale Dienstleistungen (hier 
gilt beispielsweise die Altenbetreuung als ein großes Beschäftigungsreservat). 
Eine der im Streitgespräch vertretenen Positionen ging nun dahin, diese Lücke 
nicht - wie häufig argumentiert wird - nur über einfache Arbeitsplätze, über eine 
Niedriglohnstrategie zu schließen, sondern eine duale Strategie zu verfolgen. Da-
bei sollte am „Hochlohnprodukt ivi tä tsmodel l" für alle die festgehalten werden, die 
dafür von ihrer Qualifikation her die erforderlichen Voraussetzungen mitbringen. 
Das würde in der Konsequenz allerdings zu einer stärkeren Spreizung der Entloh-
nung führen. Anzustreben sei eine marktbestimmte Entlohnungsform, d.h. ein Ent-
lohnungsfächer, der zu dem Fächer am Arbeitsmarkt von den angebotenen Qualif i-
kationen her paßt. Erst wenn diese marktbestimmte Entlohnungsform nicht die A n -
sprüche erfüllt, die an die Einkommenspolitik zu stellen sind, sollte über eine 
transferpolitische Flankierung nachgedacht werden. A l s entsprechende Modelle 
dafür wurden Kombi-Lohnmodelle, negative Einkommenssteuer, Lohnkostenzu-
schüsse an Unternehmen, Einkommenshilfen an Arbeitnehmer und 6 1 0 - D M - A r -
rangements genannt. 
D ie Nachfrage nach einfachen Dienstleistungen - so die Diskuss ion einerseits -
könne bei bestimmten Bedingungen durchaus expandieren und zu Beschäf t i -
gungsmög l i chke i t en führen, die es e rmögl ichen , einen T e i l des verfügbaren E i n -
kommens über Arbeitseinkommen zu erzielen, der dann durch M a ß n a h m e n , wie 
die oben angeführten, e rgänzt werden müsse . Allerdings wi rd dabei das M i -
schungsverhä l tn i s anders zu gestalten sein als bisher. Anstatt Übe rgangsa rbe i t s -
märk te zu schaffen (siehe dazu das Tagungsreferat von Gün the r Schmid) sollten 
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„am Arbeitsmarkt Scharniere eingebaut" werden, die dafür sorgen, daß niedrig ent-
lohnte Arbeit durch Transferzahlungen ergänzt wird. 
Anderseits wurde vor einer undifferenzierten Hoffnung auf quasi automatisch zu er-
wartende zusätzliche Beschäftigung durch den Übergang zur Dienstleistungsgesell-
schaft gewarnt. Es müßten deutlich zwei Bereiche unterschieden werden: 
a) wirtschaftsnahe, hochqualifizierte und auch sehr gut dotierte Dienstleistungen; 
b) einfache Dienstleistungen, z .B. „Dienstbotentätigkeiten". 
Auch die Perspektive der Dienstleistungsgesellschaft würde dementsprechend - so-
fern keine Gegensteuerung erfolgt - zu stärkerer sozialer Spaltung führen. Vor allem 
die Frauen, als besonders von der Arbeitslosigkeit Betroffene würden mit hoher Wahr-
scheinlichkeit in die Dienstbotenjobs gedrängt. Be im Einsatz von Fördermitteln für 
Frauenbeschäftigung sollte deshalb gut überlegt werden, ob dies wirklich im hauswirt-
schaftsnahen Dienstleistungsbereich oder nicht besser in anderen Feldern erfolgen 
sollte. Die bisherigen Förderaktivitäten zur Schaffung von Beschäftigung im Dienstlei-
stungssektor bewegen sich nämlich nahezu ausschließlich im Bereich der Hauswirt-
schaft, also typischer Dienstbotentätigkeiten. Typisch dafür ist der „Dienstleistungs-
scheck", eine beschäftigungspolitische Aktivität der Bundesregierung. Auch relevante 
Modellversuche in einzelnen Bundesländern prüfen lediglich im Bereich der Hauswirt-
schaftsdienstleistungen, ob Beschäftigungspotentiale entwickelt werden können. 
Zu (4) 
Der reale Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Demokratiegefährdung wird 
unter anderem an der Behauptung plastisch, daß Migranten den Deutschen die Arbeit 
wegnähmen. Rechte suchen auch in politischen Gremien Einfluß zu gewinnen und 
dort zu suggerieren, daß das Zurückdrängen der Beschäftigung von Ausländern als 
Lösung des deutschen Beschäftigungsproblems fungieren könne. 
In diesem Kontext wurde darauf verwiesen, daß die Arbe i t sämter 1996 zwar 1,3 
M i o . Arbeitserlaubnisse für Aus länder erteilt haben, es sich dabei jedoch bei rd. 
900.000 davon um eine sogenannte allgemeine Arbeitserlaubnis handele. Sie ist 
befristet und wird nur erteilt, wenn eine Prüfung ergeben hat, daß für die fragli-
che Tä t igke i t kein deutscher Arbeitnehmer zu finden ist. B e i der übe rwiegenden 
Zah l der Fäl le handelt es sich zudem ledigl ich um eine Ver l änge rung einer be-
reits existierenden Arbeitsgenehmigung oder um einen Wechsel zu einem ande-
Gensior/Mendius/Miethe/Steinke (1998): Massenarbeitslosigkeit und Beschäftigungspolitik. 
URN: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-100058 
ren Arbeitgeber. Das heißt, zusätzliche Arbeitserlaubnisse sind nur in sehr geringem 
Umfang erteilt worden - ein auch nur annähernd substantieller Beitrag zur Lösung 
des Arbeitslosigkeitsproblems wäre von einer restriktiveren Handhabung daher nicht 
zu erwarten. 
2. Instrumente einer wirksamen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
Einigkeit in den Auffassungen bestand darüber, daß eine intensivere Nutzung des 
zweiten Arbeitsmarkts' auf keinen Fal l ausreichen könne, um Vollbeschäftigung zu 
erreichen und zu sichern. Das Primärziel müsse die Schaffung von mehr Arbeitsplät-
zen im ersten (regulären) Arbeitsmarkt bleiben. Aufgrund der gegenwärtigen Verfas-
sung unseres Beschäftigungssystem wird der zweite Arbeitsmarkt aber unbedingt 
benötigt. Zudem sei es auch aus Gründen des Selbstwertgefühls der Betroffenen und 
in der Perspektive der späteren Wiedereingliederbarkeit weit positiver, von eigener 
Arbeit zu leben (wenn auch von sozialpolitisch gestützter), als keine Arbeit zu haben 
und auf Lohnersatzleistungen angewiesen zu sein. Über den anzustrebenden Umfang, 
die Ausrichtung, den vertretbaren Zeithorizont seiner Existenz und die damit ausgelö-
sten direkten und indirekten wirtschaftlichen Folgen des zweiten Arbeitsmarktes gin-
gen die Meinungen jedoch deutlich auseinander. 
So wurde von einem Tei l der Teilnehmer des Streitgesprächs die Forderung, den in 
den Jahren 92/93 erreichten Umfang des zweiten Arbeitsmarktes ( A B M , Arbeit statt 
Sozialhilfe) fortzuschreiben bzw. wieder anzustreben, als absolut illusionär und nicht 
finanzierbar charakterisiert. Abzulehnen sei insbesondere ein unkontrollierter Einsatz 
arbeitsmarktpolitischer Instrumente. 
Nötig sei auch - so die sächsischen Erfahrungen - eine stärkere Regionalisierung der 
Initiativen zur Entwicklung des zweiten Arbeitsmarktes und eine stärkere Beteiligung 
der Akteure vor Ort. Dazu gehört auch eine veränderte Form der Zusammenarbeit der 
Arbeitsämter und Sozialämter. Für entscheidend wird jedoch gehalten, eine Beteili-
gung der Wirtschaft an Maßnahmen des zweiten Arbeitsmarkts sicherzustellen. 
Hinsicht l ich der gängigen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik wurde vor I l lu -
sionen gewarnt: In Fortbildung und Umschulung würde zwar viel Ge ld eingesetzt, 
1 Der Terminus„zweiter Arbeitsmarkt" wird hier deshalb verwendet, weil er von den Podiumsteilnehmern so benutzt 
wurde. Dem Verfasser erscheint richtiger, vom regulären Arbeitsmarkt und vom öffentlich geförderten Arbeitsmarkt 
zu sprechen. 
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ohne daß jedoch die notwendige Qualität erreicht wird. A u f Bildungsfirmen sollte ge-
nauer geschaut und effizienter mit den verfügbaren Mitteln gewirtschaftet werden. So 
wäre mit weniger Geld auszukommen und trotzdem die Teilnehmerzahl in Fortbil-
dung und Umschulung zu halten. Eine weitere Ausweitung der Förderung über A B M 
würde keine Arbeitsmarkteffekte bringen. 
Bei den produktiven Lohnkostenzuschüssen sind deutliche Negativerscheinungen in 
Gestalt von Mitnahmeeffekten bemerkbar. Es erfolgt zwar eine Einstellung geförder-
ter Personen aus der Arbeitslosigkeit durch die Betriebe, jedoch muß damit gerechnet 
werden, daß sie nach „Abfassen" der Fördermittel durch das einstellenden Unterneh-
men im nächsten Jahr wieder arbeitslos sein werden. 
E in ständig wiederkehrendes Argument gegen den öffentlich geförderten Arbeits-
markt ist die Behauptung einer durch ihn induzierten Wettbewerbsverzerrung zu U n -
gunsten privatwirtschaftlicher Unternehmen, die unter Marktbedingungen agieren 
müssen. Dem wurde entgegengehalten, daß es Mechanismen genug gäbe, um den 
zweiten Arbeitsmarkt auf Dauer zu erhalten und trotzdem den privatwirtschaftlichen 
Sektor nicht zu behindern. In der Diskussion wurde auf Erfahrungen aus Thüringen 
verwiesen, wo mittlerweile angesichts der Fülle von Aufgaben, die sinnvoll erledigt 
werden könnten, ohne mit den Interessen von Unternehmen zu kollidieren, selbst I H K 
und Handwerkskammer bei der Landesregierung anfragen, warum nicht mehr A B M 
durchgeführt werden. Allerdings hätte sich das Vergabeprinzip als für die Unterneh-
men nicht sehr interessant erwiesen. 
Übereinstimmung bestand in der Diskussion darüber, daß bei der derzeitigen Lage 
ohne den öffentlich geförderten Arbeitsmarkt viele gesellschaftlich nützliche Arbei-
ten liegen bleiben würden (Park-, Grünanlagenpflege etc.) und zugleich sinnvolle 
Betätigungsfelder für sonst Arbeitslose entfielen. 
Damit die Kommunen die Arbeit nicht angesichts zu tragender Finanzlasten statt in 
die Wirtschaft in den zweiten Arbeitsmarkt geben, müßten pragmatische Formen ent-
wickelt werden. Insgesamt sei - solange es nicht gelingt die Unterbeschäftigung mit 
anderen Mitteln weitgehend abzubauen - ein zweiter Arbeitsmarkt in einer für die 
Wirtschaft verträglichen Größenordnung und von der Wirtschaft aktiv mitgetragen er-
forderlich und möglich. 
Einen breiten Raum nahm im Streitgespräch die Frage der Zumutbarkeitskriterien ßr Ar-
beit ein - ein Problem, das den A K S A M F im Rahmen von Diskussionen schon mehrfach 
beschäftigt hat. Die Debatte wurde diesmal am Beispiel der gegenwärtigen Praxis der Ein-
beziehung von Sozialhilfeempfängern in Maßnahmen , Arbeit statt Sozialhilfe" geführt. 
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Kritisiert wurde eine Vorgehensweise, die Sozialhilfeempfängern, die sich nicht an 
„Arbeit-statt-Sozialhilfe"-Projekten beteiligen wollen, die Sozialhilfe streicht bzw. 
kürzt. Argumentiert wurde, daß Grundvoraussetzung für den Einsatz arbeitsmarktpo-
litischer Instrumente - wolle man nicht in die Nähe von Systemen wie dem Reichsar-
beitsdienst geraten - Freiwilligkeit der Teilnahme sein müsse. Bezug genommen 
wurde dabei auf aktuelle Erfahrungen aus Leipziger Betrieben für Beschäftigungsför-
derung. 
Dabei wurden als Ergebnis entsprechender Projektrecherchen u.a. folgende Da-
ten genannt: 
• 37% der befragten Sozialhilfeempfänger Ainnen haben in Leipzig das Angebot der 
Beteiligung an „Arbeit statt Sozialhilfe" abgelehnt, was eine sofortige Kürzung 
ihrer Sozialhilfe zur Folge hatte. 
• E in weiterer Tei l der Sozialhilfeempfänger nahm die Arbeit in den Maßnahmen nur 
sehr widerwillig an. Hierbei handelt es sich in erster Linie um hochqualifizierte 
Arbeitskräfte (Lehrer, Akademiker) mit oft abgeschnittenen Karrieren, aber auch 
um ganze Jahrgänge von Studenten. Sie halten es für aussichtslos, aus den Maßnah-
men heraus einen Arbeitsplatz auf den regulären Arbeitsmarkt zu finden, weil sie 
davon ausgehen, daß sie aufgrund der Teilnahme an „Arbeit statt Sozialhilfe" in der 
Wahrnehmung von „Personaleinstellern" eher stigmatisiert sind, als daß diese 
Maßnahmen „vermittlungsfördernd" wirken. 
• Die Kommune verfolgt mit diesem Zwangsmechanismus ausschließlich das Zie l , 
die Kosten zu senken. Was an persönlichen Problemen bei den Betroffenen dahin-
tersteht, wird nicht gesehen. 
D a die Erhebungen gleichzeitig zeigen, daß es genug Sozialhilfeempfänger gibt, die 
in den Projekten im Rahmen von „Arbeit statt Sozialhilfe" tätig sein möchten, er-
scheint das Verfahren unangemessen. Eine Verschärfung der Zumutbarkeit schaffe 
zudem keine neuen Arbeitsplätze, sondern würde nur die Betroffenen aus der Berech-
tigung zum Leistungsbezug ausschließen. Dagegen wurde die Überlegung gesetzt, 
daß wohl kaum jemand an solchen Projekten teilnehmen würde, wenn er allein durch 
Sozialhilfebezug von der Höhe her das gleiche Einkommen erzielen könne. 
In der Diskussion wurde mehrfach für eine differenziertere Sicht auf die Klientel der 
Sozialhilfeempfänger als Zielgruppe der Arbeitsförderung plädiert. 
Sozia lh i l feempfänger / - innen scheinen die beliebteste Zielgruppe der Arbeits-
marktpolitik geworden zu sein. Das ist angesichts der Mi t te lkürzungen auf B u n -
des- und Landesebene aus Sicht der Kommunen durchaus vers tändl ich . Ignoriert 
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wird dabei jedoch zumeist, daß Sozialhilfeempfänger Ainnen eine sehr heterogene 
Gruppe sind. Zu meinen, man brauche nur einen Arbeitgeber zu finden und könne 
dann sofort jeden Sozialhilfeempfänger in Beschäftigung schicken, geht in die falsche 
Richtung. Gerade für diese Arbeitsmarktgruppe ist eine differenziertere Sicht nötig. 
E i n Tei l dieser Gruppe kann in der Tat sofort arbeiten, ein anderer Tei l benötigt aber 
über Jahre hinweg und in verschiedene Richtungen Betreuung und Begleitung, um 
zunächst einmal überhaupt wieder an den regulären Arbeitsmarkt herangeführt wer-
den zu können. 
In der aktuellen Maßnahmephilosophie „Arbeit statt Sozialhilfe" scheint das Motto zu 
gelten: Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen. Eine solche rigide Sichtweise wird je-
doch der sehr unterschiedlichen Situation, in der sich die Betroffenen befinden (be-
züglich familiärer Lage, Alter, Gesundheitszustand, Qualifikation, Berufserfahrung 
usw.) nicht gerecht. Es ist zu befürchten, daß dieses Junktim trotzdem Anwendung 
findet, um die Kassen der Kommunen zu entlasten. Und es besteht die Gefahr, daß auf 
diesem Wege - quasi als zweiter Schritt - die Arbeitslosenstatistik weiter geschönt 
wird: D a die Betroffenen eine „zumutbare Arbeit" abgelehnt haben, stehen sie gemäß 
der geltenden Definition dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung und sind damit auch 
nicht mehr in der Arbeitslosenstatistik enthalten. 
3. Wege zu mehr Beschäftigung 
Die Notwendigkeit von Veränderungen in der Einkommensverteilung als Vorausset-
zung, um zu mehr Beschäftigung zu gelangen, wurde von allen Diskutanten betont, 
wenn auch mit überaus unterschiedlichen Zielvorstellungen. Wie derartige Umvertei-
lungen jedoch angesichts geringer bzw. nicht vorhandener Spielräume im Lohnbe-
reich in den Griff zu bekommen sind, ist weitgehend offen. 
Eine der in der Diskussion vertretenen Auffassungen war, daß eine wirksame Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit nur durch stärkere Spreizung der Einkommen möglich sei. Eine 
der Kernfragen einer entsprechenden Strategieentwicklung wäre die Bestimmung des zen-
tralen Verarmungsrisikos. Nach der Datenlage erscheint derzeit einerseits die Arbeitslo-
sigkeit als das zentrale Verarmungsrisiko. Andererseits gibt es aber den deutlichen Trend 
der Verarmung trotz Arbeit. Immer mehr Menschen geraten unter die Armutsgrenze, ob-
wohl sie Arbeit haben. Das induziert die Frage nach einer effizienten Armutsverhinde-
rungspolitik bzw. Armutsverhinderungsstrategie. Als eine der denkbaren Varianten ei-
ner positiven Strategie der Armutsverhinderung wurde im Streitgespräch die On-the-
Job-Integration durch die Kopplung von Arbeit und Transferleistungen thematisiert. 
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Die Integration in den Arbeitsmarkt wäre - so die Diskussion - erst dann ein Schritt in 
die richtige Richtung, wenn nachher auch eine „Aufwärtsmobilität im Arbeitsmarkt" 
gewährleistet werden könne. Diese Aufwärtsmobilität, die übrigens auch in den U S A 
nicht gerade überwältigend ist, hänge vor allem von der Qualifikation ab, die in den 
Arbeitsmarkt mit hinein gebracht wird. Letztere bestimme darüber, ob man Aufwärts-
mobilität durch Training-on-the-Job flankieren kann. Nach einer bestimmten Zeit der 
Arbeitslosigkeit sollte die Unterbreitung eines Beschäftigungsangebotes erfolgen, das 
zur Qualifizierung genutzt werden kann. Für die Finanzierung einer solchen Strategie 
der Armutsverhinderung stünde derzeit in Deutschland eine finanzielle Manövrier-
masse (Ausgaben, die jetzt durch B S H G und Arbeitslosenhilfe anfallen und einge-
spart werden könnten) in der Größenordnung von 30 bis 50 M r d . D M zur Verfügung. 
Die Kosten für eine Armutsverhinderungsstrategie ausschließlich über eine reine ne-
gative Einkommenssteuer wären vor allem von drei Parametern abhängig: 
- dem Existenzminimum; 
- der Transferentzugsrate sowie 
- der oberen Einkommensgrenze, bis zu der mit dem verändernden Transferent-
zugssatz operiert werden kann. 
Das Model l des „Kombieinkommens" hätte - so eine in der Diskussion vertretene 
Meinung - den Schwachpunkt, daß es zu teuer werden könne, wenn das Mindestein-
kommen unangetastet bleibt. Es sei die Frage zu stellen, ob man das Existenzmini-
mum für erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger absenken und mit einem veränderten 
Transferentzugssatz arbeiten kann, damit diejenigen, die von Arbeitslosigkeit in Be-
schäftigung wechseln, in jedem Falle besser gestellt sind als zuvor. Erst wenn auch 
unter diesen Voraussetzungen die Arbeitsnachfrage von privaten Unternehmen und 
Haushalten nicht steigt, könne gesagt werden, daß die Anreizwirkungen einer Negativ-
steuerlösung nicht ausreichend sind, um mehr Arbei tsplätze in Deutschland zu 
schaffen. 
Es wurde auf entsprechende Erfolge in den U S A beim Einsatz des „Kombilohnes" 
verwiesen. Auch die Bundesrepublik als eine reiche Nation könne ihn sich leisten. 
Seine Anwendung ist immer noch vorteilhafter als die „harte" Variante, bei der nur 
das bezahlt werde, was die Arbeit auf dem internationalen Markt wert sein. 
Die Arbeitszeitpolitik wurde als eine weitere problemrelevante Verteilungsstrategie 
thematisiert, die Umverteilung von Arbeit und Einkommen einschließt. 
Arbeitszeitumverteilung sei allerdings nur dann akzeptabel, wenn sie sich an den 
Bedürfn issen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern, nach Verringerung des E i n -
kommens zugunsten von mehr Freizei t und vice versa ausrichtet. H i e r g ä b e es 
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ein Erschließungspotential, das bisher kaum genutzt wird. Es dürfe jedoch dabei nicht 
außer Acht gelassen werden, daß Arbeitszeitpolitik auch Kosten verursache, die sie 
kontraproduktiv werden lassen könne. 
Dem wurde entgegengehalten, daß zur Schaffung zusätzlicher Beschäftigung im ge-
wünschten Umfang Arbeitsumverteilung und Arbeitszeitverkürzung in viel größerem 
Maßstab erforderlich sind, als sie bisher diskutiert würden. Damit sei allerdings ein 
brisantes gesellschaftspolitisches Werteproblem aufgeworfen. Letztlich gehe es um 
die U m - und Neubewertung von verschiedenen Arbeitsformen, von Familienarbeit, 
Reproduktionsarbeit, ehrenamtlicher Arbeit. Letzteres sollten Wissenschaft und Pol i -
tik viel stärker thematisieren. Kritisiert wurde, daß derzeit die größten Protagonisten 
von Arbeitszeitverkürzungen (Parteien, Gewerkschaften usw.) diejenigen seien, bei 
denen die Beschäftigten am längsten arbeiten. 
Die Wege, die zur Existenzgründerförderung gegangen worden sind, sollten beibehalten 
und bestehende Existenzgründungen stabilisiert werden. Der Preis des Erfolgs zuneh-
mender Unternehmensgründungen sei aber immer auch eine Zunahme der Insolvenzen. 
Dies sei eigentlich ein durchaus normaler Sachverhalt. Leider werde das in Deutschland 
nicht so gesehen. Jeder Unternehmer, der hier Pleite macht, ist dauerhaft stigmatisiert, 
ganz im Unterschied zur Unternehmenskultur in den U S A und anderen Ländern - auch 
ein Grund für die nicht ausreichende Bereitschaft, sich selbständig zu machen. 
Vehement diskutiert wurden im letzten Problemfeld des Streitgesprächs die Beschäf-
tigungsmöglichkeiten für Hoch- und Niedrigqualifizierte. 
Bei der Entwicklung eines hochqualifizierten Beschäftigungssektors sollte man be-
achten, daß es immer Personen geben wird, die diesen Qualifikationsanforderungen 
nicht gewachsen sind. Zwar existiert auch für einfache Arbeit ein Markt, aber eben in 
Deutschland nicht in ausreichendem Umfang. Daß deutschen Betriebe Arbeitsplätze 
ins Ausland verlagern, liegt nicht an irgendwelchen Vorlieben, sondern resultiert aus 
dem Zwang, Arbeiten dort durchführen zu lassen, wo sie bezahlbar seien. Wären die 
Lohnkosten in der Bundesrepublik nur so hoch wie in Osteuropa, gäbe es diesen A r -
beitsplatzexport nicht. 
In einer nächs ten Runde wurde darüber debattiert, daß bei Übe r l egungen zur Be -
schäf t igungspol i t ik nicht vergessen werden dürfe , daß die Kosten für die Finan-
zierung der Arbeitslosigkeit geringer sind, als die Kosten für die Finanzierung 
von Arbeit . In diesem Zusammenhang wurde die Auffassung vertreten, daß sich 
die Bundesrepublik den Luxus leiste, nicht den Gegebenheiten des Arbeits-
marktes zu entsprechen. Je stärker sich der Staat engagiere (z .B. mit Altersteilzeit, 
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Stützung des zweiten Arbeitsmarktes, praktisch unbegrenzter Gewährung von A r -
beitslosenunterstützung unter bestimmten Bedingungen), um so mehr sorge er dafür, 
daß kein Zwang mehr bestände, sich an veränderten Bedingungen anzupassen. A u f 
Dauer könne sich der Staat dies nicht mehr leisten. 
Aus Sicht der Teilnehmer am Streitgespräch wären neue Initiativen zur Schaffung ei-
nes Bündnisses für Arbeit dringend angeraten. Sie müßten jedoch unter anderem Vor-
zeichen als bisher stehen: So sollten in das Bündnis zum Beispiel auch Eigenleistun-
gen der Bundesregierung für Beschäftigungsprogramme und öffentlich geförderte Be-
schäftigung einfließen. Durch eine ökologische Steuerreform könnten direkt Beschäf-
tigungsimpulse ausgelöst und damit dann auch die Einnahmesituation des Staates und 
der Sozialversicherungen verbessert werden, was neue Spielräume für arbeitsmarkt-
politische Aktivitäten eröffnen würde. 
Gefordert wurde, daß zu den Akteuren eines solchen Bündnisses für Arbeit auch die 
Deutsche Bundesbank gehören müsse. Es sei bezeichnend, daß sie bisher - wenn über-
haupt - nur eine Randrolle in den auf der Jahrestagung vorgestellten Szenarien spiele. 
Die Arbeitsmarktproblematik zu lösen, setze deutlich höhere Zuwachsraten in der 
Produktion und beim Aufbau des Produktionsapparates, sprich bei den Investitionen 
voraus. Doch immer dann, wenn die Auslastung der Produktionskapazitäten einen 
Grad erreicht hat, bei dem es sinnvoll wäre, diese Kapazitäten zu erweitern, würde die 
Bundesbank die Zinsbremse einschalten und so verhindern, daß es zu Beschäftigungs-
effekten kommt. 
Die bewußt gewählte durchaus „pluralistische" Zusammensetzung des Podiums ließ 
schon im Vorfeld kaum erwarten, daß es zu weitgehenden Übereinstimmungen bei 
der Analyse der Ursachen der Massenarbeitslosigkeit kommen würde - noch weniger 
war mit einheitlicher Beurteilung der anzuwendenden Therapien zu rechnen. Auch 
wenn der Verlauf der Debatte diese Erwartung durchaus bestätigt hat, war zugleich 
auch zu konstatieren, daß es neben ziemlich unvereinbar gegeneinander gesetzten 
Standpunkten bei einer Reihe aufgeworfener Fragestellungen durchaus Berührungs-
punkte zwischen den eingebrachten Positionen gab. Und es war zumindest die Bereit-
schaft erkennbar, die Berechtigung eigener Einschätzungen neu zu reflektieren. Inso-
weit war das Podium in Richtung auf das für die Praktizierung künftiger Lösungen 
und Wege aus der Beschäftigungskrise zweifellos nach wie vor zu präferierenden 
Konsensprinzips einen ganzen Schritt weiter gekommen. Es bleibt abzuwarten, ob 
sich in der realen Welt der politischen Auseinandersetzungen die maßgeblichen ge-
sellschaftlichen Kräfte ebenfalls auf ein neues Konzept einigen, oder ob politische 
Mehrheiten für die Umsetzung existierender Konzepte gewonnen werden. 
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